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Vorwort

In diesem Beiheft wird {iber den wissenschaftlichen Teil der 64. Jahres-
tagung der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher
Forschungsinstitute berichtet, die am 26. und 27. April 2001 in Berlin
stattfand und das Thema

»,Migration in Europa“
zum Gegenstand hatte.

Fir die wissenschaftliche Vorbereitung der Tagung waren Thomas
Straubhaar (Hamburg) und Klaus F. Zimmermann (Berlin) verantwort-
lich. Sie danken insbesondere Christian Weise (Berlin) fiir die Unterstiit-
zung.

Das Einleitungsreferat hielt Hans-Olaf Henkel (Berlin). Fiir die dann
folgenden Sitzungen waren Referate und Korreferate vorgesehen. Die
Autoren dieser Beitrage waren Barbara Dietz (Minchen), Holger Bonin
(Bonn), Herbert Briicker (Berlin), Felix Bilichel (Berlin), Michael C.
Burda (Berlin), Christian Dustmann (London), Gebhard Flaig (Miinchen),
Hans Dietrich von Loeffelholz (Essen), Helmut Seitz (Frankfurt/Oder)
und Ulrich Walwei (Nirnberg). Die abschlieBende Podiumsdiskussion
bestritten Hartmut Esser (Mannheim), Bettina Schattat (Nurnberg) und
Thomas Straubhaar (Hamburg).

Die 65. Jahrestagung soll am 25. und 26. April 2002 in Berlin stattfin-
den und behandelt das Thema

,Osterweiterung der EU“

Sie wird vom IWH (Halle) und dem ifo-Institut (Miinchen) inhaltlich
vorbereitet.

Essen, im August 2001

Paul Klemmer
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
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Perspektiven der Zuwanderungspolitik

Zusammenfassung

Von Hans-0Olaf Henkel, Berlin

Im folgenden mochte ich in Form von Thesen Perspektiven einer
modernen Zuwanderungspolitik in Deutschland entwickeln. Sie sollen
als Grundlage und politischer Rahmen fiir diese wissenschaftliche
Tagung der ARGE zur Immigration in Europa dienen. Dazu gliedere ich
das Thema Zuwanderungspolitik anhand von drei Aspekten:

I. Strukturen der bisherigen Zuwanderung nach Deutschland
II. Die demographische Krise und ihre Folgen

III. Gestaltungselemente einer modernen Zuwanderungspolitik

I. Strukturen der bisherigen Zuwanderung
nach Deutschland

1. Faktisch ist Deutschland schon seit langem ein Zuwanderungsland.
Seit 1985 erhohte sich der Auslénderanteil in der deutschen Bevolke-
rung von 4,5 Millionen auf 7,4 Millionen, was eine Nettozuwanderung
von 2,9 Millionen Menschen bedeutet. Damit stieg der Prozentsatz der
auslandischen Bevélkerung von 7,3 Prozent im Jahr 1985 auf 9,1 Pro-
zent im Jahr 2000.

2. Seit den 50er Jahren gab es zwei Hohepunkte der Zuwanderung:
Einmal 1969/1970 durch sogenannte ,Gastarbeiter” und das andere
mal 1992/1993 durch Biirgerkriegsfliichtlinge aus Jugoslawien. Lag
1993 die Anzahl der Asylantrage noch bei 332.599, so ist sie bis in das
Jahr 2000 auf 78.564 Personen zurilickgegangen. Betrachtet man die
Asylantrége pro tausend Einwohner, so lag Deutschland 1999 mit 1,2
Antragen zum ersten mal deutlich unter dem EU-Durchschnitt mit
1,6. Was den prozentualen Anteil der Asylbewerber an der Gesamtbe-
volkerung betrifft, so befand sich Deutschland im Jahr 1999 weit
abgeschlagen an der neunten Stelle im hinteren Mittelfeld innerhalb
der EU. Innerhalb Europas rangiert Deutschland beziiglich des Aus-
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landeranteils mit 9% an dritter Stelle hinter Luxemburg mit 34,2%
und Schweiz mit 19,6% vor Belgien mit 8,8%. Zusammengefasst
bedeutet das, dass man in Deutschland nicht von einer besonderen
Belastung durch Zuwanderer, Asylanten oder Auslénder sprechen
kann.

. Im Gegensatz zu manchen Vorurteilen war und ist die bisherige

Zuwanderung nach Deutschland nicht nur keine Belastung, sondern
bedeutet liberwiegend eine Stirkung der sozialen und wirtschaft-
lichen Struktur Deutschlands. Da es in Deutschland seit 1972 mehr
Sterbefille als Geburten gibt, wire die Bevolkerung ohne Zuwande-
rung zwischen 1970 und 1995 um 2 Millionen geschrumpft. Dariiber
hinaus erwirtschaften 280.000 auslandische Selbstéandige in Industrie,
Handel und Handwerk einen jahrlichen Umsatz von mehr als 35 Mil-
liarden DM und beschiftigen iiber 160.000 Arbeitnehmer, darunter
auch viele Deutsche.

II. Die demographische Krise und ihre Folgen

. Seit Mitte der 60er Jahre ist in Deutschland die Geburtenrate gesun-

ken auf heute 1400 Kinder pro 1000 Frauen. Um die Bevolkerungs-
zahl zu erhalten, sind rund 2100 Kinder pro 1000 Frauen notwendig.
Gleichzeitig hat sich die durchschnittliche Lebenserwartung seit Ende
des 19. Jahrhundert verdoppelt. Beide Phénomene bedeuten, dass die
deutsche Bevolkerung schrumpft und gleichzeitig eine stetige Alte-
rung erfihrt.

. Auch bei einer jahrlichen Nettozuwanderung von 100.000-200.000

Personen wird die deutsche Bevolkerung bis in das Jahr 2050 von
heute rund 80 Millionen auf 65-70 Millionen abnehmen.

. Bei der gegenwartigen Bevolkerungsentwicklung und Lebensarbeits-

zeit benotigt Deutschland rund 450.000 Zuwanderer pro Jahr, um die
heutige Anzahl der Erwerbstitigen aufrecht zu erhalten. Diese Zahl
ist nicht nur wichtig fiir den Arbeitsmarkt, sondern auch entschei-
dend fiir die Finanzierung der Sozialversicherungen (Rentenversiche-
rung, Krankenversicherung usw.). Unter den heutigen demographi-
schen Bedingungen erwarten Fachgutachter spatestens im Jahr 2020
einen rapiden Anstieg der Rentenversicherungsbeitriage auf 24 bis 32
Prozent des Einkommens.

Schon heute herrscht in Deutschland ein Arbeitskriftemangel in
vielen Bereichen des Arbeitsmarktes, insbesondere im IT-Bereich, im
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Bereich der Elektrotechnik und des Maschinenbaus, aber auch im
Bereich des Handwerks, der Gastronomie und der Pflegeberufe.
Bundesweit gibt es rund 1,5 Millionen offene Stellen, die trotz der
knapp 4 Millionen Arbeitslosen schwer oder gar nicht besetzt werden
konnen. Diese Situation wird noch verschirft durch die Tatsache,
dass Deutschland nicht der einzige Bewerber um die Zuwanderung
von Fachkriften ist: Die USA brauchen rund 327.000, Japan 609.000,
Grofibritannien 114.000 und Frankreich 99.000 Zuwanderer pro Jahr.

. SchlieBlich ist noch zu beachten, dass sich in Nordafrika und im Vor-
deren Orient die Bevolkerung innerhalb der nichsten Jahrzehnte
nahezu verdoppeln wird, so dass ein zusétzlicher Immigrationsdruck
entstehen wird, der mit der bisherigen Einwanderungspolitik nicht zu
bewaltigen ist.

III. Elemente einer modernen Zuwanderungspolitik

. Wollte man die genannten Auswirkungen der demographischen Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt allein durch eine Verldngerung der
Lebensarbeitszeit aufheben, miisste das Renteneintrittsalter auf 77
Jahre steigen. Diese absurde Zahl macht noch einmal deutlich, dass
eine gezielte und systematische Zuwanderungspolitik notwendig ist,
die sich mit flexiblen Zuwanderungsquoten nach dem jeweiligen
Bediirfnissen des Arbeitsmarktes orientiert. Was die Auswahl der
Zuwanderer betrifft, so kann man von den Kriterienlisten der klassi-
schen Einwanderungsldnder wie Kanada, Australien und die Schweiz
lernen. Zu den Auswahlkriterien sollten die Ausbildung, die Berufser-
fahrung, das Alter und deutsche Sprachkenntnisse gehoren.

. Kurzfristig kann auch eine liber den IT-Bereich hinausgehende, auf
andere Berufsbereiche erweiterte Green Card den akuten Fachkrafte-
mangel lindern. Damit das jedoch effektiver als bisher geschieht,
miissen die fiir die jetzige Green Card geltenden Beschrankungen
durch hochstens finf Jahre Aufenthaltsdauer, durch ein Mindestver-
dienst von 100.000 DM pro Jahr bei nicht vorhandenem Hochschulab-
schluss und durch das Verbot fiir die Ehepartner, selbst berufstitig zu
sein, abgeschafft werden.

. Zu einer erfolgreichen Zuwanderungspolitik gehort auch eine syste-
matische Integrationspolitik, bei der alle gesellschaftlichen Gruppen
und Institutionen einbezogen werden. Diese umfasst u.a., die einhei-
mische Bevoélkerung aufzuklidren und in diesem Zusammenhang vor
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allem die unbegriindeten Angste abzubauen, durch die Zuwanderung
von Fachkraften wiirden den deutschen Biirgern die Arbeitsplitze
weggenommen werden. Internationale Studien belegen, dass Staaten
mit besonders hohem Ausldnderanteil eine eher niedrige Arbeitslosig-
keit haben. AuBerdem hat sich gezeigt, dass durch die Beseitigung
von Engpiassen auf dem deutschen Arbeitsmarkt durch Auslander mit
dringend gesuchten Qualifikationen im Durchschnitt 2,5 Arbeits-
platze fiir Einheimische geschaffen werden. Ein weiteres wichtiges
Element der Integration ist, fiir Zuwanderer die Moglichkeit zu
schaffen, nicht nur die deutsche Sprache zu lernen, sondern auch
Grundwissen zur deutschen Geschichte, Kultur und Politik zu er-
werben.

Die Erfahrungen mit der bisherigen Green Card und realistische
Abschatzungen beziiglich des maximalen Zuwanderungspotentials
angesichts des weltweiten Wettbewerbes um die besten Kopfe belegen
deutlich, dass die demographische Krise Deutschlands nicht allein
durch Zuwanderungs- und Integrationspolitik geldst werden kann.
Diese muss durch verstarkte Anstrengungen in der Bildungs- und
Familienpolitik ergénzt werden. Dazu gehoéren u.a. effektive Strate-
gien zur Nachwuchssicherung, zur Aus- und Weiterbildung und zur
Verbesserung der Moglichkeiten fiir Frauen, Familie und Karriere zu
vereinbaren. Naheliegende EinzelmaBnahmen in diesem Zusammen-
hang sind kiirzere Erstausbildungszeiten, die verstirkte Anwerbung
von auslidndischen Studenten, die Schaffung von ganztéigigen Kinder-
tagesstiatten und Schulen und schlieBlich die zu mindest 6konomische
Gleichstellung von Familien gegeniiber kinderlosen Biirgern durch
eine entsprechend gerechtere Gestaltung der Steuer- und Sozialsy-
steme. Auch muss die Qualitiat des deutschen Bildungssystems gestei-
gert werden, in dem mehr Wettbewerb zwischen den Schulen und
Hochschulen erméglicht wird. Dies wird nur gelingen, wenn mehr
Autonomie fiir Schulen und Hochschulen, Zugangspriifungen und
Studiengebiihren zugelassen werden.

. Als erste Losungsansiatze zur Behebung des akuten Fachkrafteman-

gels sollte die Bundesregierung ihre Versprechungen wahr machen
und durchsetzen, dass alle ausléandischen Studenten nach Abschluss
des Studiums und alle Asylbewerbern nach einem Jahr Aufenthalts-
dauer eine Arbeitserlaubnis bekommen. Dariiber hinaus sollte die
Bundesregierung unterstiitzt werden, den Beschluss des EU-Gipfels in
Nizza, europaweit das Asylrecht zu harmonisieren und die Zuwande-
rungspolitik abzustimmen, umzusetzen. Bei dem letzteren geht es vor
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allem darum, faire Spielregeln fiir den Wettbewerb um die besten
Kopfe innerhalb Europas zu schaffen.

Nur durch all diese MaBnahmen zusammen hat Deutschland eine reale
Chance, die Gefsahrdung des Arbeitsmarktes und der Sozialsysteme
durch die demographische Krise zu verhindern.
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Die Folgen der Freiziigigkeit fiir die Ost-West-Migration

Schlussfolgerungen aus einer Zeitreihenanalyse
der Migration nach Deutschland,
1967 bis 1998

Von Herbert Briicker, Berlin!

I. Einleitung

Die Osterweiterung der Europidischen Union (EU) unterscheidet sich
von vorangegangenen Erweiterungsrunden durch ein héheres Einkom-
mensgefille zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft und den Bei-
trittskandidaten. Nach den Schitzungen von Eurostat (2000) und der
Weltbank (2000) belduft sich das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf
zu Kaufkraftparitdten im Durchschnitt der zehn Beitrittskandidaten aus
Mittel- und Osteuropa auf knapp 40 Prozent des Niveaus der gegenwair-
tigen Mitgliedsstaaten der EU, zu laufenden Wechselkursen erreichen die
MOEL ein BIP pro Kopf von rund 15 Prozent des Niveaus in der EU. Fir
die Unterschiede in den Lohnniveaus gelten vergleichbare GréBenord-
nungen. Unter realistischen Annahmen tiber die Konvergenz der Ein-
kommen wird es Dekaden in Anspruch nehmen, bis die Einkommensdif-
ferenzen zwischen den gegenwirtigen EU-Mitgliedern und den MOEL
auf ein Niveau sinken werden, das bei Stiderweiterung der EU um Grie-
chenland 1981, bzw. um Portugal und Spanien 1986, bestand.

Vor diesem Hintergrund erwarten viele Beobachter nach einer Ausdeh-
nung der Freizligigkeit in der EU auf die neuen Mitglieder aus Mittel-
und Osteuropa einen deutlichen Anstieg der Ost-West-Migration, insbe-
sondere in den grenznahen Lé&ndern und Regionen. Tatséchlich ist die
Einwanderung aus den MOEL bislang, im Vergleich zu den Einkom-
mensunterschieden, gering. Die ausldandische Wohnbevélkerung aus den
MOEL-10 in der EU kann fir 1999 auf rund 870000 Personen geschitzt

1 DIW Berlin und IZA Bonn. Ich danke Wolfram Schrettl, Parvati Triibswetter
und Jurgen Wolters sowie den Teilnehmern der ARGE-Tagung fiir viele hilfreiche
Anregungen und Kommentare. Alle Fehler sind nattirlich allein von dem Autor zu
verantworten.

2 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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werden, rund 300000 Personen sind als Arbeitnehmer sozialversiche-
rungspflichtig beschaftigt. Rund zwei Drittel der auslandischen Wohnbe-
volkerung und Arbeitnehmer aus den MOEL in der EU entfallen auf
Deutschland (Boeri/Briicker et al., 2001).> Allerdings spiegeln sich in
diesen Zahlen erhebliche Restriktionen fiir die Zuwanderung, die insbe-
sondere nach der Rezession von 1993 in Kontinentaleuropa erheblich
verscharft wurden. Aus den Erfahrungen in der ersten Dekade nach
Beginn der Offnung und Transformation kénnen deshalb nur bedingt
Schlussfolgerungen fiir das kiinftige Migrationspotential gezogen
werden. Die Ungewissheit tiber den Umfang der Migration nach Einfiih-
rung der Freiziigigkeit fiir Personen und Arbeitnehmer ist folglich hoch.
Die Spekulationen reichen von der Annahme, dass die Osterweiterung
dhnlich wie im Fall der Suiderweiterung nur einen marginalen Anstieg
der Zuwanderung bewirken wird, bis hin zu der Erwartung, dass auf-
grund des Einkommensgefélles langfristig mit einer Zuwanderung von
bis zu elf Millionen Menschen nach Deutschland zu rechnen ist (Finan-
cial Times Deutschland, 2000).

In diesem Beitrag werden Schlussfolgerungen aus den historischen
Wanderungsbewegungen nach Deutschland wahrend der Nachkriegszeit
fiir das Migrationspotential aus den MOEL-10 gezogen. Deutschland ver-
fiigt — im Unterschied zu den meisten anderen Mitgliedern der EU - iiber
eine umfassende Statistik der auslandischen Wohnbevolkerung sowie der
Ein- und Auswanderung nach Herkunftsldndern seit 1967. Diese Daten-
grundlage ermoglicht eine Zeitreihenanalyse der Zuwanderung nach
Deutschland. Unsere empirische Analyse stiitzt sich auf ein Fehlerkor-
rekturmodell. Dieses Modell wurde fiir ein Panel aus 18 europaischen
Herkunftslandern der Migration in dem Zeitraum von 1967 bis 1998
geschitzt. Das Modell beruht auf der Annahme, dass zwischen dem Be-
stand an Migranten aus einem Herkunftsland und 6konomischen Varia-
blen wie den Einkommensunterschieden und den Beschéftigungschancen
in den Ziel- und Herkunftslandern eine dynamische Gleichgewichtsbe-
ziehung existiert. Tatsachlich bestitigen unsere Tests, dass in dem Panel-
Datensatz die statistischen Voraussetzungen fiir eine Kointegration der
Variablen, d.h. fiir ein dynamisches Gleichgewicht, erfiillt sind.

Aus der Schatzung des Fehlerkorrekturmodells kénnen Aussagen so-
wohl tiber das Niveau der auslandischen Wohnbevolkerung im dynami-
schen Gleichgewicht als auch iiber die Geschwindigkeit der Anpassung
an das langfristige Gleichgewicht abgeleitet werden. Innerhalb unserer

2 Diese Zahlen beziehen sich allein auf die legale Migration.
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Stichprobe ist die Vorhersagequalitit des Modells befriedigend. Aller-
dings trifft jede Projektion des Migrationspotentials, die Erfahrungen
aus vergangenen Wanderungsprozessen nicht nur auf andere Zeitraume,
sondern auch auf andere Landergruppen tibertrigt, auf eine Reihe von
methodischen Problemen. Das grundlegende Problem besteht darin, dass
mit der Ubertragung von historischen Erfahrungen aus anderen Linden
nicht nur angenommen wird, dass das Verhalten der Individuen tiber die
Zeit konstant bleibt, sondern auch iiber den Raum. Tatsichlich beobach-
ten wir jedoch erhebliche Unterschiede zwischen den Landern. In unse-
rem Schitzmodell haben wir deshalb konstante Unterschiede zwischen
den Lé&ndern, sogenannte ,fixe“ Effekte, berticksichtigt. Diese Unter-
schiede kénnen auf bestimmte Charakteristika der Herkunftslander, wie
Sprache, Kultur, geographische Lage usw. zurlickgefiihrt werden, die den
Umfang der Migration beeinflussen. Die Hypothese, dass sich die ,fixen“
Effekte zwischen den Léndern unterscheiden, wird durch Tests bestatigt.

Die Existenz konstanter Unterschiede zwischen den Léndern wirft
Probleme fiir die Prognose auf. Sofern wir die mittel- und osteuropii-
schen Lander aufgrund der starken Wanderungsrestriktionen vor, aber
auch nach dem Fall des , Eisernen Vorhangs“ nicht in unsere Stichprobe
aufnehmen konnen, bestehen grundsitzlich zwei Losungswege: Erstens
kann eine durchschnittliche Konstante fiir alle Linder zugrunde gelegt
werden und die Varianz der fixen Effekte zur Abgrenzung des Prognose-
intervalls herangezogen werden. Zweitens kann die Information unter-
schiedlicher konstanter Effekte zwischen den Léndern fiir die Prognose
genutzt werden, indem die fixen Effekte in einer zweiten Regression
durch konstante Faktoren, die Kosten und Nutzen der Migration beein-
flussen erklart werden. Dieser Ansatz wurde erstmals von Michael Fertig
(1999) fiur die Schiatzung des Migrationspotentials verfolgt. An diese
Arbeit kniipft der vorliegende Beitrag an.

Schliefllich haben wir verschiedene Teilstichproben fiir die Herkunfts-
lander der Migration ausgewéhlt, um zu tiberpriifen, in welchem Umfang
die Auswahl der Léanderstichprobe die Voraussage beeinflusst. Auch
wenn die Ergebnisse insgesamt ein recht konsistentes Bild ergeben, so
sind die Schitzungen nur als Hinweis auf moégliche Gré68enordnungen
des Wanderungspotentials zu verstehen. In makroékonomischen Wande-
rungsmodellen kénnen nur ein Teil der komplexen Faktoren, die die
internationale Migration beeinflussen, berticksichtigt werden. Sie sind
deshalb nicht als Prognose im engeren Sinne zu verstehen.

In dem folgenden Abschnitt werden zunichst die theoretischen Annah-
men, die unserem Schitzmodell zugrunde liegen und die Spezifikation

9%



20 Herbert Briicker

des Modells dargestellt (Abschnitt 2). Abschnitt 3 erlautert die Daten-
grundlage. Danach werden die Schatzergebnisse (Abschnitt 4) und die
Ergebnisse der Simulationen (Abschnitt 5) présentiert. Schlieflich
werden die Ergebnisse zusammengefasst und auf die Unterschiede zu
den Schétzungen des ifo-Institutes sowie die Kritik des Korreferenten
eingegangen (Abschnitt 6).

Der vorliegende Beitrag ist gegeniiber dem Vortrag auf der ARGE-
Tagung tiberarbeitet worden. Insbesondere die Ableitung des Schéatzmo-
dells wurde vereinfacht und einige Erlauterungen zur Datengrundlage
aufgenommen. An den grundlegenden Ergebnissen hat sich jedoch nichts
geandert.

II. Theoretischer Hintergrund und Spezifikation des Modells
1. Theoretischer Hintergrund

Das hier verwendete Schitzmodell beruht auf der Hypothese, dass die
Migration ein Ungleichgewichtsphinomen ist. Ahnlich wie von den meis-
ten Schétzansatzen wird angenommen, dass die Migration eine Investi-
tion in das Humankapital der betroffenen Akteure ist, die Erwartungen
tiber Nutzen und Kosten der Investition in Form von Einkommen und
eine Reihe von nicht-pekuniaren Faktoren bilden (Sjaastad, 1962). Diese
Erwartungen iiber kiinftige Einkommen hingen wesentlich von den
Beschiaftigungschancen in den jeweiligen Landern ab (Harris-Todaro,
1970). Die Entscheidung, im In- oder im Ausland zu leben, wird jedoch
nicht allein durch makrotkonomische Variablen determiniert. Indivi-
duelle Praferenzen, persénliche Humankapitalcharakteristika und zahl-
reiche andere soziale und kulturelle Faktoren beeinflussen die Migra-
tionsentscheidung. Unter der Annahme, dass die Neigungen und Fahig-
keiten zur Migration ungleich iiber die Bevolkerung eines Landes verteilt
sind, ergibt sich, ceteris paribus, eine inverse Beziehung zwischen der
Wanderungsbereitschaft in der Bevolkerung des Heimatlandes und dem
Anteil der bereits Ausgewanderten an der Bevolkerung. Bei einer gegebe-
nen Differenz der Pro-Kopf-Einkommen ergibt sich folglich langfristig
ein Gleichgewicht, in dem die Nettomigrationsrate auf null sinkt.?

3 Diese Hypothese steht interessanterweise in Ubereinstimmung mit dem klas-
sischen Harris und Todaro-Modell: ,In our model migration is a disequilibrium
phenomenon. In equilibrium (...) migration ceases.”“ Harris/Todaro 1970, S. 129.
Allerdings nehmen Harris und Todaro an, dass Beschiftigungsraten sowie die
Lohne in der Heimatregion endogen determiniert werden, wéhrend in dem hier
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Die Individuen entscheiden in jeder Periode t dariiber, ob sie im Aus-
land oder im Heimatland leben wollen. Da fiir den Wechsel des Wohnsit-
zes in das Ausland, aber auch fiir die Riickkehr in das Heimatland, Fix-
kosten anfallen, werden Erwartungen iiber die kiinftigen Nutzenstréome
gebildet. Der Nettonutzen des Lebens im Ausland, Bj, eines Individuums
i, kann in allgemeiner Form als

(1) B, = u(yf) —u(y?) +d;

geschrieben werden, wobei u(yf) den Nutzen aus dem erwarteten Ein-
kommen in Land j (j € {f,h}) und d; die Nutzendifferenz zwischen dem
Leben im Ausland und dem Heimatland, einschliefllich aller pekuniiren
und psychischen Kosten der Migration, bezeichnen. Zur Vereinfachung
der Schreibweise verzichten wir zunéchst auf die Verwendung des Zeit-
indexes. In Anschluss an Harris und Todaro (1970) und Todaro (1969)
wird angenommen, dass die Erwartungen iiber die Einkommen im
wesentlichen tiber die Wahrscheinlichkeit beschaftigt zu sein, determi-
niert werden. Wenn die Arbeitsplatze periodisch nach dem Zufallsprin-
zip unter den Arbeitssuchenden verteilt werden (Harris/Todaro 1970),
dann gilt fiir das erwartete Einkommen im Ausland

yf =ple) -y, 0<ple) <1, p(0) =0, p(1) =1,

und analog im Heimatland
Y, = qlen) - yn, 0<qlen) <1, g(0) =0, g(1) =1,

wobei p(-) bzw. q(-) Funktion der Beschiftigungsraten in dem Ausland
bzw. Heimatland sind. Die Beschéftigungsraten sind als e; = L;/(L; + Uj)
definiert, wobei mit L; die Zahl der Arbeitskrafte und mit U; die Zahl
der Arbeitslosen bezeichnet wird. Fiir das empirische Modell wird ange-
nommen, dass p(-) und q(-) nichtlineare Funktionen der Beschaftigungs-
raten sind, fiir die

plef) = e;'f, ¢s >0, und
qlen) = ¢, ¢n >0

gilt. Ausliander sind im Durchschnitt sehr viel haufiger von Arbeitslosig-
keit betroffen als Inldnder, was unter anderem auf Insidervorteile u.a.

vorgestellten Modell implizit angenommen wird, dass die Migrationsstrome zu
klein sind um Loéhne und Beschaftigungsraten in den Ziel- und Herkunftslandern
zu beeinflussen.
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Faktoren zuriickgefiihrt werden kann. Bei einer gegebenen Beschiafti-
gungsrate ist folglich im Heimatland eine héheren Beschéaftigungschance
als im Ausland zu erwarten, so dass ¢; > ¢x.

Wenn die Nutzenfunktion durch eine einfache logarithmische Funktion
approximiert werden kann, dann ergibt sich fiir den Nettonutzen

(2) B; =In(y;) + ¢y In(er) — In(yn) — ¢n In(es) + d.

Unter den oben getroffenen Annahmen wiirde sich ein Individuum ent-
scheiden, im Ausland zu leben, wenn B; > 0, bzw. im Heimatland, wenn
B; < 0. Die Nutzendifferenz d; wird durch zahlreiche individuelle Cha-
rakteristika wie personliche Praferenzen, familiire und andere soziale
Beziehungen, Alter, Aufenthaltszeit am jeweiligen Ort, aber auch durch
landerspezifische Charakteristika wie geographische Lage, Sprache,
Kultur usw. determiniert. Praferenzen und individuelle Humankapital
Charakteristika kénnen iiber den Lebenszyklus von Individuen variieren.
Eine makrookonomische Migrationsfunktion kann individuelle Charakte-
ristika nicht oder nur unvollkommen beriicksichtigen, sie muss stattdes-
sen Annahmen iiber ihre Verteilung treffen (Banerjee/Kanbur, 1981).
Hier wird angenommen, dass sich die Nutzendifferenz d; aus einem
Vektor landerspezifischer Variablen z,, der Faktoren wie geographische
Lage, Sprache, Kultur usw. umfasst, die die Kosten der Migration beein-
flussen und tiber die Zeit konstant sind, und einer aggregierte Funktion
c(mst) zusammensetzt, in der die Individuen invers im Hinblick auf ihre
individuellen Kosten des Lebens im Ausland geordnet sind, und fir die
c(0) =0, ¢’ >0 und c¢” > 0 gilt. Die Variable mst ist als der Anteil der im
Ausland lebenden Bevolkerung, MST, durch die Bevolkerung des Hei-
matlandes P, definiert, d.h. mst = MST/P. Ein Gleichgewicht, in dem die
Anreize zur Migration auf null sinken, wird erreicht, wenn der Nutzen
aus der erwarteten Differenz der Einkommen gleich den Kosten des
Lebens im Ausland fiir den marginalen Migranten sind, d.h. wenn

c(mst*) =z, +,

wobei mit 7 =1In(y;/y») + ¢1n(e;) — yIn(es) die Nutzendifferenz aus den
erwarteten Einkommen und mit mst* der Anteil der Bevolkerung des
Herkunftslandes, der im Gleichgewicht im Ausland lebt, bezeichnet
wird. Wenn die Kostenfunktion c(mst) durch eine quadratische Funktion
approximiert werden kann, dann gilt fiir den Migrationsbestand im
Gleichgewicht die Beziehung
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mst’ = o+ B(n +zp)

3
®) = o+ Bzn + BIn(ys/yn) + Ber In(er) — BenIn(en),

wobei sich o und 8 aus den Parametern der Kostenfunktion ergeben.*

Bislang haben wir keine Fixkosten der Migration beriicksichtigt.
Solche Fixkosten entstehen beispielsweise durch den Wechsel des Wohn-
sitzes und des Arbeitsplatzes. Unter der Annahme von Fixkosten kann
die Migrationsentscheidung als eine Investition unter Ungewissheit ver-
standen werden, bei der die Akteure Erwartungen iiber ihre kiinftigen
Nutzenstrome bilden (vgl. Burda, 1995). In allgemeiner Form kann die
Anpassung an das Gleichgewicht als Fehlerkorrekturmodell spezifiziert
werden, d.h. als

(4) msty—mst,_, = 'y(mst;‘ — mst; _ 1) + )\(mst;_ 1 — mSt, 1), <1, A<,

wobei der erste Term auf der rechten Seite von Gleichung (4) die Veran-
derung der Erwartungen iiber den Nutzen auf Grundlage der gegenwir-
tigen Einkommen und der zweite Term das Ungleichgewicht der zuriick-
bleibenden Periode bezeichnet. Ein solches Modell wurde beispielsweise
von Hatton (1995) aus einem Modell mit rationalen Erwartungen abgelei-
tet.> Durch Einsetzen von Gleichung (3) in (4) erhalten wir

Amst, = ByAme + A1 + X+ Az, — Amst,_
(5) = al+ BAzn + YA ln(yf/yh)t+5"/¢fA ln(ef)t—ﬁ'quhAln(eh)ﬁ
BA ln(yf/yh)t_ 1+ﬂ/\¢f In (ef)t_ l—ﬁz\qﬁ;, ln(eh)t_ 1—Amst_1.

Das Modell in Gleichung (5) bildet die Grundlage fiir unsere Schatzun-
gen. Folgende Aspekte sind besonderem Interesse: Die erklarenden
Variablen sind sowohl als Niveaus als auch als erste Differenzen in der
Schatzgleichung enthalten. Dies erméglicht es, sowohl Schlussfolgerun-
gen liber den Migrationsbestand im langfristigen Gleichgewicht (steady
state), als auch iiber die Geschwindigkeit der Anpassung an das Gleich-
gewicht zu ziehen. Der Fehlerkorrekturmechanismus beinhaltet wenig
Restriktionen fiir den Anpassungsprozess. Bei der Schiatzung von Glei-
chung (5) haben wir noch weitere verzogerte Differenzen der endogenen
Variablen zugelassen, um die Restriktionen fiir den Anpassungsprozess
weiter zu verringern.

4 Wenn die Kostenfunktion die Form c(mst) = a;mst + a, mst? hat, mit a; > 0,
az > 0, ergibt sich fiir « = —a;/2a, und g = 1/(2ay).

5 In dem urspriinglichen Entwurf wurde der Erwartungsbildungsprozess analog
zu dem Modell von Hatton (1995) spezifiziert. Hier wird zur Straffung der Darstel-
lung darauf verzichtet.
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Eine konsistente Schatzung dieses Modells setzt voraus, dass die in
dem Modell angenommene dynamische Gleichgewichtsbeziehung zwi-
schen den erkldrenden Variablen, d.h. dem (logarithmierten) Verhiltnis
der Pro-Kopf-Einkommen und den (logarithmierten) Beschéftigungs-
raten auf der einen, und dem Migrationsbestand auf der anderen Seite,
tatsdchlich existiert (Engle/Granger, 1987). Es ist hervorzuheben, dass
die von uns getroffene Annahme im Widerspruch zu vielen anderen
empirischen Modellen steht, die explizit oder implizit auf der Annahme
beruhen, dass zwischen der Brutto- oder Nettomigrationsrate und erkla-
renden Variablen wie den Einkommensdifferenzen ein Gleichgewicht
existiert (vgl. z.B. Hatton, 1995, Fertig, 1999). Die Hypothese, dass ein
dynamisches Gleichgewicht zwischen dem Migrationsbestand und den
erklarenden Variablen existiert, wird durch einen Test auf Kointegration
der Variablen tiberprift.

Der Migrationsbestand wird nicht allein durch die Migrationsrate, son-
dern auch durch die natiirliche Wachstumsrate der Bevolkerung und die
Assimilation der Einwanderer an das Zielland, beispielsweise durch Ein-
biirgerungen, determiniert. Fiir die Veranderung des Anteils der im Aus-
land lebenden Bevolkerung gilt die Identitat

Amst, = m; + (n; — np — 8) /(1 + np)mst,_y,

wobei mit m, die Nettomigrationsrate, mit n; bzw. n; die Raten des
natiirlichen Bevolkerungswachstums der Migranten im Ausland bzw.
der Bevolkerung des Heimatlandes und mit § die Rate bezeichnet wird,
mit der Migrationsbestand jedes Jahr durch Einbiirgerungen abnimmt.
Im langfristigen Gleichgewicht sinkt die Migrationsrate folglich nur
dann auf null, wenn auch der Term n; — n, — § null ist, d.h. wenn die
Differenz der Raten des natiirlichen Bevolkerungswachstums der
Migranten und der Bevolkerung im Heimatland gleich der Einbiirge-
rungsrate sind. Die Nichtberiicksichtigung des natiirlichen Bevdlke-
rungswachstums und der Assimilation der Einwanderer beeinflusst
unser Modell nur dann, wenn sich durch das Bevoélkerungswachstum
und Einbiirgerungen die Priaferenzen und individuellen Charakteristika,
die die Wanderungsbereitschaft beeinflussen, in der verbleibenden
Bevolkerung verdndern. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn
die Bereitschaft im Ausland zu leben in jiingeren Kohorten hoher als in
dlteren Kohorten ist. In unserer Stichprobe ist der Unterschied zwi-
schen der Veranderungsrate des Migrationsbestandes und der Nettomi-
grationsrate allerdings nur gering (s.u.).
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Die dynamische Stabilitat des Modells verlangt, dass sich ein negativer
Koeffizient fiir den Migrationsbestand aus der Vorperiode ergibt. Auf
den ersten Blick scheint dies im Widerspruch zu sogenannten , Netz-
werkeffekten“ zu stehen, die die pekunidren und sozialen Kosten der
Wanderung senken. Tatsichlich belegen viele Studien auf der Grundlage
von Mikrodaten die Bedeutung von Netzwerkeffekten. Unter Beriicksich-
tigung der Kostenersparnis durch Migrationsnetzwerke haben wir es mit
gegenldufigen Effekten zu tun: einerseits steigen unter sonst gleichen
Bedingungen die Kosten des Lebens im Ausland mit der Zahl der bereits
ausgewanderten Individuen fiir den marginalen Migranten, andererseits
fallen die Kosten der Migration mit zunehmender Gréfe der bereits im
Ausland lebenden Gemeinschaft. Ein negativer Koeffizient fiir die verzo-
gerten Migrationsbestand besagt nur, dass der erste Aspekt den zweiten
dominiert. Durch die Aufnahme weiterer verzégerter Differenzen des
Migrationsbestandes in die Schatzgleichung werden auch nicht-lineare
Beziehungen zwischen Migration und dem Migrationsbestand im Aus-
land zugelassen.

Nattiirlich sind auch andere Spezifizierungen des Schitzmodells vor-
stellbar. Z.B. kann das Modell unter anderen Annahmen tber die Nut-
zenfunktion anstatt als semi-log-Modell auch als log-log-Modell spezifi-
ziert werden (Hatton, 1995). In anderen Modellen wird neben dem (loga-
rithmierten) Verhiltnis der Pro-Kopf-Einkommen zusitzlich noch das
Einkommen des Heimatlandes in die Schétzgleichung aufgenommen.
Dies kann durch andere Annahmen tber die Nutzenfunktion sowie die
Annahme von Liquiditdtsbeschrinkungen abgeleitet werden (Banerjee/
Kanbur, 1981, Faini/Venturini, 1995, Stark, 1991). Auch nicht-monotone
Zusammenhinge zwischen dem Migrationsbestand und der Differenz der
Pro-Kopf-Einkommen aufgrund von Substitutions- und Einkommens-
effekte lassen sich auf diesem Weg abbilden (Faini/Venturini, 1995).°
Einige dieser Modellvarianten sind von uns geschétzt worden. Sie haben
allerdings zu keinen oder nur unwesentlich verdnderten Ergebnissen fiir
die Schétzung des Migrationspotentials gefiihrt. Wir beschranken uns
deshalb hier auf die Présentation des einfachsten Modells.

2. Spezifikation des Panel-Modells

Um die Schitzungen auf eine breite Grundlage zu stellen, haben wir
die Daten fiir die ausldndische Bevélkerung in Deutschland zu einem

6 Vgl. den Beitrag von Dustmann in diesem Heft.
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Panel von 18 europidischen Herkunftslidndern tiber den Zeitraum von
1967 bis 1998 zusammengefasst. Das Modell in Gleichung (5) wurde fiir
die Schatzung durch Niveau- und Interaktions-Dummy-Variablen er-
ganzt, die den Einfluss der Freiziigigkeit und der Gastarbeiteranwerbung
auf die Wanderung erfassen sollen:

Amsty = an + B AIn(ys/yn),+ B FREIL - Aln(ys/yn),
+ 33GAST - Aln(yf/yh)t+ﬁ4Aln(ef)t
+ BsAln(en), +Bs In(ys /yn), _,
(6) + BiFREI -1n(ys/yn),_,+ BsGAST -1n(ys/yn),_,
+ BsIn(es),_,+ Brolnlen),_;
+ b1 - FREI + (312 - GAST

+ Biamstne-1 + Z P13 +n AMStpe 1y ,
n

wobei die Dummy-Variablen FREI und GUEST Freiziigigkeit in der EU
und Gastarbeiteranwerbeabkommen zwischen Deutschland und dem
Herkunftsland, der Subskript f Deutschland und der Subskript h den
Index der Herkunftslinder bezeichnen. Zusatzlich wurden noch Dummy-
Variablen fur den Biirgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien und die Repa-
triierung von Fluchtligen aufgenommen. Schlielich haben wir aufgrund
von Briichen in der statistischen Erfassung der auslindischen Bevolke-
rung noch drei Dummy-Variablen aufgenommen in die Schéatzgleichung
aufgenommen. Die Zahl der verzégerten Differenzen der endogenen Va-
riablen wurde nach ihrer Signifikanz festgelegt.

Als Einkommensvariable wird in dem ersten Schatzmodell das BIP pro
Kopf, gemessen in Kaufkraftparititen, als Proxy fiir die realen Loéhne in
den jeweiligen Landern zugrunde gelegt. Diese Approximation kann
durch eine unterschiedliche Partizipation der Bevolkerung im Arbeits-
markt u.a. Faktoren zu Verzerrungen fithren. Allerdings sind konsistente
Zeitreihen fiir die Lohne nicht in fiir alle in der Stichprobe enthaltenen
Volkswirtschaften verfiigbar.

Da ein Teil der Einkommen der Migranten in den Herkunftsldndern
konsumiert wird und wir auch nicht wissen, wie hoch der Anteil von
handelbaren und nichthandelbaren Giitern im Warenkorb der Migranten
ist, haben wir neben dem BIP zu Kaufkraftparitdten noch das BIP pro
Kopf zu laufenden Wechselkursen in einer zweiten Regression verwen-
det. Wir erwarten niedrigere Koeffizienten fiir das BIP pro Kopf zu lau-
fenden Wechselkursen, da das Einkommensgefille zwischen ,reichen*
und ,,armen® Linder zu laufenden Wechselkursen hoher als zu Kauf-
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kraftparitdten ist. Ob die Wahl der Einkommensvariable einen Einfluss
auf die Hohe des Wanderungspotentials hat, hangt u.a. davon ab, ob die
Unterschiede zwischen dem BIP zu Kaufkraftparitaten und zu laufenden
Wechselkursen in den MOEL hoher als in anderen Léndern vergleichba-
ren Einkommens ist.

Die Verwendung eines Panel-Datensatzes hat den Vorteil, dass die
Schatzungen auf eine breitere Zahl von Beobachtungen gestiitzt und
damit effizientere Schéatzergebnisse erreicht werden kénnen. Allerdings
sind mit der Zusammenfiihrung von Querschnitts- und Zeitreihendaten
zum Zweck der Prognose des Migrationspotentials auch eine Reihe von
methodischen Problemen verbunden (vgl. u.a. Fertig und Schmidt, 2000):
Im Kern besteht das Problem darin, dass sich das Migrationsverhalten
nicht nur tber die Zeit, sondern auch zwischen den Liandern durch eine
Reihe von Faktoren systematisch unterscheidet, die wir in unserem
Modell nicht oder nicht vollstandig berticksichtigen kénnen.

Um der Heterogenitdt zwischen den Landern Rechnung zu tragen,
wurde das von uns verwendete Modell mit ,fixen“ Effekten geschéatzt,
d.h. es wurde fir jedes Land ein individueller Absolutterm in die
Schatzgleichung aufgenommen. Diese Spezifizierung folgt aus der An-
nahme, dass zeitunabhingige Determinanten wie geographische Lage,
Sprache, Kultur usw. die Migration systematisch beeinflussen (s.o.). Es
sind folglich landerspezifische Unterschiede im Migrationsverhalten zu
erwarten. Fir das Vorliegen landerspezifischer Effekte kann getestet
werden. Ein Verzicht auf die Berficksichtigung ldnderspezifischer Effekte
kann - sofern sie eine Rolle fiir das Wanderungsverhalten tatsdchlich
eine Rolle spielen — dhnlich wie das Auslassen anderer relevanter Varia-
blen, zu verzerrten und inkonsistenten Schitzergebnissen fiihren. Wie
wir sehen werden, hat das Auslassen von fixen Effekten erhebliche Aus-
wirkungen auf die Héhe des geschitzten Migrationspotentials.

Allerdings kann die Schéitzung von dynamischen Panel-Modellen, d.h.
von Modellen mit verzégerten endogenen Variablen, mit fixen Effekten —
wie auch mit gemeinsamer Konstante — zu einer verzerrten Schitzung
der Parameter fiithren (Nickell, 1981). Die Verzerrung hingt von der Zahl
der Beobachtungen tiber die Zeit ab, d.h. die Verzerrungen nimmt mit
zunehmenden Beobachtungen ab. In unserem Fall mit reichlich dreiflig
Beobachtungen tiber die Zeit kénnen die Verzerrungen gleichwohl noch
relevant sein (Judson and Owen, 1999). Durch die Schatzung des Modells
in ersten Differenzen und die Instrumentierung der verzégerten Diffe-
renzen konnen unverzerrte und konsistente Schétzer erreicht werden
(Anderson/Hsiao, 1981, Arellano/Bond, 1991). Allerdings werden diese
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Schatzungen mit einem Effizienzverlust erkauft. In unserem Fall wurde
durch instrumentierte Schétzungen die Prognosequalitiat des Modells
innerhalb der Stichprobe stark verringert, so dass in dem hier présen-
tierten Modell auf eine Instrumentierung verzichtet wurde.”

Die Schétzung eines gepoolten Datensatzes mit der Methode der Kleins-
ten Quadrate beruht — neben der Annahme der Abwesenheit von Auto-
korrelation in den Stoértermen — auf den beiden Annahmen, dass (i) die
Varianz der Storterme zwischen den einzelnen Landern homoskedastisch
ist, und (ii) keine Korrelation zwischen den Stértermen der einzelnen
Lander existiert. Beides ist in unserem Fall unwahrscheinlich, weil (i)
allein aufgrund der unterschiedlichen GroBe der Migrationsbestinde aus
verschiedenen Lindern die Storterme kaum homoskedastisch sein diirf-
ten, und (ii) die Migration aus den unterschiedlichen Herkunftslandern
von wirtschaftlichen und anderen Schocks in Deutschland gleichzeitig
betroffen ist. Die Existenz dieser Probleme wurde durch Tests in unseren
Daten bestdtigt. Wir haben das Modell deshalb mit der Methode der
»Seemingly Unrelated Regression (SUR)“ geschétzt.

Wenn wir davon ausgehen, dass landerspezifische Effekte einen starken
Einfluss auf die Migration haben, dann kénnen die Schitzergebnisse
leicht durch die Wahl der Landerstichprobe beeinflusst werden. Wir haben
deshalb unsere Schitzungen zunéchst auf eine moglichst breite Grundlage
gestellt, in dem alle wesentlichen europaischen Herkunftslander der
Migration nach Deutschland in die Stichprobe einbezogen wurden. Wir
haben dann das Modell mit verschiedenen Teilstichproben geschétzt, um
zu Uberpriifen, ob die Auswahl der Lianderstichprobe einen starken quan-
titativen Einfluss fiir die Schitzung des Migrationspotentials hat.

III. Beschreibung der Datengrundlage®

Die Untersuchungsstichprobe umfasst 18 Herkunftslander und er-
streckt sich iiber den Zeitraum von 1967 bis 1998. Bei den Herkunftslan-
dern handelt es sich um die gegenwéartigen Mitglieder der EU, das ehe-
malige Jugoslawien, Norwegen, Tirkei und die Schweiz. Damit sind fast
alle europidischen Herkunftslinder der Migration nach Deutschland mit
Ausnahme der Lander des Warschauer Paktes, in denen fiir den tiberwie-
genden Teil der Untersuchungsperiode die Ausreise starken Restrik-
tionen unterlag, von der Untersuchungsstichprobe beriicksichtigt. Die

7 Die Ergebnisse der instrumentierten Schéitzungen sind vom Autor erhiltlich.
8 Die deskriptive Statistik ist vom Autor erhiltlich.
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Stichprobe umfasst 1998 71 Prozent der ausldandischen Wohnbevélkerung
in Deutschland.

Die Quelle fiir die ausldandische Wohnbevilkerung ist das Statistische
Bundesamt. Ausliander, die ihren Wohnsitz in Deutschland anmelden,
werden seit 1967 von den oOrtlichen Auslédnderamtern und seit 1972 von
dem Auslénderregister in Koéln fiir die Auslédnderstatistik des Statisti-
schen Bundesamtes ausgez#hlt. Die Zeitreihen tiber die ausléndische
Wohnbevélkerung in Deutschland enthalten zwei statistische Briiche: der
erste Bruch ergibt sich durch die Umstellung der Auslédnderstatistik von
Karteiauszahlungen der ortlichen Auslanderamter (1967 bis 1971) auf die
maschinelle Auszdhlung des Auslanderzentralregisters in Koéln (1972 bis
heute). Dies fiihrte in einigen Léndern zu einem signifikanten Riickgang
der Auslanderzahlen (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, R2,
1998/99, S. 5). Der zweite Bruch ist durch die Korrektur der Auslander-
statistik nach der Volkszdhlung im Jahr 1987 entstanden, wodurch wie-
derum die Zahl der Ausldnder in einer Reihe von Herkunftslandern spiir-
bar gesenkt wurde (Wirtschaft und Statistik 9/1989, S. 594 ff.). SchlieB3-
lich ergibt sich ein dritter statistischer Bruch durch die deutsche
Vereinigung. In den Regressionen wurden Dummy-Variablen verwendet,
um diesen statistischen Briichen Rechnung zu tragen. Grundsatzlich gilt,
dass durch die Ausldnderstatistik die Zahl der legal in Deutschland
lebenden ausliandischen Wohnbevélkerung tibererfasst wird, weil bei
Rickwanderungen die Abmeldungen nicht vollstidndig oder nur verzégert
erfasst werden. Die illegale Wanderung wird von unserer Untersuchung
ohnehin nicht berficksichtigt. Die Veranderung des Migrationsbestandes
weicht in unserer Stichprobe nur geringfiigig von der Nettomigrations-
rate ab. Zur Illustration wird in Abbildung 1 die Nettomigrationsrate
und die Verdnderung des Migrationsbestandes in Deutschland fiir das
wichtigste Herkunftsland, die Tiirkei, gezeigt.® Die gréBten Abweichun-
gen ergeben sich im Zuge der o.g. statistischen Britiche.

Fiir das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zu Kaufkraftparitaten wurden
die von Angus Maddison (1995) zusammengestellten Zeitreihen verwen-
det (in 1990 Geary-Khamis Dollars). Die Zeitreihen von Maddison

9 Die recht geringen Abweichungen zwischen der Verdnderung des Migrations-
bestandes und der Nettomigrationsrate steht nicht notwendigerweise im Wider-
spruch zu der hohen Zahl der in Deutschland geborenen Auslénder. Nur wenn die
Geburtenrate der ausldndischen Wohnbevolkerung stark von der Wohnbevolke-
rung des Heimatlandes abweicht ergibt sich durch das natiirliche Bevolkerungs-
wachstum ein Unterschied zwischen der Verdnderung des Migrationsbestandes
und der Nettozuwanderungsrate.



Herbert Briicker

30

PUEIYOSINI(J UI T93IN], 9P SNe SUNISN[QAIQUUYOA, USYISIPUEISNE IOP WNJSYOBA, PUN UoTjeISIWIO}aN T Sunpliqqy

A

/AN

" 1 1 1 1 ! L 1 1

o S 0 JOeE" B o O O 070N 0" @ @ o O 0 0 0 o
& %Ao %oo«o«ﬁ&««o«e««%%%«a

7
L ' N\ L 1 _\ 1 7
// \ /, /
\ / , !
\ 7
\ /
\ \

/
Bunia)|QABqUUOAA UBYISIPUR|SNE I8P awyeunz / \\ /, \,/ x

AN VA

500'0-
00'0-
£00'0-
200'0-
100°0-
0
1000
2000
£00'0
¥00'0
5000

900°0

sapue|jewiaH sap Buniayoaag Jap 9% ul 3|1IvBUY



Die Folgen der Freiziigigkeit fir die Ost-West-Migration 31

wurden ab 1994 - bzw. in einigen Lindern ab 1992 - mit den realen
Wachstumsraten des BIP pro Kopf Lindern extrapoliert. In dem zweiten
Schatzmodell wurde auch das BIP pro Kopf zu laufenden Wechselkursen
in 1990 US-Dollar verwendet; die Angaben stiitzen sich auf Zeitreihen
der OECD (Main Econonomic Indicators, Historical Statistics) und die
World Development Indicators 2000.

Fiir die Arbeitslosenraten wurde die Definition der ILO verwendet; die
Zeitreihen wurden der OECD (Main Econonomic Indicators, Historical
Statistics), den World Development Indicators 2000, den Key Indicators
of the Labour Market 1999 der ILO sowie Angaben der nationalen statis-
tischen Amter entnommen.

IV. Schiitzergebnisse
1. Test of Kointegration

Vor der Schitzung des Fehlerkorrekturmodells haben wir unseren
Datensatz zundchst auf Kointegration der Variablen getestet, d.h. tiber-
priift, ob die statistischen Voraussetzungen fiir die Existenz einer dyna-
mischen Gleichgewichtsbeziehung zwischen dem Migrationsbestand und
den erklarenden Variablen erfiillt sind. Urspriinglich wollten wir das
Modell, in Anschluss an Hatton (1995), mit der Migrationsrate als abhan-
giger Variable schitzen. Tatsdchlich lehnen unsere Tests die Hypothese,
dass die Migrationsrate und die erkldrenden Variablen kointegriert sind,
ab. Die Testergebnisse fiir die Panel-Kointegrationstets sind in den
Anhangtabellen Al und A2 enthalten, die Ergebnisse fiir die einzelnen
Lénder und die Beschreibung der Testverfahren kann von dem Autor zur
Verfiigung gestellt werden.

In Anschluss an das Verfahren von Engle/Granger (1987) haben wir im
ersten Schritt getestet, ob die Niveaus der Variablen einem nicht-statio-
niren, aber die ersten Differenzen der Variablen einem stationiren sto-
chastischen Prozess tiber die Zeit folgen, d.h. ob die Variablen integriert
vom Grade eins sind. Zu diesem Zweck haben wir die Variablen
zunichst einzeln auf Einheitswurzeln getestet und dann den von Im,
Pesaran und Shin (1997) entwickelten Panel-Einheitswurzeltest (t-bar
Test) durchgefiihrt. Die Hypothese, dass die Variablen integriert vom
Grad 1 sind, wird durch unsere Tests bestatigt (vgl. Anhangtabellen Al
und A2).

Demgegenitiber erwies sich die Migrationsrate in unseren Tests als inte-
griert vom Grade 0, d.h. sie die folgt einem stationdren Prozess tiber die
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Zeit, wahrend die erkldarenden Variablen einem nicht-stationdren Prozess
folgen. Die Voraussetzungen fiir eine Kointegrationsbeziehung sind damit
nicht erfiillt. Dieses Ergebnis kann als Hinweis darauf interpretiert
werden, dass keine dynamische Gleichgewichtsbeziehung zwischen der
Migrationsrate und 6konomischen Variablen wie dem Verhé&ltnis der Pro-
Kopf-Einkommen existiert. Dies erscheint uns durchaus plausibel:
Wiirde eine solche Beziehung existieren, wiirde bei einem dauerhaften
Einkommensdifferential letztendlich die gesamte Bevolkerung eines
Landes emigrieren.

Im zweiten Schritt haben wir fiir alle Lander eine Kointegrationsre-
gression durchgefiithrt und getestet, ob die Residuen die Bedingung der
Stationaritat erfiillen. Die Kointegrationsregression stiitzt sich auf den
langfristigen dynamischen Zusammenhang der Variablen, d.h. wir haben
den Migrationsbestand gegen das Verhiltnis der Pro-Kopf-Einkommen
und die Beschiftigungsraten in den Ziel- und Herkunftslandern regres-
siert. Wir haben diese Regression zunichst einzelnen fiir die Lander in
unserer Stichprobe durchgefiithrt und dann zwei Panel-Kointegrations-
tests durchgefiihrt, die von Pedroni (1995, 1998) entwickelt wurden. Fiir
rund ein Drittel der Lander in unserer Stichprobe kann die Hypothese,
dass die Residuen eine Einheitswurzel haben, nicht statistisch signifi-
kant abgelehnt werden. Allerdings zeigt der Panel-Kointegrationstest
mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit von unter einem Prozent, dass die
Residuen der Kointegrationsregressionen im Panel stationédr sind. Damit
wird die Hypothese, dass die Variablen unseres Modell kointegriert sind,
durch unsere Testergebnisse gestiitzt.

2. Ergebnisse der Schdtzungen des Fehlerkorrekturmodells

In Tabelle 1 werden die Ergebnisse der Schatzung des Fehlerkorrektur-
modells aus Gleichung (6) fiir unser Panel von 18 Lindern prasentiert.
Die Annahme, dass sich die fixen Effekte fiir die einzelnen Linder unter-
scheiden, wurde mit Hilfe des Wald-Tests gepriift. Die Null-Hypothese
einer gemeinsamen Konstante wird mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit
von unter einem Prozent verworfen. Die préasentierten Ergebnisse
wurden alle mit der Seemingly Unrelated Regression (SUR) Technik
geschatzt. Die in Tabelle 1 dokumentierten Testergebnisse bestatigen
unsere Annahme, dass gruppenweise Heteroskedastizitdt und Korrela-
tion in den Stortermen vorliegt.

In dem ersten Modell in Tabelle 1 wurde das BIP pro Kopf zu Kauf-
kraftparitidten als Einkommensvariable verwendet, in dem zweiten das
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Tabelle 1
Schiitzergebnisse des Fehlerkorrekturmodells

Modell (1) Modell (2)
BIP zu Kaufkraft- BIP zu laufenden

paritaten Wechselkursen
abhingige Variable: Amst, Amst,
Beobachtungen: 30 30
Panel-Beobachtungen: 540 540

Koeffizient | z-Statistik Koeffizient z-Statistik

Aln(ys/yn), 0,141 *** 5,42 0,024 ** 2,17
Frei* AIn(y;/yn), 0,244 *** -8,45 -0,069 *** -5,06
Gast* AlIn(ys/yn), -0,779 *** —4,07 -0,015 -0,17
Aln(es),_, 0,700 *** 3,46 0,697 *** 2,94
A ln(ep),_, -0,348 *** -17,37 -0,437 *** -8,89
In(ys/yn)e_ 1 0,056 *** 1,49 0,022 *** 4,53
Frei*In(ys/yn)e_ 1 0,009 1,29 0,029 *** 6,77
Gast*In(ys/yn)e_ 1 -0,005 -0,19 0,010 0,78
In(ef),_, 0,201 *** 2,45 0,182 ** 2,04
In(en),_, -0,143 *** -7,23 -0,160 *** -7,39
mste_1 -0,127 *** -15,43 -0,112 *** -15,48
Amst,_y 0,407 *** 15,73 0,391 *** 14,91
Frei 0,001 0,68 -0,009 *** -4,03
Gast 0,134 *** 10,67 0,146 *** 9,42
Biirgerkrieg 0,538 *** 10,73 0,600 *** 13,21
Repatriierung -0,104 -1,41 -0,100 -1,47
Statistik 1972 -0,123 *** -12,96 -0,121 *** -10,74
Statistik 1987 -0,083 *** -8,92 -0,081 *** -17,33
Statistik 1990 0,013 *** 2,59 0,009 1,55
Likelihood 1478 1435
ungewichtete Statistik
korrigiertes R® 0,734 0,728
Hypothesentests:
Wald (x2-Statistik) 306,99 *** 293,25 ***
LM 108,38 *** 113,39 ***
LR 796,00 *** 724,00 ***

Bemerkungen: Wald: Wald-Test auf gemeinsame Konstante vs. fixe Effekte; LM: Lagrange Multiplier-Test auf
Heteroskedastizitat; LR: Likelihood Ratio Test auf gruppenweiser Heteroskedastizitat vs. gruppenweise Hete-
roskedastizitot und gemeinsame Schocks.

*** ** * Nullhypothese wird verworfen mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit von 1%, 5%, 10%.

3 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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BIP pro Kopf zu laufenden Wechselkursen. Die Untersuchungsergebnisse
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

¢ Die Koeffizienten fast aller verzogerten Niveauvariablen und Differen-
zen haben die erwarteten Vorzeichen und sind signifikant von Null
verschieden. Die einzige Ausnahme bilden die institutionellen Varia-
blen, die teilweise nicht signifikant sind.

¢ Niveaus und Differenzen fiir das Verhaltnis der Pro-Kopf-Einkommen
in Deutschland und den Herkunftslandern haben in allen Regressionen
positive Vorzeichen. Die Koeffizienten fiir das BIP zu laufenden Wech-
selkursen sind deutlich geringer als die Koeffizienten fiir das BIP zu
Kaufkraftparitdten (vgl. Regressionen 1 und 2). Dies entspricht unse-
ren Erwartungen, weil die Einkommensunterschiede zwischen Deutsch-
land und den Herkunftslandern zu Kaufkraftparitaten geringer als zu
laufenden Wechselkursen sind.

e Die Koeffizienten fiir die Niveaus und die Differenzen der Beschafti-
gungsraten in Deutschland haben erwartungsgemial positive, die Ko-
effizienten der Beschéftigungsraten in den Herkunftslandern negative
Vorzeichen. Die GroBe der Koeffizienten zeigt, dass die Arbeitsmarkt-
bedingungen in Deutschland einen stirkeren Einfluss auf die Zuwan-
derung als die des Herkunftslandes haben. Auch dies entspricht den
Erwartungen.

e Es wurde wie erwartet ein signifikant negativer Koeffizient fiir den
Migrationsbestand der Vorperiode gefunden, d.h. unsere Hypothese
einer langfristigen Gleichgewichtsbeziehung zwischen dem Migrations-
bestand und den erklarenden tkonomischen und institutionellen Va-
riablen wurde bestétigt.

* Nur ein Teil der Interaktionsdummies ist signifikant. Die Veranderun-
gen des Einkommensverhéltnisses haben unter den restriktiveren Wan-
derungsbedingungen einen stidrkeren Einfluss auf die Zuwanderung
als unter den Bedingungen der Freiziigigkeit und der Gastarbeiter-
anwerbung. Dies kann moglicherweise darauf zuriickgefiihrt werden,
dass der Konjunkturzyklus die Wanderungsrestriktionen beeinflusst,
d.h. unter den restriktiven Wanderungsbedingungen reagiert die
Migration stirker auf die Konjunkturauf- und -abschwiinge als unter
den liberalen Wanderungsbedingungen.

¢ Das positive Vorzeichen des Koeffizienten fiir den Gastarbeiteranwer-
bungs-Dummy spricht erwartungsgemilB fiir einen positiven Zusam-
menhang zwischen dem Migrationsbestand und der Gastarbeiteran-
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Tabelle 2
Dynamische Prognosequalitit der Modelle innerhalb der Stichprobe
Modell (1) Modell (2)
BIP zu Kaufkraft- BIP zu laufenden
paritaten Wechselkursen
RMS Fehler 0,159 0,166
RMS Prozentfehler 0,290 0,298
Theil’s U 0,052 0,055
Verzerrungsanteil 0,001 0,000
Varianzanteil 0,001 0,000
Kovarianzanteil 0,999 1,000

werbung. Der Koeffizient fiir die Freizligigkeit in der EU ist in der
ersten Regressionen insignifikant und hat in der zweiten Regression
ein negatives Vorzeichen. Allerdings ergibt sich insgesamt, d.h. unter
Berticksichtigung des Einflusses der Freiziigigkeit auf die Einkom-
mensvariable, eine positive Korrelation zwischen Freiziigigkeit und
dem Migrationsbestand aus Léndern mit geringen Einkommen wie den
MOEL.

Wir haben das erste Modell fiir verschiedene Lé&nderstichproben ge-
schatzt. Grundsatzlich ergeben sich bei einer Verdnderung der Stich-
probe zwar zum Teil erhebliche Abweichungen bei den Koeffizienten, die
Prognose wird davon jedoch nur unwesentlich betroffen (s.u.).!°

Ein dynamischer Test auf die Prognosequalitit des Modells innerhalb
der Stichprobe zeigt befriedigende Ergebnisse. Theil’s Ungleichheitskoef-
fizient, der fiir ein Intervall zwischen 0 und 1 definiert ist, ist mit Werten
von 0,05 bis 0,06 relativ niedrig und gibt keine Hinweise auf systemati-
sche Fehler. Allerdings handelt es sich hier um eine Prognose innerhalb
der Stichprobe, die wenig Aussagen tiber die Prognosequalitat des Mo-
dells auBerhalb der Stichprobe zuldsst.

3. Schdtzung der fixen Effekte

Fir Projektionen auBlerhalb der Stichprobe, d.h. fir eine Prognose der
Migrationsstrome aus den mittel- und osteuropéischen Landern, benéti-
gen wir zusitzliche Informationen tiber die ldnderspezifischen Effekte.

10 Wir verzichten hier aus Platzgriinden auf eine Prasentation der Ergebnisse.
Sie kénnen beim Autor angefordert werden.

3*
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Grundsitzlich kénnten wir die Prognose auch auf die implizit in den
fixen Effekten enthaltene Konstante stiitzen und alle Abweichungen als
null setzen. Die — allerdings quantitativ bedeutsame — Varianz der fixen
Effekte konnte zur Bestimmung der Prognoseintervalle herangezogen
werden. Wir gehen jedoch davon aus, dass die fixen Effekte zuséatzliche
Informationen iiber konstante Faktoren enthalten, die einen Einfluss auf
die Wanderung haben, die wir aber nicht in der Schatzung eines Zeit-
reihenmodells beriicksichtigen kénnen (perfekte Kollinaritat). Um diese
Informationen fiir die Prognose nutzen zu konnen, folgen wir dem
Ansatz von Fertig (1999) und erklaren die fixen Effekte in einer zweiten
Regression.'!

Angesichts der geringen Zahl von Beobachtungen wird die Erklarung
der landerspezifischen Effekte hier auf die Konstante und folgende
Variablen beschriankt: ein Dummy fiir gemeinsame Muttersprache, die
geographische Distanz zwischen Deutschland und dem Herkunftsland (in
Meilen), die Distanz zum Quadrat, eine Dummy-Variable, die dem
Umstand Rechnung tragt, dass zwischen Deutschland und den westli-
chen Landern der Gemeinschaft eine Reihe groBer Liander mit hohen
Pro-Kopf-Einkommen liegen, sowie den Human Development Indicator
(HDI). Der HDI soll zahlreiche konstante Faktoren erfassen, die die
Lebensqualitidt eines Landes beeinflussen. Die Reihenfolge der Linder
im Ranking des HDI ist liber die Zeit weitgehend konstant.

Mit dieser einfachen Regression koénnen wir rund die Hailfte der
Varianz in den fixen Effekten in unserer Stichprobe erkliren. Die Koeffi-
zienten der Regression haben die erwarteten Vorzeichen'?, allerdings
erwiesen sich die Distanz-Variable und die Sprachvariable als nicht
signifikant (vgl. Tabelle 3).

V. Simulation des Migrationspotentials
1. Annahmen iiber die exogenen Variablen

Fir die Simulation des Migrationspotentials wurden folgende Annah-
men iiber die Entwicklung der exogenen Variablen getroffen:

e Fiir die Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen aus den MOEL wurde

eine Konvergenzrate von 2 Prozent'® p.a. angenommen, das entspricht
11 Vgl. zu einem &hnlichen Vorgehen auch Dickens/Katz (1987).
12 Aus den Koeffizienten fiir die beiden Distanzvariablen ergibt sich fiir die in
unserer Stichprobe relevanten Entfernungen eine negative Beziehung zwischen
der Distanz und der Héhe der fixen Effekte der Zuwanderung.
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Tabelle 3
Erklirung der fixen Effekte
Abhingige Variable: fixe Effekte aus
Modell (1) Modell (2)
Beobachtungen: 18 18
Variable Koeffizient t-Statistik Koeffizient t-Statistik
Konstante 1,18972 ** 2,63 1,09082 ** 2,79
HDI -1,20361 ** -2,45 -1,08267 ** -2,54
SPRACHE 0,10642 1,35 0,08427 1,24
WEST -0,08941 -1,56 -0,08554 -1,72
OST
Distanz -0,00003 -0,10 -0,00008 -0,28
Distanz? 0,00000 0,41 0,00000 0,59
R? 0,61 0,63
korrigiertes R? 0,44 0,48
Standardfehler der
Residuen 0,09 0,08
F-Test 3,71 4,10

*x% *% * Nullhypothese wird verworfen mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit von 1%, 5%, 10%.

einer Halbierung des Einkommensabstandes alle 35 Jahre. Diese Rate
wurde in Anschluss an die Arbeiten von Barro in zahlreichen Quer-
schnittsregressionen gefunden, so auch fiir die Konvergenz der Volks-
wirtschaften in der EU und der anderen europaischen Marktwirtschaf-
ten (Briicker, 2000). Allerdings gibt es eine umfassende methodische
Kritik an diesen Regressionen. Wir verwenden die Konvergenzrate von
2 % p.a. deshalb nur als Anhaltspunkt, in einem optimistischen Szena-
rio wurde aulerdem eine Konvergenzrate von 3 % p.a. zugrunde gelegt,
und in einem pessimistischen Szenario eine Rate von 1 % p.a.

In dem Basisszenario wurde fiir Deutschland eine Arbeitslosenrate von
8 % konstant gehalten. In einem Szenario mit hoher Migration wurde
eine Arbeitslosenrate von 5 %, in einem Szenario mit geringer Migra-
tion eine Rate von 10 % unterstellt.

13 Die Konvergenzrate von 2 % bezieht sich auf den Logarithmus des Verhalt-

nisses des BIP pro Kopf zwischen der EU und den MOEL.
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¢ Fiir die MOEL wurden die Arbeitslosenraten in dem Basisszenario auf
dem gegenwairtigen Niveau konstant gehalten. In dem hohen Migra-
tionsszenario wurde eine Arbeitslosenrate von 15 %, in dem niedrigen
Migrationsszenario eine Arbeitslosenrate von 5 % angenommen.

e Fiir die Bevolkerungsentwicklung in Deutschland und den MOEL
wurde das Szenario der World Development Indicators zugrunde gelegt
(Weltbank, 2000).

e Es wird hypothetisch angenommen, dass die Freiziigigkeit fiir die
MOEL-10 2002 eingefiihrt wird. Ein spaterer Beitrittstermin hat auf
unser Szenario angesichts der moderaten Konvergenz der Pro-Kopf-
Einkommen und einer nahezu konstanten auslédndischen Wohnbevol-
kerung aus den MOEL in Deutschland nur geringfiigige Auswirkun-
gen.

2. Simulationsergebnisse

Um die GréBenordnungen fiir das Migrationspotential abzustecken,
haben wir hier verschiedene Modellvarianten simuliert und Sensitivitats-
analysen im Hinblick auf die Spezifikation des Modells, die Verwendung
des BIP zu Kaufkraftparitaten oder zu laufenden Wechselkursen als Ein-
kommensvariable und die Zusammensetzung der Stichprobe durchge-
fiithrt. Insgesamt ergibt sich eine recht konsistentes Bild, auch wenn ein-
zelne Ergebnisse deutlich voneinander abweichen.

a) Sensitivitat im Hinblick auf das BIP zu Kaufkraftparitaten
und zu laufenden Wechselkursen

Das von uns geschétzte Modell mit dem BIP zu Kaufkraftparitaten als
Einkommensvariable fiihrt unter den Annahmen der Basissimulation
nach Einfilhrung der Freiziigigkeit fiir alle zehn Beitrittskandidaten
anfanglich zu einer Zunahme des Migrationsbestandes um reichlich
220000 Personen p.a. Das Wachstum des Migrationsbestandes geht in
diesem Modell kontinuierlich zuriick. Bei den gegenwértig Einkommens-
differenzen wiirde der Migrationsbestand langfristig von 550000 auf
rund 2,3 Millionen Ausldnder aus den MOEL-10 steigen und nach rund
30 Jahren, mit der Konvergenz der Einkommen, auf 2,1 bis 2,2 Millionen
sinken.

Die Verwendung des BIP zu laufenden Wechselkursen anstelle des BIP
zu Kaufkraftparitaten als Einkommensvariable fiihrt in unseren Simula-
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Quellen: Schatzungen des Autors. Vgl. Text zu den Annahmen der Simulationen.

Abbildung 2: Simulationen I: Verdnderung des Migrationsbestandes aus den MOEL-10
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tionen zu etwas hoheren Ergebnissen. Das anfingliche Wachstum des
Migrationsbestandes aus den MOEL-10 ist um 25000 bis 50 000 Personen
hoher als in den Simulationen, die auf Grundlage der Modelle mit dem
BIP zu Kaufkraftparititen errechnet wurden. Rund 30 Jahre nach Ein-
fithrung der Freiziigigkeit bewirkt die Verwendung des BIP zu laufenden
Wechselkursen im Vergleich zum BIP zu Kaufkraftparitaten eine zusatz-
liche Zuwanderung von 200000 bis 300000 Personen (vgl. Abbildungen 2
und 3).

b) Unterschiedliche Annahmen iiber die Einkommens-
und Arbeitsmarktentwicklung

Wenn wir unterschiedlichen Annahmen tiber die Konvergenz der Ein-
kommen und die Entwicklung der Arbeitsmarktlage in Deutschland
zugrundelegen, dann schwankt die anféngliche Zunahme des Migrations-
bestandes aus den MOEL-10 in unserem Basismodell zwischen 175000
Personen p.a. und 260000 Personen p.a. Rund 30 Jahre nach Einfithrung
der Freiziigigkeit fiir alle zehn Beitrittskandidaten belduft sich die aus-
landische Wohnbevélkerung aus den MOEL-10 auf 2,0 bis 2,5 Millionen
Personen. Diese Simulationen diirften das Spektrum der zu erwartenden
wirtschaftlichen Entwicklungen abstecken (vgl. Abbildung 4).

¢) Sensitivitit der Ergebnisse im Hinblick auf
die Wahl der Stichprobe

SchlieBlich haben wir gepriift, inwieweit die Wahl der Untersuchungs-
stichprobe unsere Schatzungen beeinflusst. Zunachst haben wir den
Untersuchungszeitraum auf die Jahre 1967 bis 1989 begrenzt. Dies fiihrt
in unseren Simulationen anfénglich zu einer etwas hoéheren, langfristig
zu einem leichten Riickgang der Zuwanderung gegeniiber den Schatzun-
gen, die sich auf die gesamten Untersuchungszeitraum beziehen.

Ahnliches gilt, wenn wir die Linderzusammensetzung in unserer
Stichprobe verandern. Wenn wir die Stichprobe auf die fiinf stideuropai-
schen Lander Griechenland, Italien, Tirkei, Portugal und Spanien be-
schrénken, ergibt sich kurzfristig eine &hnliche Entwicklung wie in der
Gesamtstichprobe, langfristig allerdings ein etwas niedrigeres Zuwande-
rungspotential. Wenn wir zusitzlich noch Jugoslawien in diese Stich-
probe aufnehmen, ergibt sich auch langfristig eine dhnliche Entwicklung
der Zuwanderung wie in den Szenarien, die sich auf die Schitzungen
mit der gesamten Landerstichprobe stiitzen (vgl. Tabelle 4).
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VI. Schlussfolgerungen

Auf Grundlage von historischen Wanderungsprozesse lassen sich nur
unter einer Reihe von restriktiven Annahmen und deshalb mit groBer
Vorsicht Aussagen tiber die kiinftige Entwicklung der Migration aus den
MOEL treffen. Gleichwohl kénnen aus einer Analyse der Einwanderung
nach Deutschland von 1967 bis 1998 eine Reihe von interessanten
Schlussfolgerungen fiir das kiinftige Wanderungspotential gezogen
werden.

Erstens sprechen unsere Ergebnisse dafiir, dass zwischen dem Migra-
tionsbestand, d.h. dem Anteil der Migranten an der Bevilkerung der Hei-
matliander, und 6konomischen Variablen wie den Einkommensdifferenzen
und der Arbeitsmarktlage in Deutschland und den Herkunftslandern,
eine dynamische Gleichgewichtsbeziehung existiert, bei der die Netto-
wanderung — oder préziser die Veranderung des Migrationsbestandes —
auf null sinkt. Bei gegebenen Unterschieden in den Pro-Kopf-Einkom-
men, wird die Zuwanderung also nicht unbegrenzt zunehmen. Daraus
ergibt sich auch eine wichtige Konsequenz fiir die Interpretation der ver-
gleichsweise geringen Wanderungsprozesse nach der Stiderweiterung: Da
im Zuge der Gastarbeiteranwerbung schon erhebliche Teile der Bevolke-
rung aus diesen Liandern nach Deutschland und in andere EU-Lander
gewandert waren, diirften sich der Anteil der Migranten bereits deutlich
niher an dem dynamischen Gleichgewicht befunden haben, als es gegen-
wartig bei der Zuwanderung aus den MOEL der Fall ist. Die Erfahrun-
gen der Stiderweiterung lassen sich deshalb nicht auf die Osterweiterung
tbertragen.

Zweitens zeigen unsere Ergebnisse, dass die Anpassung an dieses
dynamische Gleichgewicht langere Zeitrdume in Anspruch nimmt. Der
Anpassungsprozess nimmt Dekaden und nicht wenige Jahre in An-
spruch. Allerdings wird der Verlauf der kurzfristigen Anpassungspro-
zesse stark durch die Struktur des Schitzmodells beeinflusst.

Drittens bestdtigen unsere Schiatzungen die Ergebnisse vieler anderer
makro- und mikrookonomischer Studien, dass Einkommensunterschiede
und die Beschiaftigungslage in den Ziel- und Herkunftslandern zentrale
erklarende Variablen fiir die Zuwanderung sind. Es konnte auch gezeigt
werden, dass die Freiziigigkeit in der EU - und noch deutlich starker die
Gastarbeiteranwerbung — einen erheblichen Einfluss auf die Zuwande-
rung haben. Einkommensunterschiede zwischen Landern kommen unter
den Bedingungen der Freiziigigkeit starker als unter restriktiveren insti-
tutionellen Wanderungsbedingungen zum Tragen.
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Viertens hat die Wahl unterschiedlicher Einkommensvariablen nur
einen begrenzten Einfluss fiir die Schatzung des Migrationspotentials.
Da aufgrund von Unterschieden in der relativen Produktivitdt von Sek-
toren, die handelbare und nicht-handelbare Giiter herstellen, das Ein-
kommensgefille zwischen ,reichen® und ,,armen® Landern zu laufenden
Wechselkursen tiblicherweise deutlich gréfer als das Einkommensgefélle
zu Kaufkraftparititen ist, sind die geschitzten Koeffizienten fiir das Ein-
kommensgefille zu laufenden Wechselkursen erwartungsgemill geringer
als die Koeffizienten fiir das Einkommensgefélle zu Kaufkraftparititen
ausgefallen. Da bei den MOEL der Unterschied zwischen den Einkom-
men zu laufenden Wechselkursen und zu Kaufkraftparititen héher als
bei anderen Liandern mit vergleichbaren Pro-Kopf-Einkommen ist,
ergibt sich bei der Verwendung des BIP zu laufenden Wechselkursen ein
etwas hoheres Migrationspotential als bei der Verwendung des BIP zu
Kaufkraftparitaten.

Fiinftens haben landerspezifische ,fixen“ Effekte offenbar einen star-
ken Einfluss auf die Wanderung. Die Hypothese einer gemeinsamen
Konstante wird deutlich abgelehnt. Das ist angesichts von Unterschieden
zwischen Léndern in Sprache, Kultur, geographischer Lage usw. nicht
tiberraschend.

Der letzte Punkt verdient aufgrund seiner quantitativen Bedeutung fir
die Schitzung des Migrationspotentials besondere Aufmerksamkeit. Die
hier vorgelegten Schitzungen kommen auf die kurze Frist, d.h. fir den
Zeitraum nach Einfithrung der Freiziigigkeit, zu recht dhnlichen Ergebnis-
sen wie die Schatzungen des ifo-Institutes (vgl. Sinn et al., 2000 und den
Beitrag von Flaig in diesem Band). Auf die lange Frist weichen die Ergeb-
nisse jedoch erheblich voneinander ab. Wiahrend auf Grundlage unseres
Schatzmodells sich im langfristigen Gleichgewicht ein Migrationspoten-
tial von 2 bis 3 Prozent der Bevilkerung der Herkunftslander Migration
ergibt, erwartet das ifo-Institut auf Grundlage seiner Schétzungen fiir die
gegebenen Einkommensdifferenzen zu den mittel- und osteuropiischen
Léndern im dynamischen Gleichgewicht ein langfristiges Migrations-
potential von 8 bis 11 Prozent der Bevolkerung (Sinn et al., 2000). Diese
Unterschiede wirken sich auch tiber einen mittelfristigen Zeitraum, d.h.
{iber einen Zeitraum von zehn bis fiinfzehn Jahren, erheblich aus.

Unser Schiatzansatz unterscheidet sich durch eine Reihe von Aspekten
von dem Modell des ifo-Institutes. So wurde von uns die Schatzungen
auf eine breitere Datengrundlage gestellt, kein linearer Zusammenhang
zwischen Einkommensdifferenzen und Migration angenommen, gruppen-
spezifische Heteroskedastizitdt und gemeinsame Schocks berticksichtigt.
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Die quantitativen Unterschiede sind jedoch im wesentlichen auf die
Wahl des Schéitzers zuriickzufithren. Die Schétzung eines Modells mit
gemeinsamer Konstante unterstellt, das landerspezifische Effekte keine
Bedeutung fiir die individuellen Absolutterme haben. Das ist weder theo-
retisch noch empirisch plausibel. Sprache, geographische Lage und
Kultur haben einen erheblichen Einfluss auf das Wanderungsverhalten.
Die Hypothese, ob die Absolutterme fiir alle Lander den gleichen Wert
annehmen, kann durch verschiedene Tests liberpriift werden. Ein robus-
ter Test ist der Wald-Test. Er lehnt die Nullhypothese einer gemeinsamen
Konstante sowohl fur unser Modell als auch fiir das Modell des ifo-Insti-
tutes mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit von weit unter einem Prozent
ab. Andere Tests (F-Test, LR-Tests) kommen zu dem gleichen Ergebnis
(vgl. Tabelle A3). Nun kann eingewendet werden, dass die Testergebnisse
von der Spezifikation des Modells oder Messfehlern in den Variablen
beeinflusst werden. Dies ist jedoch, angesichts der geringen Plausibilitit
der Hypothese, dass landerspezifische Effekte keinen Einfluss auf die
Migration haben, wenig wahrscheinlich.

Falls jedoch landerspezifische fixe Effekte einen starken Einfluss auf
die Migration haben, ist eine verzerrte und inkonsistente Schatzung der
tbrigen Parameter zu erwarten, wenn eine gemeinsame Konstante fiir
alle Lander verwendet wird (Baltagi, 1995; Hsiao, 1986). Davon sind vor
allem die Schitzparameter derjenigen Variablen betroffen sein, die eine
hohe Kovarianz mit den fixen Effekten aufweisen. In unserem Fall
dirfte das vor allem die verzdgerte endogene Variable, also der Migra-
tionsbestand der Vorperiode, betreffen. Eine Nachschatzung des Modells
in der Studie von Sinn et al. (2000) ergab,'* dass auch hier die Hypo-
these einer gemeinsamen Konstante mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit
von deutlich unter einem Prozent abgelehnt werden kann. Bei einer
Schatzung mit fixen Effekten sinkt der Wert fiir den Koeffizienten fiir
den verzogerten Migrationsbestand von 0,96 auf 0,84. Dies hat erhebliche
quantitative Auswirkungen fiir die Schatzung des Migrationsbestandes
im steady state: Wiahrend sich in der Schéitzung mit einer gemeinsamen
Konstante fiir alle Lander — bei dem gegenwairtigen Verhéltnis der Pro-
Kopf-Einkommen von Deutschland und den MOEL von 2,84 — im steady
state in dem ersten Modell ein Migrationspotential von 6,3 und in dem
zweiten Modell von 8,6 Prozent der Bevilkerung der Herkunftslander
ergibt, so sinkt dieses Migrationspotential bei einer Schitzung mit fixen

14 Der Autor dankt Gebhard Flaig fiir das Uberlassen der Daten.
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Effekten in dem ersten Modell auf 2,9 und in dem zweiten Modell auf 2,4
Prozent (vgl. Tabelle A3). *°

Gegen die Schiatzung des Modells mit fixen Effekten werden unter-
schiedliche Einwénde geltend gemacht. So behaupten Sinn und Werding,
dass die Schitzung eines Modells mit fixen Effekten zur Ermittlung der
Elastizitaten fiir die Schatzung des Migrationspotentials grundsatzlich
fehlspezifiziert sei, weil durch die Verwendung eines fixed-effects-Schit-
zers alle Querschnittsinformationen eliminiert wiirden. Dies sei ein metho-
discher Fehler (Sinn/Werding, 2001, S. 43). Die Argumentation von Sinn
und Werding beruht auf der Annahme, dass durch die Schitzung eines
Modells mit fixen Effekten die Koeffizienten fiir die Einkommensvariable
nicht korrekt identifiziert werden konnen. Dies ist jedoch nicht der Fall.
Tatsédchlich werden in Panel-Modellen, die fixe Effekte berticksichtigen,
die Koeffizienten fiir die zeitabhéngigen Variablen {iber die Zeitdimension
identifiziert. Dies fiihrt jedoch unter den iblichen Annahmen zu einer
konsistenten und unverzerrten Schitzung der Parameter (Baltagi 1995,
Hsiao 1986). Allerdings kann die Schiatzung mit fixen Effekten zu ineffizi-
enten Ergebnissen fithren, wenn die Variation tiber die Zeit nicht ausrei-
chend ist. Darauf weist Flaig in seinem Beitrag fiir dieses Heft hin. Ange-
sichts von mehr als dreilig Beobachtungen und einer erheblichen Varia-
tion der Einkommen iiber die Zeit spricht dieses Argument allerdings
nicht fir die Verwendung eines gepoolten Modells, das bei Vorliegen l4an-
derspezifischer fixer Effekte zu inkonsistenten und verzerrten Ergebnis-
sen fihrt. Auch die tibrigen Argumente von Flaig gegen die Verwendung
eines fixed-effect-Schéatzers beruhen alle auf der Hypothese, dass lander-
spezifische fixe Effekte irrelevant sind. Dies ist jedoch, angesichts der
Testergebnisse wie auch theoretischer Uberlegungen wenig plausibel.

In seinem Beitrag zu diesem Heft weist Dustmann zu Recht darauf hin,
dass alle Schitzergebnisse von den getroffenen Annahmen abhiangen und
daher nur vorsichtig interpretiert werden koénnen. Dies gilt fiir jede
Schatzung. Zwei Argumente treffen jedoch in dieser Form nicht zu:
Erstens wird die Riickkehrmigration durch die Wahl des Migrationsbe-
standes als abhingiger Variable implizit berticksichtigt. Es kommt des-

15 Fir den Vergleich zwischen den Modellen mit gemeinsamer Konstante und
fixen Effekten haben wir eine implizite Konstante fiir alle Linder berechnet, in
dem wir die Abweichungen der fixen Effekte als Null gesetzt habe. Das entspricht
dem Durchschnittswert der fixen Effekte. Selbst wenn wir den hochsten fixen
Effekt aus der Stichprobe fiir die Schitzung des Migrationspotentials aus den
MOEL zugrunde legen, so betriagt das Migrationspotential im steady state in den
beiden Schatzungen maximal 4,2 bzw. 3,8 Prozent an der Bevolkerung der Hei-
matlénder.
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halb nicht, anders als beispielsweise in Modellen die sich allein auf
Bruttoeinwanderungsraten stiitzen, zu einer systematischen Uberschit-
zung des Migrationsbestandes. Zweitens ergeben sich durch Geburten-
raten und Einbiirgerungen erheblich geringere Verzerrungen in der Mes-
sung der abhéngigen Variablen als unterstellt wird. Dies ist im wesent-
lichen darauf zuriickzufiihren, dass die Verdnderung des Anteils der
Migranten an der Bevolkerung des Heimatlandes nur dann durch die
Zahl der im Ausland geborenen Biirger verdndert, wenn die natiirliche
Geburtenrate im Zielland von der Geburtenrate im Heimatland
abweicht. Auch wenn es durch Geburtenraten und Einbiirgerungen zu
einer Abweichung von Nettomigrationsrate und der Verdnderung des
Anteils der in Deutschland lebenden Auslander an der Bevilkerung des
Heimatlandes kommt, ist das Modell noch nicht fehlspezifiziert. Aller-
dings wire die Aufnahme weiterer Variablen wie der Altersstruktur
wiinschenswert.

Die starken Unterschiede zwischen einzelnen Herkunftslandern der
Migration erschweren die Prognose der kiinftigen Zuwanderung fiir
Liander auBerhalb der Stichprobe. Alle Schatzungen des Migrations-
potentials sind deshalb nur sehr vorsichtig zu interpretieren. Nach unse-
ren Simulationen diirfte sich das langfristige Migrationspotential aus den
MOEL, je nach Konvergenz der Einkommen, in einer Spanne zwischen
knapp 2 und 3 Prozent an der Bevolkerung der Herkunftslander bewe-
gen. Unter Beriicksichtigung der Schatzunsicherheiten ist diese Spanne
noch grofer. Dieses Migrationspotential wird sich allerdings nur langsam
aufbauen. Die Ungewissheit, die sich aus der Ubertragung der Erfahrun-
gen anderer Linder auf die Zuwanderung aus den MOEL ergibt, ist
zwangslaufig hoch. Allerdings kann die Prognose einer Massenzuwande-
rung von bis zu elf Millionen Menschen schwerlich auf eine historische
Analyse der Migration nach Deutschland gestiitzt werden.
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Abstract

The Consequences of Free Movement for East-West Migration —
Lessons from a time-series analysis of migration
into Germany, 1967-1998

By Herbert Briucker

Many observers expect that Eastern Enlargement of the European Union (EU)
will trigger a migration surge. In this paper a quantitative analysis of migration into
Germany is provided for a panel of 18 source countries, in order to draw conclusions
regarding potential migration from the East. The empirical model is based on the
hypothesis that migration is a disequilibrium phenomenon, and will cease after an
equilibrium between migration stocks and macro-economic variables such as
income differentials is attained. This hypothesis is proved. Based on an error correc-
tion model, the speed of adjustment and equilibrium levels of migration stocks are
analysed, and different scenarios for the implications of Eastern Enlargement are
simulated. However, a considerable amount of uncertainty remains since we observe
high heterogeneity in the migration behaviour across countries.

JEL classification: F22, C22, C23.
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Anhang

Tabelle A1
Einheitswurzeltests

Erweiterter Dickey-Fuller Test fiir Paneldaten (Panel ADF-Test)

Variable mst m y (1) y(2) en
Niveaus 0,180 -10,070 ** 0,067 -1,694 0,990
erste

Differenzen -10,870 ** | -14,059 ** -9,65 ** -11,586 ** -9,329 **

Erweiterter Dickey-Fuller Test (Panel ADF-Test) mit Konstante

es Lags
Niveaus -1,109 2)
erste
Differenzen -4,301 ** 1)

y(1) = Verhaltnis des BIP zu Kaufkraftparitiaten; y(2) = Verhiltnis des BIP zu laufenden Wechselkursen.
** * Einheitswurzel wird verworfen mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit von 1% bzw. von 5%.

Bemerkungen: Der kritische Wert fiir den Panel-ADF-Test zum 5% Niveau liegt bei 1,900.
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Tabelle A2
Kointegrationstests

Erweiterter Dickey Fuller Test (ADF-Tests) auf Einheits-
wurzeln der Resididuen der Kointegrationsregession

Osterreich —4,750 ** 3
Belgien -3,953 * 1
Schweiz —4,299 ** 1
Déanemark -2,872 3
Spanien -4,586 ** 4
Finnland —5,428 *** 1
Frankreich -2,522 2
Griechenland -2,956 1
Irland -3,381 1
Italien -3,695 * 4
Luxemburg —4,432 ** 1
Niederlande -2,974 6
Norwegen -4,584 ** 1
Portugal -3,130 1
Schweden —5,003 *** 1
Turkei —4,541 ** 1
GrofBbritannien -4,138 ** 1
Jugoslawien -3,583 1
Panel ADF Statistik —4,11923 ***

Gruppen ADF Statistik -15,32053 ***

Kritische Werte fiir den Kointengrationstest (McKinnon, 1991): -4,79119
(1%), -4,02627 (5 %), -3,65603 (10%).

**% ** * Einheitswurzel wird verworfen mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit
von 1%, 5%, 10%.
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Die Abschitzung der Migrationspotentiale
der osteuropiischen EU-Beitrittslinder'

Von Gebhard Flaig, Minchen

I. Einleitung

Die Moglichkeit der freien Arbeitsplatzwahl innerhalb der Mitglied-
staaten ist eines der wichtigen Charakteristika der Europaischen Union.
Nach einem Beitritt der mittel- und osteuropiischen Kandidaten wird
das Recht der Arbeitnehmerfreiziigigkeit frither oder spéter auch diesen
Lindern gewihrt werden. Wahrend viele Okonomen den Effizienz- und
Wohlfahrtsgewinn freier internationaler Faktorwanderungen betonen,
herrscht in der 6ffentlichen Diskussion oft die Furcht, dass die Zuwan-
derung von Arbeitskraften aus Lindern mit einem relativ niedrigen Ein-
kommen im Aufnahmeland einen Druck auf die Lohne der heimischen
Beschéaftigten und/oder auf ihre Beschéftigungschancen auslést. Das
potentielle AusmafBl der durch Migration induzierten Probleme hingt
unter anderem davon ab, wie groB die zu erwartenden Wanderungs-
strome sind und wie sie sich tiber die Zeit hinweg verteilen.

Die Abschitzung der Migrationspotentiale aus den mittel- und osteu-
ropiischen Beitrittslandern ist eine sehr schwierige Aufgabe, da die
Situation nur eingeschrankt mit fritheren Wanderungen aus den stideuro-
paischen Landern vor und nach ihrem EU-Beitritt zu vergleichen ist.
Trotzdem ist eine vorsichtige Ubertragung der Erfahrungen mit den
Wanderungen aus diesen Landern nach Deutschland mehr oder weniger
die einzige Moglichkeit, einige Determinanten der Migration zu identifi-
zieren und ihre Groéfenordnung abzuschitzen (vgl. beispielsweise Euro-
pean Integration Consortium 2000 und Sinn et al. 2001 sowie die Uber-
sicht in Hénekopp 2001).

Diesem Ansatz wird auch hier gefolgt. Basierend auf theoretischen
Voriiberlegungen werden Erklarungsgleichungen fiir den Bestand an und

1 Ich danke Herrn Horst Rottmann und den Teilnehmern am Lunchtime Semi-
nar des ifo Instituts, der Jahrestagung der ARGE und einem Seminar der Akade-
mie fiir Politische Bildung in Tutzing fiir zahlreiche Anregungen und Kritik.
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den Nettozufluss von Migranten aus den stideuropiischen Landern spezi-
fiziert und 6konometrisch geschétzt. Unter alternativen Annahmen iiber
die Entwicklung der Erklarungsvariablen, vor allem des Einkommens-
verhéltnisses zwischen Deutschland und dem jeweiligen Heimatland,
lassen sich dann Szenarien iiber die Einwanderung aus den mittel- und
osteuropéischen Landern berechnen.

II. Theoretische Voriiberlegungen

Der 6konomische Ansatz zur Erklarung von Migrationsentscheidungen
beruht vor allem auf der Humankapitaltheorie: Ein potentieller Migrant
vergleicht den erwarteten abdiskontierten Einkommensgewinn aus einer
Wanderung mit den damit verbundenen Kosten. Zu den Kosten gehoren
nicht nur die monetiren Ausgaben fiir die Reise in das Zielland, sondern
auch der Verlust von sozialen Beziehungen zu Familie und Freunden, das
Erlernen einer neuen Sprache, das Leben in einer méglicherweise frem-
den Kultur, usw. Diese nicht-monetidren Kosten sind allerdings nur
schwer zu quantifizieren und werden in vielen Studien ignoriert oder
bestenfalls durch grobe Indikatoren wie zum Beispiel die Entfernung
zwischen Heimat- und Zielland approximiert. Ein wichtiger Faktor, der
die nicht-monetdren Wanderungskosten reduziert, sind soziale Netz-
werke von bereits Ausgewanderten im Zielland. Leben dort bereits viele
Migranten, existiert eine von Landsleuten aufgebaute Infrastruktur, die
das soziale Leben erleichtert, Informationen tiber Wohn- und Beschafti-
gungsmoglichkeiten bereitstellt und damit die Migrationskosten senkt
(vgl. Hille/Straubhaar 2001).

In der Literatur herrscht weitgehend Konsens, dass das Einkommens-
differential die wichtigste Determinante fiir die individuelle Wande-
rungsentscheidung ist (vgl. Bauer/Zimmermann 1999; Hatton/William-
son 2001). Das theoretische Konstrukt ,Einkommensdifferential“ hat
mehrere Dimensionen, die in einer empirischen Analyse zu beachten
sind. Zuné&chst miissen die erzielbaren Einkommen in verschiedenen
Landern miteinander kompatibel gemacht werden. Fiir einen Grenzpend-
ler oder einen Migranten, der nur temporar im Zielland arbeitet, ist der
tatsdchliche Wechselkurs die relevante Umrechnungsvariable, da das im
Zielland erworbene Einkommen in die Wahrung des Heimatlandes umge-
tauscht und dort konsumiert wird. Ein Migrant, der fiir lange Zeit oder
gar permanent seinen Wohnsitz verlegt, wird dagegen auch die unter-
schiedlichen Lebenshaltungskosten in den beiden Landern berticksichti-
gen. Fir ihn ist das mit dem sogenannten Kaufkraftparitatenkurs kom-
patibel gemachte Einkommensverhaltnis relevant.
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In vielen Studien wird ohne Diskussion aprioristisch der Kaufkraft-
paritdtenkurs verwendet (vgl. beispielsweise Bauer/Zimmermann 1999;
Fertig 1999). Im empirischen Teil dieser Arbeit wurden zunichst beide
MaBe fiur das Einkommensverhiltnis (Kaufkraftparititen, laufender
Wechselkurs) gleichzeitig als erkldrende Variable verwandt. Es zeigte
sich jedoch in allen Modellvarianten, dass nur das Einkommensverhalt-
nis zu Kaufkraftparitdten, nicht aber das Einkommensverhiltnis zu lau-
fenden Wechselkursen signifikant war. Deshalb werden im folgenden nur
die Ergebnisse mit Verwendung des Kaufkraftparitdtenkurses darge-
stellt. Die von internationalen Organisationen (OECD, EUROSTAT)
berechneten Kaufkraftparitdten sind allerdings nicht ohne Tiicken, da
sie alle Verwendungskomponenten des Sozialprodukts beinhalten und
nicht nur Konsumgiiter. Bei einer Ubertragung der Modellergebnisse auf
die mittel- und osteuropiischen Beitrittslander (vor allem auf die deut-
schen Nachbarldander Polen und Tschechische Republik) ist auch zu
beachten, dass die Mdglichkeiten zum Grenzpendeln wesentlich groBer
sind und damit das hoéhere Einkommensdifferential berechnet zu laufen-
den Wechselkursen an Einfluss gewinnen kann. Tendenziell kann dies zu
einer Unterschiatzung der Wanderungsstréme fithren, wenn bei der Pro-
jektion Kaufkraftparitaten unterstellt werden.

Neben der Entscheidung tiber den relevanten Umrechnungskurs muss
weiterhin die Wahl getroffen werden, welche Einkommensvariable zur
Schatzung herangezogen wird. Wenn primir unselbstédndig Beschaftigte
wandern, wiare ein Lohnsatz die beste Wahl. Idealerweise sollten auch
das Steuersystem, die Hohe der Sozialversicherungsbeitrige und die
Anspriiche an Sozialleistungen berticksichtigt werden. Fiir ldangere Zeit-
raume und verschiedene Lénder ist es allerdings sehr schwer, vergleich-
bare Zeitreihen zu erhalten. Im folgenden verwenden wir deshalb wie
der grofite Teil der Literatur das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner
als Einkommensvariable. Dies kann allerdings nur ein grober Indikator
sein, da beispielsweise die Erwerbsquoten zwischen den L&ndern variie-
ren.

Fir einen potentiellen Migranten ist es auch von Bedeutung, die Wahr-
scheinlichkeiten abzuschitzen, mit denen er im Herkunfts- und im Ziel-
land eine Beschéftigung erhalten kann. Als Indikator wird dafiir oft die
Arbeitslosenquote herangezogen. In vielen Studien ist diese Variable
aber nicht signifikant oder hat gar das falsche Vorzeichen. Bei einem
ersten Versuch zeigte sich dieses Ergebnis auch in dieser Studie. Ein
Grund mag sein, dass Arbeitslosenquoten in Lindern wie der Turkei
schlecht gemessen werden und dass der starke Anstieg der Arbeitslosen-
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quote in Deutschland wihrend der letzten dreiBig Jahre eine Sockel-
arbeitslosigkeit anzeigt, die fiir die Beschiaftigungschancen von flexiblen
Einwanderern irrelevant ist. Als Ersatz fiir die nur schwer zu definie-
rende konjunkturelle Arbeitslosenquote verwenden wir im folgenden
deshalb die sogenannte Output-Liicke. Sie ist definiert als die prozen-
tuale Abweichung des realen Bruttoinlandsprodukts vom Potentialout-
put, der iiber ein sogenanntes strukturelles Zeitreihenmodell geschatzt
wurde (vgl. dazu Flaig 2000). Die Output-Liicke ist ein Indikator fiir den
Stand der Konjunktur. Ein Aufschwung entfacht einen Nachfragesog
nach Arbeitskraften, der teilweise auch iiber die Einwanderung befrie-
digt wird.

Ein wichtiger Faktor fiir das AusmaB von Migration sind auch die
zahlreichen Regulierungen, Kontingente usw., die zwischen den Landern
bestehen und die erst mit Gewédhrung der vollen Arbeitnehmerfreiziigig-
keit weitgehend wegfallen. Diese Regeln sind zu komplex, als dass sie
inhaltlich im Rahmen einer o©6konometrischen Gleichung abgebildet
werden kénnten. Deshalb werden als sehr grobe Indikatoren die EU-Mit-
gliedschaft und die Gewahrung der vollen Arbeitnehmerfreiziigigkeit in
Form von sogenannten Dummy-Variablen berticksichtigt.

III. Schitzung des Migrations-Modells

Ausgangspunkt ist die Hypothese, dass die Zahl der Migranten eines
Landes in Deutschland (jeweils ausgedriickt als Prozentsatz der Bevol-
kerung im Herkunftsland) eine Funktion des relativen Einkommens
zwischen Deutschland und dem Herkunftsland, dem Output Gap in
Deutschland (als sogenanntem Pull-Faktor) und institutionellen Regelun-
gen ist, die als Dummy-Variable fiir die EU-Mitgliedschaft und die
Gewidhrung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit modelliert werden. Als weite-
rer Einflussfaktor wird der Bestand der Migranten in der Vorperiode
berticksichtigt, der die oft diskutierten , Netzwerkeffekte* abbildet:

(1) B; = g+ a1 YV: + a2 Gt + 03 EU; + oy FR; + o5 Byy

Die Variablen sind wie folgt definiert:

B: Anteil der in Deutschland lebenden Migranten an der Heimat-
bevolkerung (in %)

B*:  Kurzfristiger Gleichgewichtsbestand an Migranten
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YV: Verhiltnis Einkommen Deutschland zu Einkommen Entsendeland
(BIP pro Kopf; Kaufkraftparitit)

G: Output Gap in Deutschland (in %)
EU: falls EU-Mitglied 1, sonst 0
FR: falls Arbeitnehmerfreiziigigkeit 1, sonst 0.

Bei den Schiatzungen wird zwischen der EU-Mitgliedschaft und der
Gewihrung der vollen Arbeitnehmerfreiziigigkeit unterschieden, da bei
den bisherigen Beitrittslandern im Sample (Griechenland, Spanien, Por-
tugal) nach dem EU-Beitritt eine mehrjahrige Ubergangszeit vereinbart
wurde, in der noch nicht die volle Freiziigigkeit realisiert wurde. Wie die
empirischen Schitzungen zeigen, ist diese Unterscheidung fiir die Ergeb-
nisse relevant.

Aufgrund von Anpassungsverzégerungen kann der tatsidchliche Be-
stand B; vom optimalen Bestand B; abweichen. Wir modellieren den
dynamischen Prozess mit einem partiellen Anpassungsmodell

(2) B;=B:1+ A (B, - Bi1)

Der Bestand in der laufenden Periode ist gleich dem Bestand in der
Vorperiode plus dem Anteil A der Differenz zwischen dem Zielwert B}
und dem tatséchlichen Bestand der Vorperiode.

Einsetzen der Gleichung (1) in Gleichung (2) ergibt:
3) B; = Mg + A\aq YV + My Gy + A\a3EU; + Ay FR, + (1 — X + Xas) By

Damit das Modell dynamisch stabil ist und ein steady-state-Wert fiir B
existiert, muss der Koeffizient vor B;_; kleiner 1 sein, was fiir 0 <A <1
erfullt ist, wenn as < 1. Eine Erhchung des Migrantenbestandes darf
zwar den Gleichgewichtsbestand B* kausal erhdhen, die induzierte Ver-
adnderung von B; muss aber kleiner sein als die Verédnderung von B;_;.
Da sieben strukturelle Parameter vorliegen (oy bis a5 und ), aber nur
sechs Regressoren, sind die strukturellen Parameter nicht eindeutig iden-
tifiziert. Fir Simulationen und Prognosen ist dies aber kein Problem, da
nicht zwischen dem Netzwerk- und dem Anpassungseffekt unterschieden
werden muss.

Bei den hier verwandten Zahlen fiir die Bestandswerte der Migranten
in Deutschland ist zu beachten, dass sie auch die in Deutschland gebore-
nen Kinder der Ausliander enthalten, nicht aber diejenigen Personen, die
in Deutschland eingebiirgert wurden. Der Bestand an Eingebiirgerten
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(gemessen am Bestand der Migranten ohne Eingebiirgerte) ist im Zeitab-
lauf fiir Griechen, Italiener und Spanier stetig angestiegen und betragt
im Jahre 1997 fiir Spanier und Italiener ungefahr 5% und fiir Griechen
2%. Bei den Tiirken gab es bis 1992 praktisch keine Einbiirgerungen,
danach ist der Bestand an Eingebiirgerten aber bis zum Jahr 1997 auf
iiber 8 % der nach Deutschland gewanderten Tiirken angewachsen.

Da fiir Portugiesen keine Angaben zur Einbiirgerung vorliegen und um
die Vergleichbarkeit mit anderen Studien zu gewahrleisten, sind einge-
biirgerte Migranten in dieser Arbeit nicht im Migrantenbestand enthal-
ten. Die spateren Projektionen der Einwanderung aus den mittel- und
osteuropaischen Beitrittslandern enthalten damit auch keine eingebiir-
gerten Zuwanderer. Da Einbiirgerungen im allgemeinen erst nach lédnge-
rer Aufenthaltszeit moglich sind, diirften die Prognosen erst fiir die lan-
gere Frist eventuell tangiert sein.

Bei der bisher diskutierten Spezifikation wurde angenommen, dass ein
EU-Beitritt und die Gewdhrung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit nur addi-
tiv auf den Migrantenbestand wirken, dass aber beispielsweise die Inten-
sitdt des Einkommenseffekts nicht beriihrt wird. In einigen Spezifika-
tionstests wurde deshalb untersucht, ob Interaktionseffekte von EU und
FR mit den sonstigen Erklarungsvariablen YV, G und B_; einen zuséitz-
lichen Erklarungsbeitrag liefern. Dabei hat sich gezeigt, dass der Inter-
aktionsterm EU-YV in vielen Fillen signifikant war, dass also die
Starke des Einkommenseffekts auf die Migration davon abhingig ist, ob
das betreffende Land EU-Mitglied ist oder nicht. Deshalb wird diese
Interaktionsvariable als zusétzlicher Regressor in allen geschatzten Glei-
chungen beriicksichtigt.

Da in die Bestandsverdnderungen (und damit akkumuliert auch in die
Bestande) der Migranten die in Deutschland geborenen Kinder der Aus-
lander positiv und die Einbiirgerungen negativ eingehen, kann die
geschétzte Gleichung nicht unmittelbar Aussagen iiber die Nettozuziige
von Migranten in einer Zeitperiode liefern. Deshalb wird zuséatzlich
analog zur Gleichung (3) eine Erklirungsgleichung fiir den Saldo der
Zuziige und Wegziige von Auslindern, also fiir die Nettowanderung NW
(ausgedriickt als Prozentsatz der Bevolkerung im Heimatland) geschéatzt.

Bei Verwendung von gepoolten Querschnitts- und Langsschnittdaten
besteht die Moglichkeit, dass sich die L&nder durch unbeobachtete
Eigenschaften (zum Beispiel Reisekosten, Risikoaversion, Einkommens-
verteilung, usw.) voneinander unterscheiden. Sind diese Faktoren mit
beobachteten Regressoren korreliert, ist eine gewohnliche Kleinst-Quad-
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rate-Schatzung tiber alle Beobachtungen verzerrt und inkonsistent (vgl.
beispielsweise Hsiao 1986). Bei dynamischen Modellen ist davon poten-
tiell vor allem der Koeffizient der verzégert endogenen Variablen betrof-
fen. Deshalb wird oft (vgl. Alecke/Huber/Untiedt 2001; European Inte-
gration Consortium 2000; Briicker/Tribswetter/Weise 2000; Briicker
2001) ein sogenannter fixed-effects-Schitzer verwandt, der fiir die ein-
zelnen Lander unterschiedliche Werte fiir das Absolutglied o zuldsst.
Allerdings kann diese Vorgehensweise das Problem nicht vollstindig
l6sen und wirft zudem eine Reihe von neuen Fragen auf (vgl. dafiir bei-
spielsweise Temple 1999):

1. Da die Variation der Daten zwischen den Lindern (Querschnittsdi-
mension) vollstdndig durch landerspezifische Konstanten aufgefangen
wird, werden die Regressionsparameter allein durch die Datenvaria-
tionen tiber die Zeit bestimmt. Dies fithrt im allgemeinen zu einem
Effizienzverlust bei der Schatzung. Dies ist vor allem dann der Fall,
wenn die Variation der Daten innerhalb eines Landes relativ klein ist
im Vergleich zur Variation zwischen den Léndern.

2. Aufgrund der ausschlieBlichen Verwendung der zeitlichen Variabilitét
der Daten fiir die Schitzung der Regressionsparameter besteht die
Gefahr einer systematischen Verzerrung der geschitzten Parameter.
Wenn beispielsweise die Migration im wesentlichen durch permanente
Einkommensdifferentiale determiniert wird, ist das tatsdchlich gemes-
sene Differential eine mit ,Messfehlern“ behaftete Erklarungsvaria-
ble, und die geschitzten Regressionskoeffizienten sind nach unten
verzerrt. Der fixed-effects-Schitzer wird deshalb den Einfluss des
Einkommens zu niedrig ausweisen. Im Falle von Messfehlern ist
sicherlich auch der gepoolte OLS-Schitzer inkonsistent. Allerdings
reduziert die Verwendung der Querschnittsinformation die Verzer-
rung.

3. Bei Verwendung relativer kurzer Zeitreihen sind bei der Schitzung
dynamischer Modelle sowohl der gewohnliche OLS- als auch der
fixed-effects-Schitzer verzerrt (vgl. beispielsweise Hsiao 1986; Seves-
tre/Trognon 1996). Der Parameter der verzogert endogenen Variablen
ist beim fixed-effects-Schitzer typischerweise nach unten verzerrt,
beim gepoolten OLS-Schéitzer nach oben (vgl. etwa Nerlove 1999, der
vor dem ,,apparent bias“ des fixed-effects-Schitzers warnt).

4. Wenn das fiur ein bestimmtes Sample geschiatzte Modell auf andere
Lander tbertragen wird, besteht das Problem, welche Werte fiir das
Absolutglied herangezogen werden sollen. Eine Moglichkeit ist, die
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geschitzten landerspezifischen Absolutterme in einem zweiten Schritt
durch eine Regression auf beobachtete Variable zu ,erkliaren“ (vgl.
beispielsweise die Studie des European Integration Consortium 2000,
in der die Landerdummies unter anderem auf den sogenannten
Human Development Index regressiert werden). Diese Vorgehensweise
16st das Problem nur dann, wenn nach der Korrektur keine Heteroge-
nitat mehr verbleibt (vgl. Alecke, Huber, Untiedt 2001). Dann hétte
man aber gleich in der ersten Stufe die entsprechende Variable in das
Modell aufnehmen und mit der OLS-Methode schétzen sollen.

Da aprioristisch keine Klarheit besteht, welche Methode im Anwen-
dungsfall einer Ubertragung von Schiatzergebnissen aus einem Sample
auf ein neues Sample die besseren Resultate liefert, werden im folgenden
sowohl die Ergebnisse einer gewohnlichen Kleinst-Quadrate-Schatzung
als auch die eines Fixed-effects-Schéatzers prasentiert.

Das Modell wird geschitzt mit Daten von 1974 bis 1997 fir die Her-
kunftslander Griechenland, Italien, Portugal, Spanien und Tiirkei. Die
Bestandsgrofien fiir die Migranten stammen vom Statistischen Bundes-
amt (STATIS-BUND), die Bevolkerungszahlen fir die Herkunftslander
und fiir das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Kaufkraftparititen von
der OECD (OECD Statistical Compendium). Der Output gap in Deutsch-
land wurde mit Hilfe eines Unobserved Components Modells geschitzt.

In der Tabelle 1 sind die Schitzergebnisse fiir das Modell I (Gleichung
(3)) sowohl fiir die Bestandsvariable als auch fiir die Nettowanderung als
abhéngiger Variabler dargestellt. Dabei wird jeweils eine Variante ohne
und eine mit ldnderspezifischen Dummy-Variablen geschétzt. Im letzte-
ren Fall dient die Tiirkei als ,,Basisland*.

Das Vorzeichen aller geschatzten Parameter ist mit den theoretischen
Voriiberlegungen kompatibel. Wenn das Einkommensdifferential von
Deutschland zu den Herkunftslandern steigt, erhoéht sich sowohl der
Bestand an Migranten als auch die Nettozuwanderung. Eine Verbesse-
rung der konjunkturellen Situation in Deutschland (gemessen durch das
Output Gap) iibt eine starke Sogwirkung aus: Erhoht sich das Output
Gap um einen Prozentpunkt, steigt in derselben Periode der Migranten-
bestand um knapp 0,02 Prozentpunkte. Die Gewé&hrung der vollen
Arbeitnehmerfreiziigigkeit (gemessen durch die Dummy-Variable FR) hat
ebenfalls einen eindeutig positiven Effekt. Der Beitritt zur Union hat
einmal eine negative Niveauverschiebung zur Folge (EU), zum anderen
erhoht er aber den Effekt des Einkommens auf die Migration (YV - EU).
Ist das Einkommensverhiltnis Deutschland/Herkunftsland gentigend
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Tabelle 1
Schitzergebnisse fiir Modell I
Bestand Nettowanderung
Const. -0,169 (5,9) 0,144 0,6) | -0,191 (6,6) 0,078 (0,4)
YV 0,093 (7,3) 0,093 (1,5) 0,109 (8,5) 0,166 (3,0)
YV-EU | 0,108 (28 | 0,194 (1,8) | 0,121 3,1) | 0205 (2,1
G 0,019 (5,5) 0,018 (5,6) 0,016 (4,8) 0,015 (5,2)
EU -0,108 (1,6) | -0,286 1,7 | -0,103 (1,5) | -0,299 (2,0)
FR 0,104 (4,4) 0,111 9,9) 0,095 (4,0) 0,107 (5,2)
B_; 0,958 (125,2) 0,895 (23,4) | -0,054 (7,0) | -0,210 (7,7)
DGr - 0,057 (0,5) - 0,195 (1,8)
DIt - -0,117  (0,7) - ~0,061  (0,4)
DPo - -0,202 1,7 - -0,200 (1,8)
DSp - -0,246 1,7 - -0,253 1,9)
o 0,996 0,997 0,536 0,672
OR 0,073 0,069 0,074 0,063
2 0,44 0,42 0,63 0,63
R®. Korrigiertes R2.
or: Standardfehler der Residuen.
p1: Autokorrelationskoeffizient 1. Ordnung fiir Residuen.
DGr, DIt, DPo und DSp sind 0-1 Dummy-Variable fiir die Herkunftslander
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien.

grof3 (im Modell ohne fixed effects groBer als ungefahr 1, im Modell mit
fixed effects groBer als ungefahr 1,5), ist der Gesamteffekt positiv.

Wahrend sich die kurzfristigen Effekte der Erklarungsvariablen auf den
Migrantenbestand und die Nettozuwanderung zwischen der Variante ohne
und derjenigen mit landerspezifischen Dummy-Variablen nicht gravierend
unterscheiden, sind die Unterschiede in der langfristigen Steady-State-
Betrachtung betrachtlich. Lést man das Bestandsmodell fiir B; = B;_; = B,
erhilt man die langfristigen Multiplikatoren bzw. die langfristigen Semi-
Elastizitaten (dE/ dx) - x (mit x einer erkldarenden Variablen).

Tabelle 2 zeigt die langfristigen Anderungen des Migrantenbestandes
in Prozentpunkten in Abhingigkeit von Einkommenserhéhungen und
dem kombinierten Effekt von EU-Beitritt und Gewihrung der vollen
Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Im Vergleich zum Modell ohne fixe Effekte
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Tabelle 2

Langfristige Semi-Elastizititen in Modell I
(Erhohung des Migrationsbestandes in Prozentpunkten)

Ohne fixed effects Mit fixed effects

Einkommen (Erhohung von YV um 1 Prozent)

EU=0,FR=0
Yv=1 0,02 0,01
YV =3 0,07 0,03
EU=1FR=1
Yv=1 0,05 0,03
YV =3 0,15 0,08

EU-Beitritt und Gewdhrung von Arbeitnehmerfreiziigigkeit

YV=1 2,48 0,18
YV =3 7,19 3,88

gehen die Elastizitaten auf ungefdhr die Hilfte zuriick, wenn man lan-
derspezifische fixe Effekte zulasst.

Nach der Schétzung des Bestands- und des Nettowanderungs-Modells
wurde die statistische Qualitat und die Robustheit mit mehreren Spezifi-
kationstests und Modellmodifikationen iiberpriift. So wurden beispiels-
weise die bisher verwandten absoluten Werte durch logarithmierte Werte
ersetzt und/oder weitere nichtlineare Terme wie das Quadrat des Ein-
kommensverhiltnisses hinzugefiigt. Ebenso wurden auch Einkommens-
terme hinzugefiigt, die auf der Basis laufender Wechselkurse berechnet
wurden. Diese Varianten haben zu keiner Verbesserung der geschatzten
Gleichungen gefiihrt.

Weiterhin wurde ein Fehlerkorrektur-Modell mit einer reichhaltigen
Dynamik geschétzt. Obwohl sich das R? leicht verbessert hat und sich
auch einige Modifikationen im kurzfristigen Anpassungsprozess ergeben
haben, bleiben der Anpassungspfad und auch die steady-state-Werte
praktisch unverdndert. Deshalb wird dieses Modell hier nicht im Detail
prasentiert.

Bei den Schatzungen wurde bisher unterstellt, dass der ,,Gleichge-
wichtsbestand“ B* vom laufenden Einkommensverhiltnis YV abhingt.
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Tabelle 3
Schitzergebnisse fiir Modell I
Bestand Nettowanderung

Const. -0,097 (3,1) 0,320 1,5) | -0,127 (3,9) 0,398 1,9)
YV 0,057 (4,0) 0,088 (1,6) 0,073 (5,0) 0,089 (1,6)
YV-EU 0,078 (2,2) 0,037 (0,4) 0,088 (2,4) 0,112 (1,2)
G 0,018 (3,3) 0,011 (2,2) 0,014 (2,6) 0,006 1,3)
Gy -0,005 (0,8) 0,003 (0,5) | -0,004 (0,7) 0,005 (1,1)
EU -0,090 (1,4) | -0,086 (0,6) | -0,082 (1,3) | -0,185 (1,3)
FR 0,072 (3,2) 0,085 (4,4) 0,067 (2,9) 0,081 (4,3)
B_, 1,383  (16,3) 1,218 (15,6) 0,251 (2,9) 0,057 (0,8)
B_, -0,412 (5,0) | -0,421 (5,9) | -0,287 (3,4) | -0,286 (4,1)
DGr - 0,146  (1,4) - 0,121  (1,2)
DIt - -0,244 (1,6) - -0,275 1,9)
DPo - -0,272 (2,5) - -0,340 (3,2)
DSp - -0,368 2,7 - -0,439 (3,4)
R? 0,997 0,998 0,524 0,684

oR 0,067 0,057 0,068 0,055

1 0,09 0,08 0,40 0,46

R?: Korrigiertes R2.

og: Standardfehler der Residuen.

p1: Autokorrelationskoeffizient 1. Ordnung fiir Residuen.

DGr, DIt, DPo und DSp sind 0-1 Dummy-Variable fiir die Herkunftslander
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien.

Da eine Migrationsentscheidung im allgemeinen eine langerfristige Ent-

scheidung ist, erscheint es plausibel, dass kurzfristige Schwankungen von
YV eine geringe Rolle spielen und dafiir ldngerfristige Erwartungen an
Relevanz gewinnen. Wir modellieren den erwarteten Wert YV¢ gemal der
Hypothese der adaptiven Erwartungen. Danach ist der erwartete Wert
ein gewogenes Mittel des heutigen und aller vergangenen tatsdchlichen
Werte, wobei die Gewichte fiir die Vergangenheit geometrisch abnehmen:

YV =(1-79) (YVe+9YViy +°YVip +..) =

mit L dem Lagoperator.

5 Konjunkturpolitik, Beiheft 52

(1-9)YVvy/(1-~L)
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Setzt man diesen Ausdruck in Gleichung (3) fiir YV ein, erhilt man
eine Schitzgleichung, in der zusatzlich die Regressoren G;_;, EU;_i,
FR;_; und B;_» auftreten. Da sich EU; und EU;_; (analog auch FR; und
FR; ;) nur in den Landern Griechenland, Portugal und Spanien im Bei-
tritts- und dem darauf folgenden Jahr unterscheiden, werden die indivi-
duellen Koeffizienten sehr ungenau geschitzt. Deshalb werden auch im
Modell II nur die Variablen EU; und FR; herangezogen.

Analog zum Modell I werden die Schéatzergebnisse fiir Modell II in
Tabelle 3 prasentiert.

Gemessen am Standardfehler und dem Autokorrelationskoeffizienten
der Residuen bringt die zusatzliche Verwendung des um zwei Perioden
verzogerten Bestandes eine deutliche Verbesserung der Giite des Modells.
Die Parameter sollen hier nicht im einzelnen diskutiert werden. Die
langfristigen Semi-Elastizitaten sind in Tabelle 4 angegeben.

Wahrend sich bei der Variante ohne fixe Effekte gegeniiber dem
Modell I wenig andert, werden die Semi-Elastizitdten bei der Variante
mit fixen Effekten vor allem bei einem hohen Einkommensdifferential
deutlich kleiner. Es ist nicht einfach, die Plausibilitdt dieser Ergebnisse
einzuschitzen. Generell erscheinen die Elastizitdten fiir den Ansatz mit

Tabelle 4

Langfristige Semi-Elastizititen in Modell II
(Erhohung des Migrationsbestandes in Prozentpunkten)

Ohne fixed effects Mit fixed effects

Einkommen (Erhohung von YV um 1 Prozent)

EU=0,FR=0
YV =1 0,02 0,01
YV =3 0,06 0,02
EU=1FR=1

YV =1 0,05 0,01
YV =3 0,14 0,02

EU-Beitritt und Gewdhrung von Arbeitnehmerfreiziigigkeit

YV=1 2,07 0,18
YV =3 7,45 0,54
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fixen Effekten sehr klein zu sein. Beispielsweise wiirde sich nach dieser
Spezifikation der Migrationsbestand eines Landes wie der Tiirkei (YV
ungefahr 3) langfristig nur um einen halben Prozentpunkt erhéhen, wenn
es die volle Arbeitnehmerfreiziigigkeit erhalt. Demgegeniiber erscheint
sicherlich die Zunahme um iiber sieben Prozentpunkte im Modell ohne
fixe Effekte unplausibel hoch zu sein. Zu beachten ist dabei allerdings,
dass die Parameter der verzogert endogenen Variablen einen sehr langen
Anpassungszeitraum implizieren. Nach zehn Jahren sind erst knapp 40 %
des Anpassungsbedarfs abgearbeitet. Wie Sensitivitatsrechnungen ge-
zeigt haben, haben kleine Parametervariationen praktisch keinen Ein-
fluss auf die Entwicklung in den ersten zehn Jahren, wéhrend der steady
state Wert sich deutlich verandern kann. Die groBe Unsicherheit tiber
sehr langfristige Effekte ist allerdings nicht spezifisch fiir den gepoolten
OLS-Schitzer, sondern betrifft auch den fixed-effects-Schitzer.

IV. Prognose der Wanderungsstrome und Migrantenbestinde
aus den mittel- und osteuropiischen Lindern

Im folgenden wird die zweite Variante der geschitzten Gleichungen
(Tabelle 3) fiir eine Abschatzung der Migration aus den Léandern Polen,
Rumaénien, Slowakei, Tschechien und Ungarn nach Deutschland heran-
gezogen. Fiir die Projektionen werden zunidchst die Parameter des
Modells ohne fixed effects verwandt. Einige Ergebnisse fir das fixed
effects Modell werden spiter pridsentiert. Fiir die Simulation muss die
Entwicklung der erklarenden Variablen Bevolkerung und Einkommens-
differential (BIP pro Kopf, berechnet in Kaufkraftparitaten) vorgegeben
werden. Als Basis verwenden wir die Daten flir 1997. Die nétigen Infor-
mationen sind in Tabelle 5 zusammengefasst.

Bei der folgenden Simulation wird unterstellt, dass die fiinf genannten
Lénder in einem bestimmten Zeitpunkt (zum Beispiel zu Beginn des
Jahres 2004) die EU-Mitgliedschaft erhalten und gleichzeitig die volle
Arbeitnehmerfreiziigigkeit gewdhrt wird. Weiterhin wird angenommen,
dass bis zum Beitritt keine weitere Migration auftritt. Fiir die Entwick-
lung des relativen Einkommens werden zwei Varianten hypothetisch
unterstellt: In Variante a) soll das Realeinkommen in den Beitrittslan-
dern mit der gleichen Rate wie in Deutschland wachsen (YV bleibt kon-
stant), in Variante b) mit einer um 2 Prozentpunkte hoéheren Rate als in
Deutschland. Bei allen Berechnungen wird angenommen, dass der
Output gap in Deutschland Null ist. Damit sind konjunkturelle Schwan-
kungen ausgeschaltet.

5%
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Tabelle 5
Basisdaten der Modellsimulation
Land Bevolkerung in Mill. Migranten in Relatives
Deutschland Einkommen
1997 2015 1997 (in Tsd.) 1997
Polen 38,6 38,9 283 3,0
Ruménien 22,5 21,3 95 3,6
Slowakei 5,4 5,5 09 2,4
Tschechien 10,3 9,9 20 1,8
Ungarn 10,1 9,4 52 2,2

Quellen: Bevélkerung 1997: OECD Statistical Compendium,
Bevolkerung 2015: Projektion Weltbank (unter Beriicksichtigung von Migration).
Migranten in Deutschland: Statistisches Bundesamt.
Einkommensverhiltnis (BIP pro Kopf Deutschland/BIP pro Kopf Entsendeland, jeweils berechnet in
Kaufkraftparitaten): OECD, Weltbank.

Die nachfolgenden Tabellen 6a und 7a zeigen fiir die beiden verschie-
denen Annahmen hinsichtlich des relativen Einkommenswachstums den
Bestand der Migranten aus den verschiedenen Beitrittslandern in
Deutschland, einmal ausgedriickt in Prozent der Bevolkerung der jewei-
ligen Heimatlander, einmal absolut in Tausend Personen. Die Angaben in
der Spalte ,,0 Jahre nach EU-Beitritt“ gibt die Ausgangszahlen fiir Ende
1997 an. Die Tabellen 6b und 7b geben im oberen Teil die berechneten
Veranderungen des Bestandes pro Jahr an, im unteren Teil die prognosti-
zierten Werte der Nettowanderung.

Die Projektionen implizieren, dass in den ersten fiinf Jahren nach
EU-Beitritt und Gewahrung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit weitgehend
unabhéngig von der Einkommensentwicklung pro Jahr mit 200 bis 300
Tausend Zuwanderern aus den fiinf Staaten Polen, Ruménien, Slowakei,
Tschechien und Ungarn zu rechnen ist. Danach sinkt die Zuwanderung
langsam. Die Effekte unterschiedlichen Einkommenswachstums sind vor
allem in der langfristigen Entwicklung der Bestandszahlen deutlich zu
sehen: Wenn die Realeinkommen in den Beitrittslandern mit der gleichen
Rate wie in Deutschland wachsen, ist nach 15 Jahren ein Bestand von
ca. 4 Millionen Migranten zu erwarten; wenn die Einkommen um 2%
schneller wachsen als in Deutschland, wire der Migrationsbestand nach
15 Jahren noch 3,2 Millionen Menschen.
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Tabelle 6a
Modellsimulationen fiir ein relatives Einkommenswachstum von 2%

Land ... Jahre nach EU-Beitritt

Bestand (in % der Heimatbevolkerung)

Polen 0,8 1,0 1,3 1,7 2,3 3,5 41
Ruménien 0,5 0,8 1,2 1,7 2,6 4.2 5,1
Slowakei 0,2 0,4 0,6 0,9 1,4 2,2 2,6
Tschechien 0,2 0,3 0,8 0,6 0,9 1,3 1,56
Ungarn 0,5 0,6 1,1 1,0 1,4 2,1 2,4
Durchschnitt 0,5 0,8 1,1 1,4 2,1 3,2 3,8

Bestand (in Tausend)

Polen 283 397 524 657 905 1.353 1.588
Ruménien 95 171 269 372 567 924 1.124
Slowakei 9 20 34 48 75 122 146
Tschechien 20 31 45 60 87 133 151
Ungarn 52 62 81 101 138 201 231
Insgesamt 459 681 953 1.238 1.772 2.733 3.240

Die Schaubilder 1 und 2 zeigen beispielhaft fiir Tschechien und Polen
die Effekte der Verwendung der Schitzergebnisse des fixed-effects-
Modells unter der Annahme einer Konvergenzrate von 2%. Die gestri-
chelte Kurve reprasentiert den Verlauf des Migrationsbestandes fiir das
Modell ohne fixed effects. Die untere durchgezogene Kurve zeigt den
Verlauf fir das fixed-effects-Modell, wenn fiir das Absolutglied das
(ungewogene) arithmetische Mittel aus den stideuropaischen Zuwande-
rungsliandern verwandt wird, die obere durchgezogene Kurve den Ver-
lauf, wenn das Absolutglied flir Griechenland (das in allen Varianten
den h6chsten Wert aufweist) herangezogen wird. In einem Land mit rela-
tiv hohem Einkommen wie Tschechien liegen die prognostizierten
Bestandszahlen fiir das Modell mit fixen Effekten deutlich hoéher als die
fiir das Modell mit einem einheitlichen Absolutglied, fiir ein Land mit
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Tabelle 6b
Modellsimulationen fiir ein relatives Einkommenswachstum von 2%

Land ... Jahre nach EU-Beitritt

Verdnderung des Bestandes (in Tausend)

Polen 114 127 133 120 71 33
Ruménien 76 98 103 94 57 30
Slowakei 11 14 14 13 7 3
Tschechien 11 14 15 13 7 2
Ungarn 10 19 20 17 9 4
Insgesamt 222 272 285 257 151 72

Nettowanderung (in Tausend)

Polen 113 133 134 117 67 31
Ruménien 87 103 104 92 55 28
Slowakei 12 14 14 12 7 3
Tschechien 13 15 15 12 6 1
Ungarn 17 20 20 17 9 3
Insgesamt 242 285 287 250 144 66

relativ niedrigem Einkommen wie Polen kurzfristig ebenfalls héher,
langfristig aber teilweise deutlich darunter.

Die Schaubilder demonstrieren, wie sensitiv die Resultate auf die Wahl
des Absolutgliedes reagieren. Sicherlich gibt es einige Hinweise auf mog-
liche Bestimmungsfaktoren des Individualeffekts. Im Sample ist bei-
spielsweise das durchschnittliche Einkommen eines Landes positiv mit
dem jeweiligen Individualeffekt korreliert, die Erklarungskraft ist aber
nicht all zu groB. In der Studie des European Integration Consortiums
(2000) werden die Individualeffekte auf den Human Development Index
(in den auch das Einkommen eingeht) und auf Dummy-Variable fiir eine
gemeinsame Sprache zwischen Herkunfts- und Zielland regressiert. Da
das korrigierte R? nur 0.29 betrigt, wird nur ein kleiner Teil der Variabi-
litat der Individualeffekte erklart. Damit bleibt jede Setzung des Abso-



Migrationspotentiale der osteuropiaischen EU-Beitrittslander 71

Tabelle 7a
Modellsimulationen fiir ein relatives Einkommenswachstum von 0%

Land ... Jahre nach EU-Beitritt

Bestand (in % der Heimatbevolkerung)

Polen 0,8 1,0 1,4 1,8 2,5 4,0 5,2
Ruménien 0,5 0,8 1,3 1,8 2,8 4.9 6,4
Slowakei 0,2 0,4 0,6 0,9 1,5 2,6 3,5
Tschechien 0,2 0,3 0,5 0,6 1,0 1,6 2,2
Ungarn 0,5 0,6 0,8 1,1 1,5 2,5 3,2
Durchschnitt 0,5 0,8 1,2 1,56 2,2 3,7 4,9

Bestand (in Tausend)

Polen 283 400 534 679 963 1.563 2.012
Ruménien 95 173 2176 387 606 1.066 1411
Slowakei 9 21 35 51 81 146 194
Tschechien 20 31 47 63 26 165 217
Ungarn 52 63 83 105 148 239 307
Insgesamt 459 688 975 1.285 1.894 3.179 4.141

lutgliedes fir Linder auBlerhalb des Schitz-Samples problematisch und
letztlich willkiirlich.

Alle Berechnungen wurden auf der Basis von Einkommensdifferentia-
len durchgefiihrt, die auf Kaufkraftparitiaten beruhen. Vor allem fiir die
Bewohner von Polen und Tschechien besteht aber die Moglichkeit, als
Tages- oder Wochenendpendler in Deutschland zu arbeiten. Damit sind
aber Kaufkraftparititen weniger relevant, da das in Deutschland erzielte
Einkommen zum laufenden Wechselkurs in die heimische Wihrung
umgetauscht und im Herkunftsland verbraucht werden kann. Das h6here
Einkommensdifferential berechnet zu laufenden Wechselkursen erhéht
damit potentiell das Migrationspotential.

Ein weiteres Problem ist, dass die dkonometrischen Schatzungen erst
im Jahre 1974 beginnen. Ein grofBer Teil des Migrantenbestandes aus den
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Tabelle 7b
Modellsimulationen fiir ein relatives Einkommenswachstum von 0%

Land ... Jahre nach EU-Beitritt

Verdnderung des Bestandes (in Tausend)

Polen 117 134 145 140 107 79
Rumaénien 78 103 111 108 82 61
Slowakei 12 14 16 15 11 8
Tschechien 11 16 16 16 12 9
Ungarn 11 20 22 21 16 12
Insgesamt 229 287 310 300 228 169

Nettowanderung (in Tausend)

Polen 117 141 146 138 105 78
Ruméinien 90 107 113 107 81 60
Slowakei 12 15 16 15 11 8
Tschechien 13 16 17 16 12 9
Ungarn 18 21 22 21 16 12
Insgesamt 250 300 314 297 225 167

Mittelmeerlandern hatte sich zu diesem Zeitpunkt bereits tiber fast zwei
Jahrzehnte aufgebaut. Wenn die Beitrittslander aus dem mittel- und ost-
europédischen Raum die Freizligigkeitsrechts bei einem noch relativ
geringen Bestand an Migranten erhalten, kann die Zuwanderung in den
ersten Jahren viel schneller erfolgen als vom Modell prognostiziert wird.

In den bisher préasentierten Zahlen sind die sogenannten Saisonarbeit-
nehmer nicht berticksichtigt, die nur in bestimmten Branchen (vor allem
Landwirtschaft und Gastgewerbe) bis zu drei Monate pro Jahr arbeiten
diirfen. Im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 1996 waren dies knapp
200.000 Personen, wovon fast 90 % aus Polen kamen (vgl. Bauer/Zimmer-
mann 1999). Da es sich dabei iiberwiegend um ungelernte Arbeitskrifte
handelt, die von den deutschen Unternehmen (etwa in der Landwirt-
schaft) nur wiahrend eines Teils des Jahres beschiftigt werden, ist nicht
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Schaubild 1: Bestand an Migranten aus Tschechien bei verschiedenen
Modellvarianten (Erklarung der Kurven im Text)
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Schaubild 2: Bestand an Migranten aus Polen bei verschiedenen
Modellvarianten

zu erwarten, dass die Zahl bei Freiziigigkeit dramatisch ansteigen wird.
Es ist nicht klar, inwieweit Saisonarbeiter und auch die bisher illegal in
Deutschland arbeitenden Mittel- und Osteuropder implizit in den
modellbasierten Projektionen enthalten sind oder ob sie die Migrations-
strome erhéhen werden.
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Zum Abschluss dieses Kapitels soll noch ein kurzer Vergleich mit einer
anderen, kiirzlich publizierten Studie gezogen werden. Das , European
Integration Consortium® (DIW et al. 2000) hat auf der Basis eines fiir
verschiedene Lénder geschatzten Migrationsmodells Projektionen iiber
die erwarteten Wanderungen aus osteuropédischen Lé&ndern nach
Deutschland angestellt. Unter der Annahme eines 2%igen relativen
Wachstums des Einkommens prognostiziert die Studie drei Jahre nach
EU-Beitritt einen Bestand von 930 Tausend Migranten aus Polen, Rumé-
nien, Slowakei, Tschechien und Ungarn in Deutschland, also knapp 250
Tausend weniger als die hier vorgelegten Projektionen. Langfristig sind
die Unterschiede allerdings betrichtlich: Wahrend die DIW et al.-Studie
15 Jahre nach EU-Beitritt ungefahr 1,9 Millionen Migranten prognosti-
ziert, sind es gem&B dem hier gewihlten Ansatz iiber 3,2 Millionen. Wie
bereits erldutert, beruhen die ,Consortiums“-Ergebnisse auf einem
fixed-effects-Schétzer, die deshalb moglicherweise stark auf unter-
schiedliche Setzungen des Absolutglieds fiir die jeweiligen potentiellen
Beitrittslander reagieren. Um die Prognosen zuverlédssig beurteilen zu
konnen, miisste zumindest eine entsprechende Sensitivitatsanalyse
durchgefiihrt werden.

V. Zusammenfassung

Die hier préasentierten Modellprojektionen lassen erwarten, dass drei
Jahre nach Gewahrung der EU-Zugehorigkeit und der Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit ungefahr eine Million Migranten aus den MOE-Zutrittslandern
Polen, Rumainien, Slowakei, Tschechien und Ungarn in Deutschland
leben werden. Bei der gemé&Bigt optimistischen Annahme einer Konver-
genzrate von 2% steigt der Bestand an Migranten aus diesen Landern
nach zehn Jahren auf 2,7 Millionen und nach 15 Jahren auf gut 3 Millio-
nen an. Im Durchschnitt der ersten zehn Jahre entspricht dies einer jahr-
lichen Nettozuwanderung von ungefdhr 250.000 Menschen. Vernachlés-
sigt man Ruménien, sinken diese Zahlen noch einmal deutlich. Gemessen
an den Einwanderungsstrémen, die wéhrend der letzten fiinf Jahrzehnte
aufgetreten sind, stellt die zu erwartende Zuwanderung nach der EU-
Osterweiterung zwar den deutschen Arbeitsmarkt unter Anpassungs-
druck, diirfte aber keine uniiberwindbaren Probleme mit sich bringen.
Eine rigorose Ubergangsfrist von fiinf bis sieben Jahren bis zur Gewih-
rung der Freiziigigkeit lasst sich jedenfalls mit den hier vorgelegten Pro-
jektionen nicht begriinden.
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Abstract

The Estimation of the Migration Potential
of Eastern Europe EU Candidates

By Gebhard Flaig

This paper is concerned with the projection of migration flows from Eastern
Europe countries. In the first step, two versions of a stock-adjustment model are
estimated explaining the migration history for five Mediterranean countries. The
first version uses a simple pooling approach, the second a fixed-effects estimator.
Main determinants for the stock of migrants are income differentials, the output
gap and dummy variables for EU membership and free labour mobility. In a
second step, the estimated parameters are used for a prediction of the level of
migration from Eastern Europe countries to Germany assuming two different con-
vergence hypotheses.
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Probleme der Prognose von Wanderungsbewegungen
im Zuge der Osterweiterung der EU

Korreferat zu Herbert Briicker und Gebhard Flaig

Von Christian Dustmann, London

Beide Beitréage beschiftigen sich mit einem mit groBer Aufmerksamkeit
beachteten Thema: den moglichen Auswirkungen der EU-Osterweiterung
auf das Ost-West Migrationspotential. Beide Papiere stiitzen ihre Ana-
lyse auf aggregierte Zeitreihen des Bestands von Bevélkerungen nicht-
deutscher Nationalitdt in Deutschland. Beide Papiere ziehen die nicht
tiberraschende Schlussfolgerung, dass eine Osterweiterung zu Zustrémen
von Migranten nach Deutschland fiihren wird. Die Hohe dieser Zustréme
wird von beiden Autoren allerdings sehr unterschiedlich prognostiziert.
Flaig behauptet aufgrund seiner Simulationen, dass in den ersten drei
Jahren nach Gewédhrung der EU-Zugehorigkeit mindestens eine Million
Migranten aus den MOE-Beitrittslandern in Deutschland leben werden.
Nach zehn Jahren steigt der Bestand auf 2,7 bis 3 Millionen Personen an,
nach 15 Jahren auf 3 bis 4 Millionen.

Briicker geht aufgrund seiner Simulationsergebnisse von einer anfing-
lichen Zuwanderung von 220.000 bis 240.000 Personen aus. Langfristig,
das heifit nach etwa 30 Jahren, hat sich nach seinen Berechnungen der
Bestand aus MOE-Léandern auf 2,2 bis 2,7 Millionen Menschen erhéht.

Diese Prognosen sind sehr unterschiedlich. Beide Autoren basieren
Ihre Prognosen auf o6konometrische Schitzungen dynamischer Modelle
unter Verwendung historischer Daten. In meiner Diskussion méchte ich
auf einige Probleme dieser Studien hinweisen, die fiir die grofen Unter-
schiede in den Simulationsergebnissen verantwortlich sind.

I. Modellspezifikation

Briickers Modell, stark inspiriert von einer Arbeit von Tim Hatton
(1995) und bereits in dhnlicher Form von Michael Fertig (1999) umgesetzt,
liegt ein individuelles Entscheidungsproblem zugrunde. Die Entscheidung
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zur Migration basiert auf einer einfachen Kosten-Nutzen-Uberlegung,
wobei die Migranten Erwartungen beziiglich der zukiinftigen Einkom-
mensentwicklung beriicksichtigen. Es resultiert ein einfaches Fehlerkor-
rekturmodell, in dem die Verdnderung des relativen Migrantenbestands
durch die Veranderungen in der Vorperiode, sowie von Veranderungen des
Verhiltnisses der durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen im Ziel- und
Herkunftsland erklart wird. Das Modell wird auf Basis von Paneldaten
fiir die Migration nach Deutschland aus 18 Europiischen Léindern iiber
einen Zeitraum von 31 Jahren (1967-1998) geschitzt. Briicker diskutiert
das Problem fixer Landereffekte ausfiihrlich, und seine Modellschatzun-
gen berticksichtigen herkunftslandspezifische fixe Effekte.

Flaig geht ebenfalls davon aus, dass die Zahl der Zuwanderer in einem
Land eine Funktion des relativen Einkommensunterschiedes zwischen
diesem Land und dem Herkunftsland ist. In seinem Modell ist der gleich-
gewichtige Bestand an Migranten von dem relativen Einkommensunter-
schied, dem output gap in Deutschland, und von institutionellen Gege-
benheiten — wie EU-Mitgliedschaft und Arbeiterfreiziigigkeit — abhéingig.
Anders als dem Modell von Briicker liegt Flaigs Schiatzungen kein indi-
viduelles Optimierungskalkiil zugrunde; es geht von einem gleichgewich-
tigen Immigrantenbestand bei gegebenen 6konomischen Faktoren aus.
Geschitzt wird dann ein dynamisches partielles Anpassungsmodel. Flaig
verwendet, dhnlich wie Briicker, Bestandsdaten fiir Buirger nicht-deut-
scher Nationalitat, wobei zwischen griechischer, italienischer, portugiesi-
scher, spanischer, und tiirkischer Nationalitat unterschieden wird. Flaig
schitzt Modelle, in denen sowohl der relative Bestand, als auch der rela-
tive Saldo der Zuziige und Wegziige von Ausléandern erklart wird.

Briicker diskutiert recht ausfiithrlich die Rolle herkunftslandspezifi-
scher Absolutglieder und schéatzt sein Modell unter Beriicksichtigung
fixer Effekte. Jede Verdnderung einer hergeleiteten Schiatzgleichung, z.B.
durch die Einfiihrung weiterer Variablen, die auf einem strukturellen
Modell basiert, muss innerhalb der urspriinglichen Struktur eine Inter-
pretation haben. Es ware sinnvoll, dies genauer zu diskutieren.

Briicker behauptet auf Seite 9: ,,... die Annahme einer gemeinsamen
Konstante fiir alle Ldnder der Stichprobe kann zur inkonsistenten und
verzerrten Schdtzung der Parameter fiihren“. Eine solche Aussage macht
nur Sinn, wenn klar ist, welches genau der Parameter ist, den man
schétzen mochte. Dies zu beantworten ist wiederum nur innerhalb der
theoretischen Grundstruktur des Modells moglich. Weiterhin stellt sich
die Frage, warum lediglich die Absolutterme unterschiedlich fiir unter-
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schiedliche Herkunftslander sein sollen. Die Steigungsparameter der
erkldrenden Variablen, zum Beispiel des Einkommensunterschied, kénn-
ten durchaus ebenfalls je nach Herkunftsland unterschiedlich sein.

Die gleiche Kritik gilt natiirlich auch fiir Flaigs Ansatz. Flaig nimmt
an, dass die Zahl der Migranten eine Funktion des relativen Einkommens-
unterschieds zwischen Deutschland und dem Herkunftsland und weite-
rer Einflussfaktoren ist, und formuliert auf dieses Basis ein ganz spezifi-
sches partielles Anpassungsmodell, dem kein individuelles Entschei-
dungskalkiil zugrunde liegt. Die Wahl des Modellansatzes bleibt somit ad
hoc. Wiederum stellt sich die Frage, ob dies ein sinnvoller Ansatz fiir die
Prognose kiinftiger Wanderungsstrome ist. Innerhalb eines partiellen
Anpassungsmodells haben die strukturellen Parameter eine ganz
bestimmte Interpretation. Hierauf wird im folgenden nicht weiter einge-
gangen. Auch ist nicht klar, wie Uiberhaupt ein Gleichgewichtswert fir
den Bestand an Migranten zu verstehen ist — ein Gleichgewicht ist immer
nur ein langfristiges Konzept. Wie lang aber ist ,,the long run“? Macht es
Sinn, tiberhaupt von langfristigen Bestandswerten zu sprechen? Bezieht
sich ,langfristig“ auf mehrere Generationen? All dieses sollte konzep-
tionell im Rahmen einer solchen Arbeit diskutiert werden.

Eine weitergehende Frage ist, ob fiir den Zweck der beiden Arbeiten
eine Modellstruktur tiberhaupt notwendig ist. Beide Arbeiten formulieren
zwar - unterschiedliche — strukturelle Modelle, interpretieren die gefun-
denen Parameter dann aber nicht innerhalb des selbst gesetzten Modell-
rahmens. Allerdings ist dies auch gar nicht die Absicht der Aufsatze. Es
geht lediglich um Prognosen. Vielleicht sollte eher ein méglichst flexibles
Prognosemodell geschiatzt werden. Weniger Struktur erlaubt den Daten,
mehr Einfluss auf die Prognosen zu nehmen. Allerdings setzt dieses Vor-
gehen die Angemessenheit der Daten fiir die Prognose voraus. Hierauf
gehe ich in meinem nachsten Punkt ein.

II. Daten

Den beiden empirischen Untersuchungen liegen Bestandsdaten von
Immigranten in der Bundesrepublik Deutschland zugrunde. Dieses sind
hauptsédchlich Bestande aus Liandern der ehemaligen Gastarbeiter-Immi-
gration (sogar ausschlieflich im Fall von Flaig). Ein Problem, das weiter
unten diskutiert wird, ist dabei Riickkehrmigration. Ein weiteres Pro-
blem betrifft die Datenqualitdt. Im Falle von Flaig (und wahrscheinlich
auch Briickers Arbeit; allerdings werden die Daten hier nicht erklart)
stammen die Daten vom Statistischen Bundesamt und orientieren sich an
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der Nationalitit, nicht am Geburtsland. Das heifit, das insbesondere in
Deutschland geborene Kinder von Biirgern ausldndischer Nationalitét
(sofern sie nicht die deutsche Staatsbiirgerschaft angenommen haben) als
Immigranten gezahlt werden. Auf der anderen Seite werden eingebiir-
gerte, im Ausland geborene Biirger nicht erfasst. Nun ist der Anteil der
in Deutschland geborenen Auslander natiirlich sehr erheblich und nimmt
kontinuierlich zu. Basierend auf dem Mikrozensus von 1995 berechnen
Fertig und Schmidt (2001), dass nahezu ein Drittel der in Deutschland
lebenden Auslander in Deutschland geboren ist. Will man lediglich
Migranten, die im Ausland geboren sind, betrachten, dann fiihrt die Ver-
wendung eines solchen Datenmaterials zu einem ganz erheblichen, syste-
matischen Messfehler. Hier ist ebenfalls die oben geforderte grund-
legende Diskussion wichtig — welche Daten geeignet sind, hangt priméar
von konzeptionellen Grundentscheidungen ab.

Ein weiteres Problem ist die Struktur der in solchen Daten reprasen-
tierten Migranten, selbst wenn sie im Ausland geboren sind. Beiden
Modellen unterliegt in irgendeiner Form ein optimierendes Grundkalkiil,
und die zukiinftig erwartete Ost-West Wanderung wird auf rein ¢kono-
mische Motive zuriickgefiihrt. Nun sind aber ein Grofteil der in
Deutschland lebenden Auslédnder Frauen oder Kinder, die im Zuge
der Familienzusammenfithrung nach Deutschland gewandert sind und
nicht aufgrund von Arbeitsmarktiiberlegungen, oder Migranten, die in
Deutschland politisches Asyl suchen. In einer detaillierten Analyse des
Mikrozensus beschreiben Schmidt und Fertig (2001) den gegenwértigen
Bestand von Migranten in Deutschland als ,,... a mixture of Guest wor-
kers, their families and recent immigrants with other motives for immi-
gration“.

Die in den Analysen verwendeten Daten beziehen sich auBerdem auf
Immigranten aus Herkunftslandern, die sich von dem MOE-Lindern
vollig unterscheiden, und auf eine géinzlich andere Zeitperiode. Beide
Studien diskutieren die enormen Unterschiede in den geschiatzten her-
kunftslandspezifischen Absolutgliedern. Welcher Parameter einer Simu-
lation zugrunde gelegt werden soll, ist v6llig willkiirlich. Selbst ohne die
oben diskutierten Probleme der Modellstruktur stellt sich daher die
Frage, warum die verwendeten Daten in irgendeiner Form eine prézise
Einschatzung zukiinftiger Migrationsbewegungen erlauben sollen.
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III. Riickkehrmigration

Beide Papiere verstehen Migration als eine permanente Entscheidung.
Flaig diskutiert zwar die Moglichkeit, dass ein Teil der Ost-West Migra-
tion lediglich temporédrer sein koénnte, lasst dies aber in der weiteren
Analyse unberticksichtigt. In der jlingeren Migrationsgeschichte nicht
nur Deutschlands, sondern auch der Europ&ischen Nachbarlander war
aber gerade Riickkehrmigration auBlerordentlich wichtig (Dustmann,
1997). Glytsos (1988) berechnet zum Beispiel, dass zwischen 1960 und
1984 von den eine Million Griechen, die nach Deutschland ausgewandert
sind, ungefiahr 85 Prozent zurilickgekehrt sind. Béhning (1984) schitzt,
dass mehr als zwei Dritter der damaligen Gastarbeiter nach Deutschland
in ihre Heimatlédnder zuriickgekehrt sind. Nun waren die Gastarbeiter-
migrationen der 50er und 60er Jahre urspriinglich als temporédre Zuwan-
derung gedacht, allerdings gab es, anders als in der Schweiz, keine ledig-
lich temporédren Aufenthaltsgenehmigungen. Trotzdem fand eine sehr
erhebliche Riickkehrmigration statt.

Im Falle der osteuropéischen Nachbarliander besteht kein Anlass zu
erwarten dass dieses erheblich anders sein wird. In diesem Falle tiber-
schétzen die Vorausberechnungen beider Modelle, und insbesondere die
langfristigen Prognosen, den kiinftigen Bestand an Migranten.

Die Riickkehrmigration der Vergangenheit hat natiirlich auch Auswir-
kungen auf die Bestandsdaten. Dies bleibt in beiden Analysen génzlich
unbeachtet. Die Bestandsdaten, die beiden Studien zugrunde liegen,
beziehen sich hauptséchlich auf ehemalige Herkunftslander der Gastar-
beitermigration. Schitzungen auf Basis dieser Daten sind dann notwen-
digerweise irrefiihrend.

Modelle, die Riickkehrmigration zulassen, kénnten zu abweichenden
Einfltissen der verwendeten Regressoren auf die Migrationsbesténde
fithren. Die zugrundeliegenden Modelle gehen von einer einfachen
Kosten-Nutzen-Analyse (Briicker) oder von Gleichgewichtsiiberlegungen
(Flaig) aus. In beiden Ansitzen fiihrt ein héheres Einkommensdifferen-
tial zu einem hoheren Bestand an Migranten. In einem Entscheidungsmo-
dell mit Riickkehrmigration lasst sich allerdings zeigen, dass eine Erho-
hung des Lohndifferentials zwischen Aufnahme- und Herkunftsland
nicht unbedingt mit einer Ausweitung des Migrantenbestands verbunden
sein muss. Im Gegenteil: Wie Dustmann (2001) zeigt, kénnen hdohere
Lohne im Aufnahmeland die Aufenthaltsdauer durchaus reduzieren. Der
Grund hierfiir ist einfach. Héhere Léhne erh6hen einerseits die Aufent-
haltsdauer, weil jede Einheit an Zeit im Aufnahmeland zu einer héheren

6 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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Ressourcenallokation fiihrt. Andererseits werden Ressourcen schneller
alloziert, was eine Verringerung der Aufenthaltsdauer bewirkt. Dies sind
klassische Substitutions- und Einkommenseffekte. Dustmann (2001)
findet aufgrund von Daten im SOEP Evidenz fiir diese Hypothese. Uber-
legungen dieser Art bleiben in den beiden vorliegenden Studien ganzlich
unberiicksichtigt.

IV. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Wie eingangs gesagt, beschaftigen sich die beiden vorliegenden Papiere
mit einer viel beachteten Fragestellung. Meine Diskussion stellt aller-
dings die Ergebnisse der hier vorliegenden Studien in Frage, und die
vorgebrachte Kritik bezieht sich ebenfalls auf eine Reihe dhnlicher exis-
tierender Studien. Insbesondere die fehlende Préizisierung von wichtigen
Grundkonzepten (Was ist ,long run“? Wie lange zahlt ein Ausléander als
Auslander etc.), die ziemlich willkiirliche Wahl der Modellstrukturen, die
parametrischen Annahmen, die implizite Annahme, dass Migration per-
manent ist, sowie ganz besonders die vo6llig unzureichende Qualitat des
vorhandenen Datenmaterials wecken starke Zweifel an den prasentierten
Ergebnissen (vgl. Schmidt/Fertig (2001) fiir eine ausgezeichnete formale
Darstellung des Extrapolationsproblems). Die erheblichen Unterschiede
in den Prognosen der beiden Papiere bestitigen diese Einschitzung. Ich
mochte behaupten, dass sich mit entsprechenden Annahmen und der
Wahl entsprechender Ansitze fast jedes Migrations-Szenario prognosti-
zieren lieBe. Meiner Ansicht nach sind diese Arbeiten, auch wenn sie
sehr gewissenhaft ausgefiihrt sind, als wissenschaftlich fundierte Grund-
lage fiir die politische Diskussion ungeeignet, ja sogar gefdhrlich, wenn
extreme Szenarien abgeleitet werden.

Es stellt sich weiterhin die Frage, ob die enorme Beachtung, die die
unterschiedlichen Prognosen eines Zuflusses von Migranten aus den
MOE-Landern finden, iiberhaupt gerechtfertigt ist. Wire es nicht mindes-
tens ebenso wichtig zu fragen, was die moglichen Auswirkungen dieser
Zuwanderung fiir den deutschen Arbeitsmarkt, fiir das Wohlfahrtssystem
und fir die deutsche Wirtschaft insgesamt sind? Diese Fragestellungen,
die in der US-amerikanischen Migrationsliteratur dominieren, haben
bisher in Deutschland recht wenig Beachtung gefunden.
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Problems of Forecasting Migration as a Consequence
of EU Eastern Enlargement

Comment on the Paper Presented by Gebhard Flaig

By Christian Dustmann

The two contributions deal with an issue which has found considerable interest
in the recent political debate: The size of the inflow of immigrants to Germany
after an enlargement of the European Union. My main criticism relates to three
problems: The ad hoc choice of the underlying modelling structure, the unsuitabil-
ity of the underlying data sources, and the implicit assumptions that all migra-
tions are permanent. I argue that as a result of these deficiencies, the predictions
of these models are not credible.
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Strategien zur ErschlieBung von Personalreserven:
Ausschépfung des heimischen Potenzials und/oder
arbeitsmarktbedingte Zuwanderung?"

Von Ulrich Walwei, Nirnberg

1. Paradigmenwechsel in der beschiftigungspolitischen
Diskussion

In den letzten Dekaden erreichte die Arbeitslosigkeit von Rezession zu
Rezession neue Negativrekorde. Im Zuge dessen setzte sich die Vorstel-
lung durch, es gebe zu viele Arbeitskridfte fiir zu wenig Arbeit. Der
Grundtenor der beschiftigungspolitischen Debatte war daher nicht
selten von Pessimismus gepréagt. Erinnert sei hier an Diskussionen tiber
die Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Arbeitsmarkt oder auch
tiber das Ende der Erwerbsarbeit. Jetzt mehren sich die Anzeichen fir
eine tendenzielle Besserung der Arbeitsmarktlage. Inzwischen zeichnet
sich ein Kurswechsel in der beschéaftigungspolitischen Diskussion ab, in
dem immer deutlicher auf bereits bestehenden oder auch zu erwartenden
Arbeitskriftemangel hingewiesen wird. Hintergrund hierfir ist, dass
Betriebe zunehmend tiber Stellenbesetzungsprobleme klagen und auch
im Ausland vermehrt nach kompetenten Arbeitskréften suchen wollen.

Dabei ist zunéchst einmal danach zu fragen, ob es gute, auch empirisch
belegte Griinde fiir den Paradigmenwechsel in der Arbeitsmarktdebatte
gibt? Dies wire dann der Fall, wenn die Besserungstendenzen auf
dem Arbeitsmarkt bereits eine Trendwende signalisieren wiirde. Kéme
man zu dem Ergebnis, dass die Anspannungstendenzen auf dem Arbeits-
markt nicht nur eine temporare Erscheinung sind, ist weiter zu klaren,
welche Handlungsoptionen bei der ErschlieBung von Personalreserven
zur Verfiigung stehen und wie diese zu beurteilen sind. Der vorliegende
Beitrag will beiden Aspekten Rechnung tragen. Im ersten diagnostischen
Teil geht es um die bereits sichtbaren Anspannungstendenzen. Diese

1 Eine kiirzere Fassung des Textes ist als IABWerkstattbericht Nr. 4/2001
erschienen. Der Autor dankt Helmut Seitz von der Europa-Universitdt in Frank-
furt/Oder fiir Kommentare, die zur Uberarbeitung und Erweiterung des Werk-
stattberichtes fiihrten.
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Ausfithrungen basieren auf Betriebsbefragungen und Arbeitsmarktpro-
jektionen des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).
Der zweite Teil beschéaftigt sich aus einem arbeitsékonomischen Blick-
winkel mit Strategien zur Erschliefung von Personalreserven, wobei die
Option einer arbeitsmarktbedingten Zuwanderung bei der Darstellung
im Vordergrund stehen soll.

II. Besetzungsprobleme und Anspannungstendenzen
auf dem hiesigen Arbeitsmarkt

Hinweise, wie sich bis zum aktuellen Rand der Kraftebedarf entwi-
ckelt hat und ob zukiinftig Stellenbesetzungsprobleme zu erwarten sind,
liefern zwei Quellen: regelmiafige Betriebserhebungen zu Stellenbeset-
zungsfragen und Analysen der globalen Arbeitsmarktentwicklung.

1. Betriebserhebungen zu Stellenbesetzungsfragen

Dem IAB stehen zwei Betriebserhebungen zur Verfiigung, die Angaben
zu einzelwirtschaftlichen Personalproblemen enthalten. Zum einen han-
delt es sich um das IAB-Betriebspanel®, in dem die Firmen u.a. danach
gefragt werden, ob, und wenn ja, welche Art von Personalproblemen sie
haben. Die Schaubilder 1a und 1b enthalten - jeweils getrennt nach
alten und neuen Bundesldndern - die Angaben zu den Personalproble-
men fiir die Jahre 1997, 1999 und 2000. Danach gibt die Mehrzahl der
Betriebe an, dass sie gar keine Personalprobleme hétten. Das drangends-
te Personalproblem im Westen wie auch im Osten sind nach wie vor hohe
Lohnkosten. Gleichwohl hat dieses Problem — wohl nicht zuletzt wegen
moderater Lohnabschliisse in der jiingeren Vergangenheit — aus der Sicht
der Betriebe an Gewicht verloren. Im Gegensatz dazu steht die Entwick-
lung der zweithaufigsten Nennung der Betriebe in West und Ost, ndmlich
der Schwierigkeit, Fachkrafte auf dem Arbeitsmarkt zu bekommen. Im
Westen stieg der Anteil von 17% im Jahre 1997 auf 24 % im Jahre 2000.
Zwar gab es auch im Osten einen Anstieg von 11% (1997) auf 13%
(2000), allerdings bewegen sich die Zahlen auf einem deutlich geringeren
Niveau. Damit wird deutlich, dass Fachkriaftebedarf auch schon vor dem
Jahr 2000 und damit auch in konjunkturell schwicheren Phasen eines

2 Mit dem IAB-Betriebspanel steht seit 1993 eine reprasentative Erhebung mit
ca. 10.000 Betrieben zur Verfiigung. Die Stichprobe umfasst ca. 1% der Beschaf-
tigten (vgl. zu den nachfolgenden Angaben: Kolling 2000 sowie erste Ergebnisse
aus der letzten Befragung des IAB-Betriebspanels).
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Schaubild 1a: Anteil der Betriebe mit Personalproblemen in den
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Schaubild 1b: Anteil der Betriebe mit Personalproblemen in den
neuen Bundeslidndern (%)
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der groBeren Personalprobleme war. Dies gilt aber in wesentlich stirke-
rem Umfang fir die alten als fiir die neuen Bundesldnder. Die Zunahme
der Fachkriafteproblematik kann fiir fast alle BetriebsgroBenklassen,
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1) In der IAB/ifo/Economix Erhebung tiber Personalbedarf und offene Stellen werden Betriebe danach
gefragt, ob Fachkriftemangel (in der Befragung konkret: ,zu wenig geeignete Arbeitskrifte“) sie in den
letzten 12 Monaten daran hinderte, ihre (Markt-)Chancen voll zu nutzen. Bei den fiir die Anteilsberech-
nung zugrundeliegenden betrieblichen Angaben erfolgte eine Gewichtung nach Beschiftigte.

2) In den neuen Bundeslandern begann die Erhebung erst 1992.

3) Erwartungen der Betriebe fir 2001.

Quelle: TAB/ifo/Economix Erhebung tiber Personalbedarf und offene Stellen (IAB-Projekt Nr. 2-382)

Schaubild 2: Fachkréftemangel als Grund fiir betriebliche Aktivitatshemmnisse
in West- und Ostdeutschland 1989-2001 (jeweils 4. Quartal)" — Anteile in %

besonders deutlich jedoch fiir GroBbetriebe festgestellt werden. Mit
Blick auf die Branchen weist insbesondere das Verarbeitende Gewerbe
einen signifikanten Anstieg seit 1997 auf.

Ahnliche Ergebnisse liefert die IAB-Betriebsbefragung zum gesamt-
wirtschaftlichen Stellenbedarf’, wobei diese eine lingere Zeitreihe als
das IAB-Betriebspanel bietet. In der Erhebung wird ebenfalls — getrennt
nach West- und Ostdeutschland — nach Hemmnissen gefragt, die betrieb-
liche Aktivitaten behindern. In Westdeutschland ist danach erstmals seit
Anfang der 90er Jahre Auftragsmangel (nur noch 10% aller Firmen)
nicht mehr das wichtigste Hindernis fiir betriebliche Aktivitaten. Dage-
gen berichteten Betriebe h&ufiger als zuletzt tiber Arbeitskraftemangel

3 Das IAB fiihrt seit 1989 in Westdeutschland und seit 1992 in Ostdeutschland
Reprisentativbefragungen tiber den Personalbedarf von Betrieben und Verwaltun-
gen durch (vgl. zu den nachfolgenden Ergebnissen: Magvas/Spitznagel 2000 sowie
erste Ergebnisse aus der neuesten Erhebung).

)
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(vgl. Schaubild 2). Gleichwohl war aber nur ein kleiner Teil der west-
deutschen Betriebe davon betroffen. Der Anteil von 15% der Betriebe
mit Arbeitskraftemangel in 2000 liegt jedoch klar héher als in den durch
die Arbeitsmarktkrise geprégten Jahren 1993 bis 1997 (ca. 6%-7 %),
bewegt sich aber bisher im Bereich fritherer Aufschwungphasen (z.B.
Ende der 80er/Anfang der 90er Jahre). Im Osten Deutschlands ist der
Auftragsmangel nach wie vor mit Abstand das gré8te Hemmnis. Demge-
geniiber spielt Arbeitskriftemangel weiterhin eine eher geringe Rolle
(2000: 6%). In sektoraler Hinsicht fallt auf, dass Arbeitskriftemangel
besonders in expandierenden Branchen (z.B. in wirtschafts- und kon-
sumnahen Dienstleistungen oder im Bereich Verkehr/Nachrichten) auf-
tritt. Soll das Defizit an geeigneten Bewerbern nicht zu einer nachhalti-
gen Wachstumsbremse werden, sind insbesondere diese spezifischen Eng-
péasse ein bedeutendes Thema.

2. Analysen der globalen Arbeitsmarktentwicklung

Leichte Besserungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt werden ebenfalls
sichtbar, wenn der Blick auf die globale Situation geworfen wird (vgl.
Schaubild 3). Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland war
in den letzten Dekaden mit einer steigenden Tendenz von Rezession zu
Rezession durch eine betrachtliche Persistenz gekennzeichnet, obwohl
die Beschiaftigung in Westdeutschland in den achtziger Jahren und
frithen neunziger Jahren splirbar angestiegen ist. Der 1998 einsetzende
Wirtschaftsaufschwung hat jedoch zu einer allm#hlichen Besserung der
Lage auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt gefiihrt. Dennoch liegt mit im
Jahresdurchschnitt 2000 tiber 2,5 Mio. registrierten Arbeitslosen und
einer Stillen Reserve von 1,5 Mio. Personen das Ziel , Vollbeschaftigung*
noch immer in weiter Ferne.

Die Griinde fiir die hohe Unterbeschéftigung in Westdeutschland sind
vielschichtig. Ausloser war der Anstieg des Erwerbspersonenpotenzials,
der vor allem durch die geburtenstarken Jahrginge in der Nachkriegs-
zeit, durch die seit 1970 wachsende Erwerbsbeteiligung insbesondere
verheirateter Frauen und durch die Zuwanderung von Ubersiedlern,
Aussiedlern und Ausldndern hervorgerufen wurde. Die heimische Bevol-
kerungsentwicklung und deren Erwerbsneigung bilden auf kurze und
mittlere Frist Rahmenbedingungen, an die sich sowohl Wirtschaft als
auch Arbeitswelt anpassen miissen. Zur Bewiltigung des Anstiegs des
Erwerbspersonenpotenzials wire in der Vergangenheit ein héheres und
auch beschiaftigungswirksameres Wirtschaftswachstum erforderlich ge-
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Schaubild 3: Gesamtdeutsche Arbeitsmarktbilanz 1991-2001
(Inlandskonzept, 2001 Prognose, in Mio)

wesen. Ein hoheres Wirtschaftswachstum konnte u.a. nicht realisiert
werden, weil zu wenig in zukunftstrichtige neue Produkte investiert und
zu wenig neue Markte erschlossen wurden, aber auf der anderen Seite
weiterhin hohe Subventionen in den Erhalt veralteter Produktionen, wie



Strategien zur ErschlieBung von Personalreserven 93

Kohlebergbau, Werften und Landwirtschaft flossen, so dass Deutschland
gerade im High-Tech-Bereich in der Vergangenheit seine Potenziale nicht
ausgeschopft hat.

Von Bedeutung fiir die Beschiftigungsschwelle sind die Entwicklung
der Arbeitsproduktivitdat je Stunde und der durchschnittlichen Jahresar-
beitszeit je Erwerbstatigen. Der hohe Produktivitatszuwachs, er lag zwi-
schen 1970 und 1994 im Durchschnitt um 0,6 Prozentpunkte tiber dem
Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts, bewirkte, dass die westdeutsche
Volkswirtschaft ihre Giiter und Dienste mit immer weniger Arbeitskraf-
ten bereit stellen konnte. Griunde hierfir sind der durch vermehrten
Sachkapitaleinsatz erzielte technische Fortschritt, das tiber héhere Bil-
dungsinvestitionen gestiegene Qualifikationsniveau der Beschaftigten
und das hohe Niveau der als Produktivitdtspeitsche wirkenden Lohn-
stiickkosten. Die hohen Arbeitskosten fiihrten auch dazu, dass Arbeits-
pldatze besonders von Geringqualifizierten wegrationalisiert bzw. ins
Ausland verlagert wurden. Zum Teil werden diese Arbeiten auch in
Schwarzarbeit verrichtet. Geringere tarifliche Wochenarbeitszeiten und
mehr Teilzeit haben zum Anstieg der Stundenproduktivitiat beigetragen.
Sie haben aber auch durch eine Verteilung des gesamtwirtschaftlichen
Arbeitsvolumens auf mehr Personen fir zusédtzliche Beschéftigungsmog-
lichkeiten gesorgt. Zu erwihnen ist schliefllich, dass die Beschéftigungs-
wirksamkeit des Wirtschaftswachstums auch durch Arbeitsmarktinstitu-
tionen und Regulierungen der Produkt- und Dienstleistungsmarkte
beeinflusst wird. Regulierungen in diesen Bereichen wirken eher in Rich-
tung einer Erhdhung der Beschaftigungsschwelle.

Noch schlechter als im Westen muss die Beurteilung von Lage und
Entwicklung des Arbeitsmarktes im Osten Deutschlands ausfallen. Im
Gefolge der Wiedervereinigung und dem damit verbundenen System-
wechsel ging in Ostdeutschland rund ein Drittel der Arbeitsplatze verlo-
ren. In Zahlen ausgedriickt: 1992 existierte im Osten eine Unterbeschéf-
tigung in Hohe von 2,4 Mio. Personen (1,2 Mio. Arbeitslose, 1,2 Mio.
Stille Reserve). Trotz enormer Transferleistungen von West nach Ost
gelang es in den Folgejahren nicht, die Unterbeschiftigung spiirbar zu
senken. Der 1998 einsetzende Wirtschaftsaufschwung ging - anders als
im Westen - nahezu spurlos am ostdeutschen Arbeitsmarkt vorbei. Im
Durchschnitt des Jahres 2000 waren noch immer fast 1,4 Mio. Personen
arbeitslos gemeldet, weitere 0,5 Mio. Personen sind der Stillen Reserve
zuzurechnen.

Ostdeutschland ist im Rahmen der allgemeinen Entwicklung als Son-
derfall zu betrachten. Durch die Wahrungsumstellung im Verhiltnis 1:1
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und eine Lohnpolitik, die sich im wesentlichen an der Anpassung an
westdeutsche Lohne orientierte, waren die Ausgangsbedingungen fiir die
ostdeutsche Wirtschaft denkbar schlecht. Seit 1990 wurden zwar erheb-
liche Fortschritte erzielt — beispielsweise beim Ausbau der Infrastruktur.
Sogar bei der Erwerbstatigenquote konnte das Niveau Westdeutschlands
aufrechterhalten werden. Aufgrund der im Vergleich zu Westdeutschland
traditionell hoheren Erwerbsquote, begriindet in der hoheren Erwerbsbe-
teiligung der Frauen, ist damit jedoch in Ostdeutschland eine wesentlich
hohere Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschaftigung verbunden. Der Struk-
turwandel ist aber nach wie vor noch nicht abgeschlossen wie die im
Moment stattfindende Umschichtung zu Gunsten der Industrie und zu
Lasten des (iiberdimensionierten) Bausektors signalisiert. Der Boom im
verarbeitenden Gewerbe mit Wachstumsraten im zweistelligen Bereich
gibt aber zu gewissen Hoffnungen Anlass, zumal die Industrie auch maB-
geblicher Auftraggeber fiir qualitativ anspruchsvolle Dienstleistungen
ist.

Die gegenwirtige Arbeitsmarktlage in Deutschland ist also - trotz eini-
ger positiver Ansétze — nach wie vor von hoher Arbeitslosigkeit gepragt.
Zuletzt haben jedoch insbesondere auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt
die Anspannungstendenzen zugenommen. Gesamtwirtschaftlich fehlt es
nicht an Quantititen, sondern bestenfalls an Qualititen. Engpéasse be-
stehen vor allem in berufsfachlichen und regionalen Teilarbeitsmirkten.
Dies gilt insbesondere fiir hoher- bzw. hochqualifizierter Arbeitskrafte-
bedarf, der nicht in allen Regionen ausreichend befriedigt werden kann.
Wie konnte es kurz- und léngerfristig auf dem Arbeitsmarkt weiter-
gehen?

3. Arbeitsmarktprojektionen

Auf der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes sind trotz einer gebremsten
wirtschaftlichen Aufwartsbewegung die Chancen fiir einen weiteren
Beschéaftigungsaufbau tiber das Jahr 2001 hinaus relativ gut, so dass mit
einem weiteren Riickgang der Arbeitslosigkeit auf rd. 3,7 Mio. Personen
im Jahresdurchschnitt 2002 gerechnet werden kann. Allerdings betrifft
diese Besserung wiederum vor allem Westdeutschland. In der nahen
Zukunft kénnte deshalb insbesondere im Westen Kriftemangel in regio-
nalen und berufsfachlichen Teilarbeitsmarkten noch mehr an Schéarfe
gewinnen.

In Ostdeutschland diirfte sich die Beschaftigungsentwicklung wohl nur
allméhlich zum Positiven wenden, vorausgesetzt die expansiven Krifte
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gewinnen die Oberhand und die MaBnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik werden nicht drastisch zuriickgefahren.* Die Verstetigung der
Arbeitsmarktpolitik ist fiir die kurz- und auch mittelfristige Beschafti-
gungsentwicklung von Bedeutung. Eine alternative Mittelverwendung —
wie sie immer wieder gefordert wird — kénnte zwar langerfristig fiir den
Arbeitsmarkt vorteilhafter sein, in der kurzen Frist wiirde sie jedoch
zunichst einmal zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit bzw. der Unterbe-
schiftigung fiihren.

Fiir die mittlere und liangere Frist liegen aufgrund der jingsten Revi-
sionen der Erwerbstatigenzahlen des Statistischen Bundesamtes keine
aktuellen Arbeitskraftebedarfsprojektionen vor. Simulationsrechnungen
von 1998 lassen fiir den Zeitraum bis 2010 ohne eine aktive Beschiafti-
gungspolitik nur eine leichte Expansion der Erwerbstatigkeit in West-
deutschland erwarten. In Ostdeutschland sind nur in Teilbereichen Hin-
weise auf eine eigendynamische Entwicklung sichtbar, die jedoch — wenn
{iberhaupt - zu keiner nennenswerten Steigerung der ostdeutschen
Erwerbstatigenzahlen fithren diirften. Nach diesen Projektionen wird bei
wohl relativ konstantem Arbeitskrafteangebot bis zum Ende der Dekade
das Vollbeschéftigungsziel ohne eine aktive Beschaftigungspolitik auch
wahrend der vor uns liegenden Dekade nicht erreicht werden.® Aller-
dings bestehen bei passenden Rahmenbedingungen fiir Beschiftigung
gute Chancen, bis 2010 dem quantitativen Ausgleich auf dem Arbeits-
markt einen grofen Schritt ndher zu kommen. Die mit dem verbesserten
quantitativen Ausgleich einhergehenden qualitativen Probleme (mogli-
cher Mismatch) wiirden also im Falle beschéftigungspolitischen Erfolgs
weiter zunehmen.

Unabhéngig von Erfolg bzw. Misserfolg beim Beschiftigungsaufbau
wird eine fundamentale Verédnderung in der langen Frist immer wichti-
ger: Gemeint sind die demographische Entwicklung und die Folgen des
Geburtenriickgangs. Unter Status-quo-Bedingungen® diirfte das Arbeits-
krafteangebot bis zum Jahre 2040 um ein Viertel bis ein Drittel niedriger
liegen als heute.” Wahrend sich in den nachsten 10-15 Jahren bei
Beriicksichtigung von Zuwanderung und einer steigenden Erwerbsbetei-
ligung das Arbeitskrafteangebot deshalb nicht notwendigerweise nach
unten bewegen muss, dirfte danach mit ziemlicher Sicherheit ein immer

4 Vgl. Autorengemeinschaft (2001).

5 Vgl. Fuchs/Schnur/Zika/Walwei (1999).

6 d.h. bei einer reinen Fortschreibung der Bevolkerungsentwicklung ohne Be-
riicksichtigung von Wanderungen oder Verédnderungen der Erwerbsbeteiligung.

7 Vgl. Fuchs/Thon (1999).
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kraftiger werdender Riickgang einsetzen. Angesichts der in Rechnung zu
stellenden Quantitidten wird man die sich abzeichnende Entwicklung
jedoch nicht umkehren koénnen. Sollen erhebliche EinbuBlen bei wirt-
schaftlichen Aktivitaten durch gravierende Engpésse auf der Angebots-
seite vermieden werden, ist das Thema ,,ErschlieBung von Personalreser-
ven“ besser heute als morgen ins Blickfeld zu nehmen.

Potenziell kommt eine ganze Reihe makropolitischer Ansétze zur
ErschlieBung von Beschiaftigten- und Qualifizierungsreserven in Be-
tracht. Bei der Frage der Wirksamkeit makropolitischer Ansatze ist zu
beriicksichtigen, mit welchen materiellen und immateriellen Kosten ein
gegebenes Ziel in welcher Zeit erreicht werden kann. Ein besonderes
Gewicht bei der Auswahl geeigneter ErschlieBungsstrategien kommt der
Ursachenanalyse der zu beobachtenden oder zu erwartenden Engpasse
zu. So sind die Griinde fiir partielle Stellenbesetzungsprobleme am aktu-
ellen Rand (z.B. qualifikationsbedingter oder regionaler Mismatch) mog-
licherweise ganz andere als in der durch quantitative Veranderungen
geprigten langen Frist (v.a. Demographie). ErschlieBungsstrategien im
Sinne von besserer Anpassung an neue Knappheitsrelationen kénnen
sich als endogene Reaktionen quasi ,automatisch“ einstellen. So ist
anzunehmen, dass eine Verengung des Angebotes tendenziell zu Lohn-
steigerungen fiihrt, was durch héhere Humankapitalrenditen Anreize zu
mehr Bildungsinvestitionen schafft, individuelle Mehrarbeit attraktiver
macht, die Erwerbsbeteiligung von Frauen erhoht und auch Zuwande-
rung begiinstigt. Deshalb ist bei der Beurteilung von ErschlieBungsstra-
tegien immer zu beriicksichtigen, dass mit moglichen Interventionen zur
Ausweitung des Arbeitskrifteangebots in die Knappheitsrelationen ein-
gegriffen wird. Die genannten endogenen Effekte oder auch andere
Marktreaktionen (z.B. Kapitalmobilitdt oder Produktivitatssteigerun-
gen), die sich ansonsten ergeben wiirden, konnten ganz oder teilweise
ausbleiben. Wichtig ist somit die Frage, welche Interventionen sich als
hilfreich erweisen, um notwendigen Marktreaktionen zum Durchbruch
zu verhelfen.

Generell kommen folgende ErschlieBungsstrategien in Betracht: Akti-
vierung der Erwerbslosen, Verlangerung der individuellen Arbeitszeit,
Ausschopfung des einheimischen Erwerbspersonenpotenzials, Aus- und
Weiterbildung sowie arbeitsmarktbedingte Zuwanderung.
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III. ErschlieBung von Personalreserven
1. Aktivierungsstrategien

Wenn von bisher nicht erschlossenen Beschiftigungspotenzialen die
Rede ist, ist zuallererst die noch immer betrdchtliche Zahl der Arbeitslo-
sen zu nennen. Hinzu kommen Personen aus der Stillen Reserve. In 2000
handelte es sich dabei um eine GréBenordnung von rd. 5,8 Mio. Dem
standen zuletzt etwas mehr als 1 Million Vakanzen gegeniiber (vgl.
Schaubild 4).

Bei einem Abgleich zwischen dem Anforderungsprofil offener Stellen
und den Qualifikationsvoraussetzungen der Arbeitslosen, wobei nicht
nur an formale Kriterien zu denken ist, sind Diskrepanzen und damit
Mismatchprobleme sicher nicht von der Hand zu weisen. Solche Profil-
unterschiede konnen zu einem Einstellungshemmnis werden, sie miissen
es aber nicht immer sein. Letzteres gilt insbesondere dann, wenn auf
dem Arbeitsmarkt Mobilitdtsketten existieren. Wiirde beispielsweise in
die Stelle mit hohen Anforderungen ein unterhalb seiner formalen oder
informell erworbenen Qualifikation Beschéaftigter einminden, kénnte es
zu einer neuen Vakanz kommen, die ihrerseits Mobilitdtsprozesse auslost
und an deren Ende die Einstellung eines registrierten Arbeitslosen
stehen konnte.

Unabhéngig davon, ob Arbeitslose in zuséitzliche Stellen einmiinden
oder ihr Einsatz auf betrieblichem Ersatzbedarf beruht, setzt eine erfolg-
reiche Wiedereingliederung die individuelle ,Beschiftigungsfahigkeit
voraus. Generell gilt, dass die Beschiftigungsfahigkeit durch passende
Qualifikationen® (MaBnahmen und learning-by-doing) sowie durch Flexi-
bilitats- und Mobilitatsbereitschaft erleichtert wird.

Betrachtet man die Arbeitsmarktwirklichkeit, demonstrieren Arbeits-
lose bereits auf freiwilliger Basis ein hohes Mafl an Flexibilitats- und
Mobilitatsbereitschaft. Dies gilt aber nicht immer und auch nicht fiir
alle, weil gewollte oder ungewollte Abhingigkeiten von Transferleistun-
gen entstehen kénnen. Zur Erhéhung der Flexibilitdts- und Mobilitats-
bereitschaft kommen Anreize und Sanktionen in Betracht. Zu den
oIncentives“ zihlen Einkommenshilfen an Arbeitslose (wie die Gewih-
rung eines befristeten Kombilohns oder einer am Eingliederungserfolg

8 Hierzu zdhlen auch gezielte MafBnahmen zur beruflichen und gesellschaft-
lichen Integration von ausldndischen Arbeitnehmern (z.B. auch Sprachkurse), die
Schliisselqualifikationen fiir den heimischen Arbeitsmarkt vermitteln. Vgl. Zum
Thema Bildung auch die Textpassagen weiter unten.

7 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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Schaubild 4: Unterbeschiftigung und offene Stellen 1991-2001
(Gesamtdeutschland, in 1000)

orientierten Pramie an den Arbeitslosen). Bei den Sanktionen geht es vor
allem um die Erhohung der Konzessionsbereitschaft. Sie wird beeinflusst
durch die Hohe der Lohnersatzleistung, ihre Dauer und die Rahmenbe-
dingungen fiir ihre Gewahrung, wie die Regelungen zur Verfiigbarkeit
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von Arbeitslosen, der Zumutbarkeit von Beschiftigungsverhéltnissen so-
wie der Verpflichtung zur Teilnahme an Mafnahmen.

Die Ausgestaltung der Lohnersatzleistungen kann der Schaffung eines
niedrig entlohnten Beschiftigungssektors und damit der Einstiegsmog-
lichkeiten insbesondere fiir (Langzeit-)Arbeitslose entgegenstehen. GroB3-
ziigige Lohnersatzleistungen kénnen dafiir sorgen, dass niedrig entlohnte
Beschaftigung erst gar nicht entsteht bzw. sich nicht weiter aufbaut. Die
Ausgestaltung der Lohnersatzleistungen wirkt zwar als eine Art ,Min-
destlohn“ und kann negative Arbeitsanreize auslésen; sie ist aber nicht
als ,,Fehlanreiz“ einzustufen. Vielmehr steckt hinter der Héhe der Lohn-
ersatzleistungen ein sozial- und verteilungspolitisches Ziel: Es geht um
das Einkommen, das die Gesellschaft denjenigen gew&dhren moéchte, die
aus individuellen Griinden (z.B. Krankheit, Benachteiligung) oder auf-
grund der Arbeitsmarktlage keine Erwerbsarbeit ausiiben kénnen. Unab-
hiangig davon wird sich eine Gesellschaft immer wieder fragen miissen,
ob die einmal festgelegte Hohe und Ausgestaltung von Lohnersatzleis-
tungen mit den Verhiltnissen und dem Wandel auf dem Arbeitsmarkt
korrespondieren.

Aktivierungsstrategien setzen generell voraus, dass Arbeitslosen ent-
weder offene Stellen oder zumindest eine Teilnahme an arbeitsmarktpoli-
tischen MaBnahmen angeboten werden kénnen. Solche Aktivierungsstra-
tegien stoBen auf Grenzen, weil Budgetrestriktionen nur einen sehr
gezielten und nicht endlos breiten Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maf3-
nahmen zulassen, und weil wegen bisher fehlender Arbeitsplédtze nicht
jedem Arbeitslosen eine Stelle angeboten werden kann. K&me man
jedoch dem Arbeitsmarktausgleich in der nahen und fernen Zukunft
auch quantitativ niaher, wiirde dies die Rahmenbedingungen fiir eine
Aktivierung von Arbeitslosen verbessern. Unabhingig davon stellt sich
die Frage nach der Qualitdt der Beschiaftigung, die fiir einen Arbeitslo-
sen als ,zumutbar® erscheint. Wird ,,zumutbare Beschaftigung® sehr eng
definiert, gibt es fiir Arbeitslose weniger Ausstiegsoptionen aus der
Arbeitslosigkeit. Dagegen steht bei eher lockeren Zumutbarkeitskriterien
ein breiteres Spektrum von Arbeitspliatzen fir Arbeitslose zur Verfii-
gung. Fir eine zligigere Einmiindung spricht, dass Arbeitnehmer nega-
tive Signale auf Arbeitgeber befiirchten miissen, wenn sie die Stellensu-
che als Arbeitslose bestreiten miissen. Dies setzt aber voraus, dass mit
dem Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt Aufwirtsmobilitat in Gang
kommen kann, so wie bereits beschrieben.

Die im IAB geschitzte Stille Reserve existiert per definitionem nur bei
Unterauslastung auf dem Arbeitsmarkt, sprich in einer Unterbeschafti-

7%
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gungssituation. Sie umfasst den Teil der Erwerbspersonen, der aufgrund
der schlechten Arbeitsmarktlage aus den offiziellen Arbeitsmarktstatisti-
ken verschwunden ist. So ist im Vergleich zur Vollbeschaftigung mit
einer hoheren Bildungsbeteiligung (Warteschleifen, FbW-MaBnahmen),
einer hoheren Zahl von Vorruhestindlern sowie einer geringeren Zahl
erwerbstitiger Frauen zu rechnen®. Generell gilt aber, dass die Stille
Reserve allein durch eine bessere Arbeitsmarktkonjunktur aktiviert
werden wiirde.

2. Arbeitszeitstrategien

Ein weiteres ungenutztes Beschaftigungspotential kénnte in den durch
kollektive und individuelle Formen der Arbeitszeitverkiirzung entstande-
nen ,Zeitreserven“ gesehen werden (vgl. Schaubild 5). Zu denken wére
dabei insbesondere an eine Verlangerung der individuellen Arbeitszeit,
z.B. in Form von mehr bezahlten Uberstunden, einer Aufstockung von
Teilzeitbeschaftigung (einschl. einer Verldngerung der Arbeitszeit gering-
fiigig Beschéftigter) oder auch an eine langere Wochenarbeitszeit. Aus
gesamtwirtschaftlicher Sicht ist - den Simulationsrechnungen des IAB
zufolge — eine Verlangerung der Arbeitszeit ein Weg zu einem geringeren
Arbeitskraftebedarf nach Képfen.!® Verglichen mit einer Referenzsitua-
tion ohne Arbeitszeitverlangerung wiirden dadurch die Stundenproduk-
tivitat reduziert, die Lohnstiickkosten wegen bremsender Wirkungen auf
die Tariflohne gesenkt und damit im Kreislaufzusammenhang die Wachs-
tumskrafte gestarkt.

Die Moglichkeiten der Arbeitszeitverlangerung sollten bei gegebenem
institutionellem Rahmen indes nicht tiberschitzt werden. Weder weitere
Schritte in Richtung einer kollektiven Wochenarbeitszeitverkiirzung
noch eine kollektive Verldngerung der Wochenarbeitszeit (z. B. Riickkehr
zur 40-Stunden-Woche) sind in absehbarer Zukunft zwischen den Tarif-
parteien verhandlungsfshig. Von daher kommt den Arbeitszeitpraferen-
zen der Erwerbsbevolkerung groBe Bedeutung zu. Empirische Befunde
zu den Arbeitszeitwiinschen von Erwerbspersonen zeigen, dass es uner-
filllte Verlangerungs- und Verkiirzungswiinsche gibt.!’ Unterstellt man
eine starkere Anspannung in Teilarbeitsmarkten oder gar auf dem globa-
len Arbeitsmarkt, so verbessert sich tendenziell die Verhandlungsposi-

9 vgl. zu diesen Aspekten auch die Ausfiilhrungen zu den Ausschopfungsstrate-
gien weiter unten.

10 Vgl. Barth/Zika (1996).

11 Vgl. Holst/Schupp (2000).
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Schaubild 5: Entwicklung der Arbeitszeit in West- und Ostdeutschland 1991-2000
(in Stunden)

tion der Arbeitnehmerseite. Kénnten dann tiber den Ausgleich von Ange-
bot und Nachfrage die Wiinsche realisiert werden, ist gleichwohl deren
Nettoeffekt zunédchst einmal offen.

Beschaftigungspolitische Hemmnisse hinsichtlich der Arbeitszeitgestal-
tung gehen noch immer von der 630-DM-Grenze fiir geringfiigige Be-
schiaftigung aus. Ungeachtet der Neuregelung der Sozialversicherungs-
pflicht bei geringfiigigen Beschiaftigungsverhéltnissen zum 1.4.1999
besteht weiterhin bei einem Monatsverdienst von 630 DM eine markante
Beschaftigungsschwelle. Da erst ab einem voll sozialversicherungspflich-
tigen Bruttomonatslohn von knapp 800DM der Nettolohn hoher ist als
bei einer mit 630DM entlohnten geringfiigigen Beschaftigung, liegt
hinter der Verdienstgrenze eine Zone ungiinstiger Erwerbsmoglichkeiten.
Die Durchlassigkeit an der Grenze von 630DM und damit die Moglich-
keit der individuellen Arbeitszeitverlangerung konnte durch eine Bezu-
schussung der Arbeitnehmerbeitrdge zur Sozialversicherung erhoht
werden, hitte aber ihren fiskalischen Preis.!?

12 Vgl. Bender/Rudolph/Walwei (1999).
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Schaubild 6a: Erwerbstiatigenquote nach Geschlecht und ausgewéhlten
Altersgruppen im Jahre 1999 in Westdeutschland
(Anteil der Erwerbstatigen an der Bevolkerung im erwerbsfdhigen Alter)

3. Ausschopfungsstrategien

Ein ganzes Biindel von Moéglichkeiten zur Erschliefung von Beschaftig-
tenpotenzialen besteht darin, die Bevélkerung im erwerbsfihigen Alter
noch besser auszuschopfen. In Frage kommen in diesem Zusammenhang
vor allem eine hohere Frauenerwerbsbeteiligung, eine Verkiirzung der
Bildungszeiten und eine Heraufsetzung des Rentenzugangsalters (vgl.
Schaubild 6a und 6b).

In der bereits erwdhnten IAB-Projektion des Erwerbspersonenpoten-
zials wird in der sog. ,,oberen Erwerbsquotenvariante“ davon ausgegan-
gen, dass die Frauenerwerbsquote (dhnlich wie in skandinavischen Lé&n-
dern bereits heute) zu der von Méannern aufschliefen wird. Das Setzen
entsprechender Annahmen impliziert allerdings, dass eine solche Ent-
wicklung nicht durch institutionelle Rahmenbedingungen behindert
wird. Aus der einschldgigen Literatur ist bekannt, dass die Frauener-
werbsbeteiligung von einer ganzen Reihe von Faktoren abhéngt.

Zu denken ist dabei erstens an die Verfiigbarkeit von Arbeitsplatzen,
die wie Teilzeit- und Heimarbeitspliatze die Vereinbarkeit von Beruf und
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Schaubild 6b: Erwerbstitigenquote nach Geschlecht und ausgewihlten
Altersgruppen im Jahre 1999 in Ostdeutschland
(Anteil der Erwerbstatigen an der Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter)

Familienarbeit erleichtern. Der seit Anfang 2001 verankerte gesetzliche
Anspruch auf Teilzeit konnte sich in dieser Hinsicht als hilfreich erwei-
sen, da sich dadurch die Arbeitszeitsouveranitat der Beschaftigten
erhoht. Im Einklang damit steht auch, dass Verlangerungswiinsche vom
Arbeitgeber vorrangig zu berticksichtigen sind und dem damit wich-
tigen Aspekt der ,Reversibilitat“ von Arbeitszeitverkiirzung Rechnung
getragen wird. Ergédnzend zu den notwendigerweise vorhandenen Be-
schaftigungsmoglichkeiten ist ein zweiter ,hinreichender“ Faktor die
Existenz eines ausreichenden Angebotes auch offentlich finanzierter
Betreuungseinrichtungen fir Kinder und Altere.'® SchlieBlich spielen
drittens auch Anreizmechanismen im Steuer- und Transfersystem eine
bedeutende Rolle fiir das Arbeitsangebot im Haushaltskontext.!* So
begrenzt insbesondere der Splittingtarif im Einkommensteuerrecht das
Arbeitsangebot der Zweitverdiener(innen). Fiur verheiratete Frauen, die
an die Aufnahme eines Teilzeitbeschéaftigungsverhéltnisses denken, ist

13 Vgl. Thenner (2000).
14 Vgl. Dingeldey (2000); Doudeijns (2000).
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im Falle des Splittingtarifs bei Erzielung eines Erwerbseinkommens der
Grenzsteuersteuersatz des in der Regel auf Vollzeitbasis beschaftigten
Ehemannes mafigeblich. Eine Abschaffung des Ehegattensplittings (im
Sinne einer obligatorischen getrennten Veranlagung) wiirde die Arbeits-
anreize erhohen. Das geringere Einkommen der zweitverdienenden Teil-
zeitbeschiftigten wiirde dem in der Regel deutlich geringeren Eingangs-
steuersatz unterliegen. Begiinstigt wiirde eine hohere Frauenerwerbs-
beteiligung auch dadurch, dass abgeleitete Rechte in der sozialen
Sicherung (z.B. in der Kranken- und Rentenversicherung) reduziert
wiirden und sich dadurch der Angebotsdruck vergréBerte. Ahnliches
gilt, wenn im Sozialhilferecht bei der Bediirftigkeitspriifung von der
Bertiicksichtigung des Haushaltszusammenhangs auf die Individualebene
libergegangen wiirde.

Bei all den Vorschlagen ist zu berticksichtigen, dass eine generell
hohere Erwerbsbeteiligung im Haushaltszusammenhang zumindest fiir
die Struktur der Arbeitskraftenachfrage nicht neutral sein diirfte. Haus-
halte sdhen sich in viel starkerem Male veranlasst, bisher selbst erstellte
Produkte und Dienste kauflich zu erwerben. Der Bedarf an personen-
bezogenen Diensten und entsprechenden Qualifikationen diirfte dann
zunehmen.

Je mehr Zeit die Bevolkerung im erwerbsfihigen Alter im Bildungssys-
tem verbringt, desto weniger Zeit verbleibt fiir Erwerbsarbeit. Je mehr
Zeit die Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter im Bildungssystem ver-
bringt, desto grofer sollte die Rendite in Form eines hoheren Lebensein-
kommens sein, das durch einen héheren Lohn oder eine langere Lebens-
arbeitszeit erzielt wird. Eine mogliche Verkiirzung von Schuldauer, Uni-
versitdtsaufenthalt oder Berufsausbildung kann also nicht allein unter
dem Blickwinkel der ErschlieBung zusitzlichen Arbeitskrafteangebots
gesehen werden. Vielmehr stellt sich die Frage: Wire eine Verkiirzung
der Bildungszeiten qualitdtsneutral? Falls ja, miisste unterstellt werden,
dass es im Bildungssystem oder im System der Berufsausbildung unpro-
duktive Langen oder auch abnehmende Grenzertrige gibt. Falls nicht,
kame es zu ProduktivitdtseinbuBen und zu zusitzlichem Nachbildungs-
bedarf im Laufe des Erwerbslebens. Angesichts wachsender Qualifika-
tionsanforderungen und der in der Tendenz vermutlich wieder steigen-
den Lebensarbeitszeit (auch in Folge der alternden Erwerbsbevolkerung)
erscheint eine Verkiirzung der gesamten Bildungszeiten nicht zeitgemas.
Vielmehr stellt sich die Frage, wie die Qualitat und zeitliche Abfolge der
verschiedenen Bildungsgénge optimiert werden kann. In diesem Zusam-
menhang ist es zwingend, Bildungszeiten zu verlagern — von der Phase
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vor dem Eintritt ins Erwerbsleben hin zu berufsbegleitenden Bildungs-
mafBnahmen (lebenslanges Lernen).

Die Erwerbstatigenquoten &lterer Arbeitnehmer (z.B. die Gruppe der
55—64-Jahrigen) sind im Vergleich zu jlingeren Altersgruppen im eigenen
Land oder im Vergleich zur selben Altersgruppe in anderen Léndern
in Deutschland eher gering. Dies ist zum einen darauf zuriickzufiihren,
dass dltere Arbeitnehmer in hohem MafBe von Arbeitslosigkeit betroffen
sind und die Vorruhestandspraxis (einschl. der Moglichkeiten zur Alters-
teilzeit) noch immer gute Moglichkeiten fiir einen friihzeitigen Ausstieg
aus dem Erwerbsleben ertffnet. Fur viele dltere Erwerbslose ist der
Status , Arbeitslosigkeit“ so etwas wie der Einstieg in den Ruhestand.
Erleichterte Moglichkeiten des Rentenzugangs kénnen fiir die direkt
Beteiligten attraktiv sein: Fiir die Betriebe, weil sie damit tiber die
Option eines sanften Personalabbaus bzw. gerduschloser Umstrukturie-
rungen verfliigen. Fiir die Arbeitnehmer, weil sie durch einen friiheren
Ruhestand mehr Freizeitalternativen noch aktiv wahrnehmen koénnen.
Wiirde man wie schon bei den Frauen an weitere Schritte zur Heraufset-
zung des Rentenzugangsalters fur alle denken, wire beziiglich der Wir-
kungen auf das Arbeitskréfteangebot zwischen formaler Regelung einer-
seits und effektivem Zugang in die Rente andererseits zu unterscheiden.
So ist ein mogliches Ausweichen auf Erwerbsminderungsrenten in Rech-
nung zu stellen. Fiir hohere Erwerbstatigenquoten &lterer Arbeitnehmer
gibt es zwei Voraussetzungen. Erstens bedarf es einer strategischen
Umorientierung im Betrieb. Dies wiirde bedeuten, Altere durch attrak-
tive Arbeitsbedingungen (z.B. flexible Teilzeitmdéglichkeiten) zu halten
und ihr Erfahrungswissen auf intelligente Weise nutzbar zu machen.
Zweitens sind die auf individueller Ebene wirksamen 6konomischen
Anreize fir die Weiterbeschiftigung bzw. Neueinstellung #lterer Arbeit-
nehmer einer Uberpriifung zu unterziehen. Zu denken ist hier an
Aspekte wie Hohe und Art der Abfindungen, Niveau der Abschlége bei
vorzeitigem Ruhestand, Lénge der Anspruchsdauer von Lohnersatzleis-
tungen und der Senioritdtsgrad der Entlohnung.

4. Bildungsstrategien

Das Thema Bildung kam bereits im Zusammenhang mit den Ausschép-
fungsstrategien zur Sprache. Dort ging es um die Verkiirzung und Verla-
gerung von Bildungszeiten als Ansatzpunkt fiir die ErschlieBung von
Arbeitskraftreserven. Hier geht es um die Bildungsbeteiligung und ihre
Bedeutung fir die Vermeidung kiunftiger Mismatchprobleme. Aus zwei
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Griinden kommt es darauf an, kiinftige Abgéingerkohorten aus dem Bil-
dungssystem noch besser auszubilden als dies bei den heute Aktiven
bereits der Fall ist. Zum einen deuten vorliegende Projektionen'® auf
einen steigenden Bedarf an Hoherqualifizierten hin (vgl. Schaubild 7).
Zum anderen wird es schwieriger, rein quantitativ den Ersatzbedarf bei
den Qualifikationen zu befriedigen, weil die nachriickenden Jahrginge
schwécher besetzt sind als die geburtenstarken Jahrgénge, die ausschei-
den. Der Wirtschaft konnte es demnach immer schwerer fallen, gentigend
qualifizierte Berufsanfanger fiir die in Rente gehenden &alteren Mitarbei-
ter zu finden.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Bildungsexpansion vergangener
Jahrzehnte seit Beginn der 90er Jahre ins Stocken geraten ist (vgl.
Schaubild 8).!° Hier ginge es darum, wieder zu einem expansiven Pro-
zess zu kommen — wohlwissend, dass es auch in dieser Hinsicht Grenzen
und Grenzertrage gibt. Eine wichtige Zielgruppe der Bildungspolitik
sind dabei insbesondere die sog. ,Nicht-formal Qualifizierten®“. Bei
vielen nicht-formal Qualifizierten kann durch das Vorhandensein eines
Schulabschlusses (Weiter-)Bildungsfahigkeit unterstellt werden, sofern
passende — vor allem modulare und betriebsnahe — Angebote vorhanden
sind. Zielgruppen wéaren dabei vor allem Jiingere, aber auch hier lebende
Auslander jiingeren und mittleren Alters.!”

Mobilisierung von Bildungsreserven heiit aber dariiber hinaus, altere
Erwerbstitige fiir einen permanenten Fortbildungsprozess zu gewinnen.
Generell sollten berufliche Bildung und Weiterbildung langerfristig aus-
gerichtet sein und sich nicht an kurzfristigen Marktlagenwechseln orien-
tieren. Die Berufsausbildung sollte dabei eher als Startphase fiir einen
Prozess kontinuierlicher Qualifizierung verstanden werden.

5. Zuwanderungsstrategie

Die rechtliche Situation beim Thema Zuwanderung ist in Deutschland
seit geraumer Zeit durch zwei Prinzipien gekennzeichnet. Zum einen gilt
Freizuigigkeit fiir Arbeitskréfte aus der EU und — abgesehen von wenigen
Sonderabkommen oder Ausnahmeregelungen — ein Anwerbestopp gegen-
tiber Drittstaaten. Wahrend die Nettozuwanderung aus EU-Landern
quantitativ kaum eine nennenswerte Rolle spielt, gab es in der letzten

15 Dostal/Reinberg (1999).
16 Reinberg/Hummel (2001).
17 Reinberg/Walwei (2000).
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Schaubild 7: Erwerbstatige nach unterschiedlichen Anforderungsprofilen
der Tatigkeiten 1985, 1995 und 2010
(Westdeutschland, ohne Auszubildende, Anteile in Prozent)
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Schaubild 8: Qualifikationsstruktur der Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter/
Méinner und Frauen (Alte Bundesliander und Berlin-West)

Dekade dennoch kraftigen Zuzug nach Deutschland (vgl. Tabelle). Die
wichtigsten Gruppen waren Aussiedler mit allerdings zuletzt abnehmen-
der Tendenz (Zuzug 2000: knapp 100.000) und Asylbewerber mit eben-
falls riicklaufigen Zahlen (Zuzug 2000: knapp 80.000). Es ist deshalb zu
vermuten, dass es auch ohne eine bewusste arbeitsmarktorientierte
Steuerung in den nachsten Jahren weiter Nettozuwanderung geben wird.
Allerdings diirften bei diesen nur begrenzt steuerbaren Wanderungen
rechtliche Verpflichtungen (Aussiedler) und humanitire Aspekte (Asyl-
bewerber, Familienangehorige, Fliichtlinge) im Vordergrund stehen.
Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang auch der Osterweiterung zu,
weil nach der Gewidhrung der Freiziigigkeit fiir die Beitrittslander
Zuwanderungen aus den dann neuen Mitgliedsstaaten nicht mehr steuer-
bar sind. Zwischen den bisherigen Mitgliedslandern der EU und den
Beitrittskandidaten besteht zweifellos noch ein betriachtliches Wohl-
standsgefalle, welches Wanderungsdruck erzeugt. Zu der befiirchteten
Zuwanderungswelle muss es aber dann nicht kommen, wenn sich die
Annidherungstendenzen an westliche Standards und der wirtschaftliche
Aufholprozess fortsetzen und damit positive Erwartungen an die Zukunft
der mittel- und osteuropaischen Liander geweckt werden.!® Zudem eroff-

18 Honekopp/Werner (1999).
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nen die zeitliche Gestaltung der zu erwartenden Ubergangsfrist und die
Méglichkeit der Vereinbarung von Offnungsklauseln bis zur vollen
Gewihrung der Freiziigigkeit vielfaltige Flexibilitatsspielrdume.

Im Grunde iiberrascht die intensive Diskussion einer gesteuerten
arbeitsmarktorientierten Zuwanderung in Zeiten noch immer hoher
Arbeitslosigkeit. Die gegenwértige Situation ist sicher nicht vergleichbar
mit den 60er und frithen 70er Jahren, als bei globalem Arbeitskrafteman-
gel massiv Gastarbeiter im europaischen Ausland angeworben wurden.
Fir gezielte Zuwanderung aus Arbeitsmarktgriinden sprechen heute
zwei andere Griinde: ein kurzfristiger und ein léngerfristiger Aspekt.
Aktuell kénnte man einen speziellen Zuwanderungsbedarf damit begriin-
den, dass die offenbar zuletzt wieder hiufiger auftretenden, betrieb-
lichen Besetzungsprobleme akut sind. Im Gegensatz zu anderen Erschlie-
Bungsstrategien, die z.T. eine Verianderung von Rahmenbedingungen und
von Verhaltensweisen voraussetzen, bietet die Option der gesteuerten
Zuwanderung eine eher schnelle Losung. Gezielte Zuwanderung ist aber
auch aus langerfristigen Aspekten bedeutsam. Zu denken ist dabei
sowohl an positive Wirkungen auf das Niveau wirtschaftlicher Aktivita-
ten am hiesigen Standort als auch auf die Stabilisierung der sozialen
Sicherungssysteme.

Vor einem sollte man aber deutlich warnen: Ein arbeitsmarktorientier-
ter Zuwanderungsbedartf (z. B. nach Regionen und Berufen) kann besten-
falls am aktuellen Rand bestimmt werden, indem z.B. seitens der
Arbeitsverwaltung die Zahl und Qualitat der nicht zu besetzenden Stel-
len ermittelt wiirde. Dagegen ist eine ex ante-Schitzung des arbeits-
marktorientierten Zuwanderungsbedarfs wissenschaftlich nicht zu ver-
treten. Hierzu wéren regional differenzierte Berufsprognosen erforder-
lich, die aus verschiedenen Griinden nicht sinnvoll und auch nicht
machbar sind. So kénnen sie nicht die Flexibilitatsbeziehungen zwischen
Ausbildung und ausgeiibter Tatigkeit beriicksichtigen und unterliegen in
besonderer Weise der Selbstzerstérung, da ein entsprechender Lenkungs-
mechanismus bei der Berufswahl fehlt und auch nicht systemkonform
ware.

Arbeitsmarktorientierte Zuwanderung sollte weiterhin nicht generell
als Ausgleich fiir Versdumnisse in der Bildungspolitik oder fiir eine man-
gelnde Funktionsfahigkeit des Arbeitsmarktes fungieren (z.B. bei man-
gelnder Lohndifferenzierung nach Qualifikationen). Noch einmal zur
Erinnerung: Vorhandene Ungleichgewichte kénnen zumindest z.T. iiber
den Preismechanismus ausgeglichen werden. Auch Zusatzbedarf im
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hochqualifizierten Bereich kann zumindest partiell durch entsprechende
Verbesserung der Humankapitalrendite, also mit hohen Lé&hnen und
anderen Anreizen kompensiert werden.

Die méglichen Effekte der Zuwanderung auf Wirtschaftswachstum und
Léhne sind vielfach untersucht worden.'® Die Ergebnisse sprechen fiir
eine tendenziell positive Wirkung auf das Wirtschaftswachstum. Lohn-
moderierende Effekte waren nur bei Geringqualifizierten festzustellen.
Fir eine moderne Volkswirtschaft mit einer immer mehr wissensbasier-
ten Produktion kann im Grunde nur gelten, dass mehr Humankapital in
der Tendenz besser ist als weniger, vor allem im Bereich der Hochqualifi-
zierten. Bei der Frage arbeitsmarktbedingter Zuwanderungen sind auch
aus Griinden der Starkung der Wachstumsdynamik momentan Qualita-
ten wichtiger als Quantitaten. Dabei ist allerdings zu bedenken: Viele
EU-Lénder und andere Industrieldnder stehen vor &hnlichen Proble-
men.2® Der Wettbewerb um kluge Kopfe hat bereits begonnen. Er wird
sich weiter verschirfen und den Blick auf das weltweite Migrations-
potenzial lenken. Im Gegensatz zu den Hochqualifizierten wiirde eine
starkere Zuwanderung von Geringqualifizierten vor allem in der nahen
Zukunft Probleme aufwerfen, was angesichts der noch immer hohen
Unterbeschaftigung auch nicht tiberraschen kann. Zu nennen sind an
dieser Stelle Lohndruck und Substitution in einem ohnehin schwierigen
Marktsegment sowie ein Verzogern des Strukturwandels in Richtung
intelligenter Produkte und Dienste. Hinzu kdmen ein héheres Arbeitslo-
sen- und Transferempfangerrisiko der Betroffenen und die daraus resul-
tierenden Schwierigkeiten bei ihrer Integration.

Da eine Steuerung der Zuwanderung somit unabdingbar erscheint,
stellt sich die Frage nach der Ausgestaltung des Regelwerks. Internatio-
nale Erfahrungen sprechen fiir ein einfaches, transparentes Regelwerk
mit marktwirtschaftlichen Elementen. Ein solches System konnte
Gebiihren vorsehen; denn Immigration zieht Integrationskosten nach
sich. Dadurch wiirden Unternehmen an den gesellschaftlichen Folge-
lasten der Zuwanderung beteiligt und kénnten dann unter Abwéigung
der Kosten unter verschiedenen Alternativen der Personalrekrutierung
wiahlen. Hinsichtlich der Festlegung von Auswahlkriterien ist der sich
momentan abzeichnende Policy-Switch von der mehr temporédren
arbeitsmarktbedingten Zuwanderung (z.B. Werkvertragsarbeitnehmer)
zu einer auch dauerhaften arbeitsmarktbedingten Zuwanderung zu

19 Vgl. z.B. Straubhaar/Weber (1993); Rirup/Klopfleisch (1999); Heilemann/
Dohrn/von Loeffelholz/Schafer-Jéckel (2000); Wagner (2000).
20 Eurostat (2001).
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beriicksichtigen. Tempordare Zuwanderung erlaubt mehr Feinsteuerung
ausgehend von konkretem betrieblichen Bedarf. Sie wird auch in
Zukunft unverzichtbar sein und &dhnlich wie in der Vergangenheit wohl
zu dauerhafter Zuwanderung fithren. Fiir von vornherein dauerhafter
Zuwanderung bedarf es zweifellos strengerer Kriterien als fiir temporare
Zuwanderung. Bei der Auswahl dauerhafter Zuwanderer sind die lang-
fristigen Verbleibschancen im Arbeitsmarkt (z.B. deren Beschiftigungs-
fahigkeit auch nach einem Stellenwechsel) ein wichtigeres Kriterium als
die bloBe Eignung fiir eine konkrete Stelle. Dies spricht fiir eine ange-
botsorientierte Selektion (z.B. in Form eines Punktesystems).

Fir den Erfolg einer arbeitsmarktorientierten Zuwanderung ist ferner
wichtig, dass dafiir gesellschaftliche Akzeptanz besteht. Deshalb koénnte
es sinnvoll sein, dhnlich wie bei der Green-Card-Regelung mit kleinen
und flexiblen Kontingenten zu beginnen, die dann der jeweiligen Situa-
tion - also der hiesigen Arbeitsmarktlage, dem Niveau der ungesteuerten
Zuwanderung und der gesellschaftlichen Akzeptanz — angepasst werden
konnen. Zu berticksichtigen ist dabei allerdings auch, dass eine partielle
Beziehung zwischen humanitir motivierten und arbeitsmarktbedingten
Wanderungen besteht. Auch bei Fliichtlingen, Familienangehoérigen von
auslandischen Mitbiirgern und Asylbewerbern ist der Arbeitsmarktzu-
gang ein wichtiges Element der gesellschaftlichen Integration. Generell
gilt aber: Die Verfolgung humanitirer Ziele im Zusammenhang mit der
Wanderungspolitik entzieht sich im Grunde einer 6konomischen Betrach-
tung und Bewertung. Allerdings konnte man nach Einfiihrung einer
arbeitsmarktorientierten Zuwanderung (z.B. in Form von Kontingenten)
bei abgewiesenen Asylbewerbern priifen, ob ein Zugang durch das
»Arbeitsmarkttor” moglich ist.

IV. Fazit

Es gibt verschiedene Wege der Anpassung an bereits vorhandene oder
zu erwartende Mangelsituationen in Deutschland, die unterschiedliche
Vor- und Nachteile mit sich bringen. Die Ausfiihrungen haben gezeigt,
dass die ErschlieBung heimischer Reserven und arbeitsmarktbedingte
Zuwanderung nicht als Alternativen, sondern als komplementare Strate-
gien zu sehen sind. Generell gilt, dass der Bedarf an arbeitsmarktbeding-
ter Zuwanderung um so hoher ausfallen diirfte, je mehr es gelingt, den
sich abzeichnenden Beschiaftigungsaufschwung fortzufiilhren und je
weniger es gelingt, einheimische Personal- und Qualifikationsreserven zu
erschlieBen. Notwendig und vorrangig ist in der nahen Zukunft zweifel-
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los eine Aktivierung der hiesigen Potenziale, denn es gibt noch erheb-
liche Personalreserven auf dem hiesigen Arbeitsmarkt (Arbeitslose, Stille
Reserve, andere Nicht-Erwerbstitige).?! Wichtige Fragen stellen sich
aber bezogen auf die Wirksamkeit, die Fristigkeit und die Adressaten
moglicher Erschliefungsstrategien. Nicht alles wirkt schnell (z.B. Bil-
dungsinvestitionen). Teilweise sind erhebliche Kosten zu berticksichtigen
(z.B. fir Integration, Vereinbarkeit). Mitunter bedarf es auch verdnderter
Einstellungen und Verhaltensweisen (z.B. hinsichtlich der Beschiftigung
von Frauen und é&lteren Arbeitnehmern oder der Suchintensitdt von
Arbeitslosen). Notwendige Anpassungen werden sich zum Teil ,,automa-
tisch“ in Form von Marktreaktionen einstellen. Adressaten sind aber
nicht nur die Arbeitsmarktakteure, sondern auch die Politik, die zur
ErschlieBung knapper werdender Personalreserven die Rahmenbedingun-
gen fur den Arbeitsmarkt (z.B. das Steuer- und Transfersystem oder die
Arbeitsférderung) einer kritischen Uberpriifung unterziehen muss.

Arbeitsmarktorientierte Zuwanderung ist in den né&chsten 10-15
Jahren eine von vielen Optionen zur Erschliefung von Personalreserven.
Ihre Bedeutung konnte aber aus Griinden der Starkung der Wachstums-
kréfte und der Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme in der
langen Frist zunehmen, womit die Begriindung fiir einen behutsamen,
bedarfsgerechten und flexiblen Einstieg gegeben wéire. Fiir einen behut-
samen Einstieg in eine gesteuerte Zuwanderung spricht, dass zu jeder
Zeit die Akzeptanz der heimischen Bevilkerung gegeben sein muss und
Marktanpassungsprozesse infolge der erwarteten Knappheiten nicht ver-
schoben oder gar ausgeschlossen werden sollten. Bedarfsorientierung
unterstellt Komplementaritdt von Zuwanderung bezogen auf die heimi-
sche Beschiftigung und damit produktive Zusatzeffekte. Flexible Mecha-
nismen sind deshalb sicherzustellen, weil die Entwicklung des zukunfti-
gen Arbeitskraftebedarfs quantitativ und qualitativ nicht wirklich prog-
nostizierbar ist, weil unsicher ist, wie gut und schnell das heimische
Potenzial fiir den Arbeitsmarkt erschlossen werden kann und weil das
Niveau der quantitativ nur begrenzt steuerbaren Zuwanderung (z.B.
auch im Zusammenhang mit der Osterweiterung) offen ist.

21 Anhaltspunkte fiir die Quantifizierung einzelner Personalreserven liefern die
verschiedenen Varianten der IAB-Potentialprojektion (vgl. Fuchs/Thon 1999).

8 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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Abstract

Strategies to Enlarge Human Resources: Exploiting the Domestic Reserve
versus Labour Market Oriented Migration

By Ulrich Walwei

For two reasons targeted migration is an increasing issue in the German policy
debate. First, the already visible and growing skill shortages especially in Western
Germany. Second, the demographic development which will in the medium and
long term increasingly reduce the size of labour supply and may cause significant
labour shortages. From an economic point of view the paper discusses several
alternatives of exploiting human resources. It shows that a first step towards a
more labour market oriented migration can be justified if it does not postpone or
hamper endogenous market reactions such as human capital investments.
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Strategien zur Erschliefung von Personalreserven:
Arbeitsmarktbedingte Zuwanderungen und
bedenkenswerte Alternativen

Korreferat zum Papier von Ulrich Walwei

Von Helmut Seitz, Frankfurt/Oder

Das Thema ,Zuwanderung“ steht zur Zeit auf der Top-Position der
Agenda der wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Diskussion. Die
Debatte wird sowohl im Hinblick auf aktuelle Tendenzen am Arbeits-
markt — Stichworte: Mangel an ausreichend qualifizierten Informatikern
und Green-Card-Initiative — aber mehr noch durch die Sorge um die
langfristige Sicherung des Rentensystems in der Bundesrepublik moti-
viert. In seinem Beitrag behandelt Walwei Anpassungsstrategien auf der
Arbeitsangebotsseite im Hinblick auf die aktuell erkennbaren Anspan-
nungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt und auch vor dem Hintergrund
des sich abzeichnenden dramatischen Riickgangs des Erwerbspersonen-
potenzials in Deutschland.

Ich mé6chte in meiner Kommentierung auf vier Punkte eingehen, von
denen ich glaube, dass diese fur die aktuelle Diskussion nicht hinrei-
chend prézisiert werden:

1. Die aktuelle Lage am Arbeitsmarkt wird m.E. zu undifferenziert dar-
gestellt, insbesondere im Hinblick auf Ost-West-Unterschiede,

2. fiir die Politik ist es wesentlich, die in den nichsten 25 Jahren teil-
weise recht drastischen Unterschiede in der demographischen Ent-
wicklung zwischen Ost- und Westdeutschland zu beachten,

3. das Fehlen von zumindest szenarischen Uberlegungen hinsichtlich des
quantitativen Potentials der von Walwei angesprochenen Personaler-
schliefungsreserven und

4. im Beitrag wird versaumt die Frage zu stellen, welches Ziel mit einer
Einwanderungs- und/oder Personalreservenerschliefungspolitik tiber-
haupt verfolgt wird.

Beziiglich der derzeitigen Lage am Arbeitsmarkt wird in dem Beitrag
festgehalten, dass es am aktuellen Rand bereits Indikatoren gibt, die auf
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Anspannungstendenzen am Arbeitsmarkt hindeuten, d.h. Firmen geben
vermehrt an, dass sie Probleme haben, Facharbeitskrifte zu finden und
offene Stellen nicht besetzen kénnen. Dass diese Engpésse insbesondere,
wie im Beitrag festgehalten, in expandierenden Branchen zu beobachten
sind, ist sicherlich wenig tiberraschend.

Im Hinblick auf erkennbare aktuelle Anspannungsprobleme am
Arbeitsmarkt ist festzustellen, dass ,eine Schwalbe bekanntlich noch
keinen Sommer macht“. Gerade wenn es um die Besetzung von Arbeits-
platzen mit einem hohen Qualifikationsanspruch geht, beobachten wir
auch in rezessiven Phasen Fachkriftemangel. Die Diagnose, am Arbeits-
markt habe sich bereits eine Trendwende vollzogen, ist sicherlich etwas
tiberzogen. So haben die Wirtschaftsforschungsinstitute, aber auch die
OECD und sogar die Bundesregierung ihre Wachstumsprognosen fiir das
laufende Jahr 2001 nach unten korrigiert. Die aktuelle Lage am Arbeits-
markt ist dadurch charakterisiert, dass wir eine grofe und eher zuneh-
mende Kluft in der Arbeitslosigkeit zwischen Ost- und Westdeutschland
beobachten, siehe Abbildung 1. Ferner haben wir in Westdeutschland
zwischen den Bundesliandern eine erhebliche Differenzierung: So lag die
durchschnittliche Arbeitslosenquote im Jahr 2000 in den ,Stidlandern“
Bayern und Baden-Wiirttemberg bei lediglich ca. 6 %, wahrend die nord-
deutschen Liander eine Arbeitslosenquote von ca. 10,8% aufwiesen.
Dessen ungeachtet ist davon auszugehen, dass Betriebe in Westdeutsch-
land und sogar in Ostdeutschland Probleme haben, bestimmte Arbeits-
platze mit ausreichend qualifiziertem Personal zu besetzen. Die Ursache
hierfur ist regionaler aber besonders auch qualifikationsbedingter Mis-
match am Arbeitsmarkt. Der regionale Mismatch ist nur zu beseitigen,
wenn die regionale Mobilitat des Arbeitsangebots und der Arbeitsnach-
frage erhoht wird, was gerade auf der Arbeitsangebotsseite auch kurz-
fristig realisierbar ware. Der qualifikationsbedingte Mismatch kann nur
mittelfristig durch eine bessere Koordinierung zwischen dem Bildungs-
system (berufliche und akademische Bildung) und dem Arbeitsmarkt
nachhaltig reduziert werden. Kurzfristig konnen hierzu aber auch Quali-
fizierungsmaBnahmen oder Green-Card-Aktionen beitragen.

Betrachtet man allerdings die langfristigen Entwicklungstrends am
Arbeitsmarkt vor dem Hintergrund der absehbaren fundamentalen demo-
graphischen Verédnderungen, so muss man sich in der Tat, wie dies im Bei-
trag auch geschieht, Gedanken iiber ein ausreichendes Arbeitsangebot auf
allen Qualifikationsebenen machen, sogar fiir und wohl besonders im
Hinblick auf Ostdeutschland. Werfen wir zunéchst einen Blick auf die
Fakten, bevor wir auf die PersonalerschlieBungsstrategien in dem Beitrag
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Quelle: Berechnet aus Angaben der Bundesanstalt fiir Arbeit, Niirnberg.

Abbildung 1: Arbeitslosenquoten in Ost- und Westdeutschland (bezogen auf die
abhéangigen Erwerbspersonen), Monatswerte Jan. 1993 bis Febr. 2001.

von Walwei eingehen. Die Bevolkerung wird in Gesamtdeutschland -
unter Verwendung der Bevolkerungsprognose des Statistischen Bundes-
amtes, Variante 2 — von derzeit ca. 82 Mio. bis zum Jahr 2050 auf ca.
70 Mio. sinken; ein Riickgang von immerhin nahezu 15 %. Fir die ostdeut-
schen Flachenldnder wird in diesem Zeitraum sogar ein Riickgang von ca.
20 % prognostiziert. In dieser Bevolkerungsprognose sind bereits Nettozu-
wanderungen aus dem Ausland ab dem Jahr 2005 in Hohe von jéhrlich
200 Tsd. Personen eingerechnet. Um die Bevolkerungszahl in Deutschland
auf dem derzeitigen Niveau zu halten, wiren jahresdurchschnittliche
Zuwanderungen in einer Groenordnung von ca. 350 Tsd. Personen erfor-
derlich. Der Bevélkerungsriickgang ist ferner von einer erheblichen Ver-
dnderung der Altersstruktur begleitet. So wird in Gesamtdeutschland im
Zeitraum von 2000 bis 2050 die Anzahl der Menschen im erwerbsfihigen
Alter — gerechnet von 16 bis 65 Jahren — um mehr als 25 % zuriickgehen,
wahrend die Anzahl der Menschen im Rentenalter — &dlter als 65 Jahre —
um mehr als 50% von derzeit ca. 13 Mio. auf ca. 20 Mio. im Jahr 2050
ansteigt. Die Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials — definiert als
Personen im Alter von 16 bis 65 Jahren — wird sich zwischen Ost- und
Westdeutschland auch sehr unterschiedlich abzeichnen, siehe Abbildung
2. So wird deren Zahl bis zum Jahr 2050 in den ostdeutschen Flachenlén-
dern um ca. 35 %, in den westdeutschen Lindern hingegen ,nur“ um ca.
23 % zuriickgehen, wobei die Entwicklungsunterschiede besonders in den
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Quelle: Berechnet aus Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Abbildung 2: Entwicklung der Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter
(16 bis 65 Jahre) in Deutschland 1998-2050: Normierte Zeitreihen: 1998 = 100
(Bevolkerungsprognose des Statistischen Bundesamtes, Variante 2)

nichsten 20 Jahren - infolge des Nachwendegeburtenknicks und der
hohen Abwanderung aus den neuen Liéndern — dramatisch sein werden.

Vor dem Hintergrund der spezifischen Arbeitsmarktprobleme in Ost-
deutschland sollte man daher dem Umstand Rechnung tragen, dass
gerade in den néchsten 20 bis 25 Jahren die demographischen Entwick-
lungen zwischen Ost- und Westdeutschland in den fiir den Arbeitsmarkt
wichtigen Segmenten sehr unterschiedlich sein werden. Hierzu zeigt die
Abbildung 3 die Entwicklung der Bevolkerung in den fir den Berufsaus-
bildungsmarkt und den Hochschulbereich relevanten Altersgruppen,
wobei in der Abbildung bewusst die vertikalen Achsen fiir Ost- und
Westdeutschland im gleichen Mafistab skaliert wurden.

¢ Die relativen Bevélkerungsbewegungen sind in Ostdeutschland um ein
Vielfaches starker als in Westdeutschland.

e In Ostdeutschland werden die Einschulungszahlen in den né&chsten
Jahren auf ca. 80% des gegenwirtigen Niveaus sinken und werden
anschlieBend wieder ansteigen, wobei allerdings zu beriicksichtigen
ist, dass das Ausgangsniveau des Jahres 1998 - dieses dient in den
Abbildungen als Vergleichsmafistab — in den neuen Landern bereits
extrem niedrig war. In Westdeutschland werden die Einschulungsjahr-
génge hingegen nur langsam zuriickgehen und 2020 in etwa 25 % unter
dem heutigen Niveau liegen.
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Quelle: Berechnet aus Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Abbildung 3: Entwicklung der Bevolkerung im Einschulungsalter (6-8 Jahre),
im Berufsausbildungsalter (16 bis 21 Jahre) und im Studieralter (19 bis 26 Jahre)
in West- und Ostdeutschland 1998-2020: Normierte Zeitreihen: 1998 = 100
(Bevolkerungsprognose des Statistischen Bundesamtes, Variante 2)

e Die auf den Berufsausbildungsmarkt drangenden Altersjahrginge von
16 bis 21 Jahren werden in Ostdeutschland bis 2012 um mehr als 50 %
sinken, wéhrend im gleichen Zeitraum in Westdeutschland mit einem
Anstieg von ca. 10 % zu rechnen ist.

e Die Jahrgédnge im studierfdhigen Alter werden zahlenméifiig in Ost-
deutschland in den néchsten Jahren noch ansteigen, bis dann ab dem
Jahr 2005 ein deutlicher Riickgang einsetzen wird, wobei diese Alters-
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gruppe im Jahr 2015/16 nur noch ca. 60% des gegenwirtigen Niveaus
erreichen wird. In Westdeutschland wird diese Altersgruppe hingegen
noch bis zum Jahr 2012 leicht ansteigen, um sich bis 2020 wieder auf
das gegenwirtige Niveau zuriickzubilden.

Diese Daten dokumentieren, dass die demographischen Entwicklungen
und damit auch die von diesen Entwicklungen induzierten Probleme in
den néchsten 20 Jahren zwischen Ost und West erheblich abweichen
werden und daher auch die Anforderungen an die Politik insbesondere
im Bildungsbereich sehr unterschiedlich sind.

Die Effekte des demographischen Wandels werden erheblich sein und
alle Lebensbereiche der Gesellschaft erfassen:

e Die groBten Herausforderungen gehen von der Alterung aus. Der
»Altenbelastungskoeffizient“, definiert als Anzahl der Personen im
Alter von tiber 60 Jahren je 100 Personen im Erwerbsalter, konkret:
Personen im Alter von 20 bis 60 Jahren, wird von z.Z. ca. 38 auf
nahezu 75 ansteigen, d.h. dass ca. 10 Erwerbspersonen fiir die Versor-
gung von ca. 7 alten Menschen aufkommen miissen. Das bestehende
System der Rentenversicherung wird diese Belastung kaum tragen
kénnen.

¢ Nicht minder grof sind die Herausforderungen im Bereich der Versor-
gung mit 6ffentlichen Giitern, angefangen von der Kinderbetreuung,
tiber die Schulen bis hin zu den Hochschulen und der beruflichen Bil-
dung.! Hier stehen insbesondere die neuen Lander vor schwierigen
Aufgaben und zwar sowohl im Hinblick auf die politische Durchsetz-
barkeit von AnpassungsmaBnahmen (man denke nur an die SchlieBung
von Schulen und die Konzentration von Schulstandorten) als auch die
Finanzierung der damit verbundenen infrastrukturellen Erfordernisse.
Im Gegensatz zur Diskussion um die Zukunft des Rentensystems — und
in diesem Kontext natiirlich auch um die Arbeitsmarkteffekte des
demographischen Wandels — wird dieses Thema in der offentlichen
Diskussion aber auch in der wissenschaftlichen Forschung nur am
Rande betrachtet.

e Abgesehen von der indirekten Rentenfinanzierung werden die 6ffentli-
chen Haushalte durch die demographischen Entwicklungen sowohl auf

1 Siehe hierzu am Beispiel der Region Berlin-Brandenburg: H. Seitz (2001),
,Demographischer Wandel und Infrastrukturaufbau in Berlin-Brandenburg bis
2010/15: Herausforderungen fiir eine strategische Allianz der Lander Berlin und
Brandenburg®, Gutachten im Auftrag der Unternehmerverbande in Berlin-Bran-
denburg, UVB, Mirz 2001.
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der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite in vielen Aufgabenbe-
reichen erheblich belastet. Ursache hierfiir sind auf der Ausgabenseite
vielfach Kostenremanenzen, die dazu fiihren, dass sich der Bevdlke-
rungsriickgang nicht oder nur unterdurchschnittlich in Ausgabenein-
sparungen niederschlagt, wéahrend auf der Einnahmenseite erhebliche
Mindereinnahmen® zu erwarten sind. Auch hier werden die neuen
Lander wesentlich starker betroffen sein als die alten Lander, zumin-
dest in den nachsten 20 Jahren.

Welche Anpassungsstrategien seitens des Arbeitsangebots an den lang-
fristigen demographischen Wandel werden in dem Beitrag von Walwei
angeboten? Neben der

e Zuwanderungsstrategie

schlagt Walwei ,zunéchst eine Starkung der hiesigen Potentiale“ vor,
d.h. konkret:

e eine Aktivierungsstrategie, die darin besteht, die Arbeitslosen in den
Arbeitsmarkt zu tiberfiihren und die Stille Reserve zu aktivieren,

die Verlangerung der individuellen Arbeitszeit,
¢ eine intensivere Ausschépfung des Erwerbspersonenpotenzials sowie
e Anpassungen bei der Aus- und Weiterbildung.

Keine der angesprochenen Strategien zur ErschlieBung von Personalre-
serven ist neu und die mit den einzelnen Vorschldgen verbundenen Pro-
bleme sind hinlénglich in der Forschung und Offentlichkeit diskutiert, so
dass wir uns hier das Vortragen bekannter Argumente sparen koénnen.
Gegen die Argumentationslinie von Walwei, zunéchst diese ,,heimischen*
Kapazititsreserven auf der Arbeitsangebotsseite bestméglichst auszunut-
zen, ist nichts einzuwenden und einige Anpassungen werden sich ohne-
hin als endogene Reaktionen auf die Verengung des Erwerbspersonen-
potenzials ,automatisch einstellen. So wird der Riickgang des Arbeits-
angebots in der Tendenz zu Lohnsteigerungen fithren, was Anreize zu
individueller Mehrarbeit schafft, die Stille Reserve aktiviert, die Partizi-
pationsraten gerade bei Frauen erhéht und natiirlich auch hdohere
Anreize fiir Zuwanderung® setzt. Ferner werden, sofern die Einschatzung

2 So haben wir berechnet, dass die ostdeutschen Flachenlidnder bis zum Jahr
2015 durch den Bevoélkerungsriickgang mit Mindereinnahmen in Hoéhe von mehr
als 3,2 Mrd. DM aus dem Finanzausgleichssystem — im realen Vergleich zum Jahr
2000 - rechnen miissen, was in etwa 5% der gegenwértigen Einnahmen entspricht.

3 Wobei allerdings zu bedenken ist, dass viele andere westeuropéische Lander
vor vergleichbaren demographischen Entwicklungen stehen und daher auch dort
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richtig ist, dass gerade bei héher qualifizierten Arbeitsplatzen die Ver-
sorgungsliicken am deutlichsten spiirbar sind, die Humankapitalrenditen
steigen und damit verstidrkte Anreize zu mehr Investitionen in Ausbil-
dung und Qualifikation wirksam.

Es stellt sich die Frage, wie in den néchsten 25 Jahren den aufgezeig-
ten Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschland zu begegnen ist
und welche Probleme aus den spezifischen Gegebenheiten in Ostdeutsch-
land resultieren. So konnen hier bereits vor dem Jahr 2010 Mangel-
erscheinungen im Bereich der Verfiigbarkeit einfacher Facharbeiter auf-
treten und bis zum Jahr 2015 koénnen sich erste Versorgungsprobleme
auf dem Jungakademikerarbeitsmarkt bemerkbar machen. Auch hier
konnen endogene Marktreaktionen sicherlich teilweise zur Entschéarfung
der Problemlage beitragen. So kénnen z.B. die arbeitsmarktbedingten
Abwanderungen aus Ostdeutschland zuriickgehen und die Lohne hier
starker ansteigen, was ggf. dazu fiihrt, dass Ostdeutschland auch fiir
Zuwanderungen aus Westdeutschland (ggf. besonders Riickwanderungen
von Ostdeutschen) aber auch aus dem Ausland attraktiver wird. Einige
der von Walwei diskutierten PersonalerschlieBungsstrategien sind hier
sicherlich anders zu bewerten als in Westdeutschland. So ist die Partizi-
pationsrate der Frauen in Ostdeutschland deutlich héher als in West-
deutschland, so dass das Ausschopfungspotenzial viel geringer sein wird.
Die individuelle Arbeitszeit in Ostdeutschland liegt deutlich iiber der in
Westdeutschland, so dass auch dieses Potential geringer sein diirfte.
Ferner ist zu erwarten, dass in der Stillen Reserve in den neuen Landern
sehr viele altere Menschen sind, die bereits seit vielen Jahren ihren
Arbeitsplatz und damit auch einen erheblichen Teil ihres Humankapitals
verloren haben. Auch Zuwanderungen nach Ostdeutschland sind sicher-
lich schwieriger zu realisieren als in Westdeutschland und zwar nicht
nur wegen des geringeren Einkommens, sondern auch wegen einer
schwicher ausgepriagten gesellschaftlichen Akzeptanz ausléndischer
Arbeitnehmer in den neuen Landern.

Angesichts des Umstandes, dass gerade in der 6ffentlichen Diskussion
Zahlen iiber notwendige Zuwanderungen nach Deutschland in einer
enormen Bandbreite kursieren, wire es ferner wiinschenswert gewesen,
wenn im Beitrag versucht worden wire, eine Antwort darauf zu geben,
welches quantitative Arbeitsvolumen mit den angesprochenen Strategien
der ErschlieBung ,hiesiger“ Personalreserven aktivierbar ist. Vor dem

die Nachfrage nach Zuwanderern steigen wird, so dass es in Europa durchaus zu
einem Wettbewerb um qualifizierte Zuwanderer kommen wird.
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Hintergrund der hitzigen Debatte um Zuwanderung waren hier bereits
szenarisch abgeleitete Zahlen eine interessante Information.

Letztendlich wird im Beitrag auch versdumt die Frage zu stellen, wel-
ches Ziel eigentlich mit Zuwanderungen und Personalreservenerschlie-
Bung verfolgt wird. Dies ist aber die zentrale Frage der Einwanderungs-
politik und auch der hier in den Vordergrund gestellten Uberlegungen
zur Aktivierung von Erwerbspotenzialen, siehe z.B. Ochel (2000)*. Impli-
zit geht Walwei von der Annahme aus, dass zumindest das gegenwartige
wirtschaftliche Aktivitatsniveau in der Bundesrepublik auch langfristig
gehalten werden soll bzw. muss. Das muss aber nicht unbedingt das Ziel
der Politik sein. Da wir in der Bundesrepublik die Diskussion um die
Bewaltigung der Folgen des Bevolkerungsriickgangs darauf ausrichten,
dass wir unsere sozialen Sicherungssysteme, insbesondere das Renten-
system, auch weiterhin friktionsfrei aufrechterhalten wollen, stellt sich
die Frage, welches gesamtwirtschaftliche Aktivitdtsniveau und damit
auch welches gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen wir hierfiir bendoti-
gen. Hier spielt natiirlich auch die zukiinftige Ausgestaltung des Renten-
systems eine erhebliche Rolle.” Erst wenn diese Frage beantwortet ist
konnen wir abschétzen, welches Beschaftigungs- und Aktivitatsvolumen
erforderlich ist, um unser Rentensystem im gegenwirtigen oder refor-
mierten Zustand so zu betreiben, dass die Rentner ausreichend versorgt
werden konnen und die Belastung der Erwerbstatigen mit Steuern und
Sozialabgaben auf einem hinreichend anreizfreundlichen Niveau gehal-
ten wird.

4 Ochel, W. (2000), , Einwanderungspolitik: Ein Wettlauf um Skills — die Praxis
Australiens, Neuseelands, Kanadas und der USA“, ifo Schnelldienst, 31/2000,
30-36.

5 Siehe z.B.: Birg, H. und A. Bérsch-Supan (1999), ,,Fir eine neue Aufgabenver-
teilung zwischen gesetzlicher und privater Altersversorgung: Eine demographische
und okonomische Analyse“, Gutachten fiir den Gesamtverband der deutschen Ver-
sicherungswirtschaft. Bielefeld und Mannheim, November 1999.
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Abstract

Strategies to Enlarge Human Resources: Exploiting the Domestic Reserve versus
Labor Market Oriented Migration

Comment by Helmut Seitz on the paper presented by Ulrich Walwei

This comment presents a discussion of three issues that are considered to be
inappropriately handled in Walwei's paper. First, his argument that the current
labor market conditions in Germany already tend towards excess demand in some
sectors, is deficient because it does not take into account the dramatic and even
increasing labor market discrepancies between East and West Germany. A second
point is related to the fact that the paper completely disregards the differences in
demographic development between East and West Germany that are to be expec-
ted in the next two decades. These crucial differences in demographic develop-
ments are presented in the comment and the labor market implications are briefly
discussed. Finally, Walwei's paper discusses alternatives to massive immigration to
increase labor supply and thus to overcome the decline in population in Germany.
However, the paper fails to examine the quantitative effects that might result from
these various measures.
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Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland:
Eine Generationenbilanz

Von Holger Bonin,* Bonn

I. Einleitung

Der sich abzeichnende gesellschaftliche Alterungsprozess ist eine der
groften Herausforderungen fiir die deutsche Fiskalpolitik. Wenn sich die
Relation zwischen Ruhestands- und Erwerbsbevolkerung nach dem Jahr
2010 zunehmend verschlechtert, konnte sich das Steuer- und Transfer-
system in seiner heutigen Form als nicht tragfihig erweisen. Zwar lésst
sich der von einer Erh6hung der Altenlast ausgehende Druck auf die
offentlichen Haushalte teilweise durch eine wachsende Erwerbsbeteili-
gung auffangen. Die Zunahme der Frauenerwerbstiatigkeit kénnte hierzu
ebenso beitragen wie eine Erhéhung des effektiven Zugangsalters zur
Rente. Langfristig koénnen positive Entwicklungen am Arbeitsmarkt den
Riickgang des inlédndischen Erwerbspersonenpotentials jedoch nur
begrenzt aufhalten [Visco (2000)].

Zuwanderung wird haufig als zusatzliches Instrument vorgeschlagen,
die mit einem gesellschaftlichen Alterungsprozess verbundenen fiskali-
schen Lasten abzufedern. Einwanderung junger Arbeitskrafte soll die
unter fiskalischen Gesichtspunkten besonders wertvollen Steuerzahler
im erwerbsfahigen Alter ersetzen, die als Folge des Geburtenriickgangs
ausfallen. Der Wirkung von Wanderungen auf die Struktur alternder
Bevolkerungen ist an zahlreichen Beispielen untersucht worden. Die
Ergebnisse zeigen, dass der positive Einfluss von Zuwanderung auf die
Altenlast nur relativ gering ist [Schultz (2000); Birg (1998)]. Die Aussage-
kraft dieses Befunds erscheint jedoch begrenzt, da einfache Lastquotien-
ten den Zusammenhang zwischen demographischen und fiskalischen
Variablen nur oberfliachlich abbilden. Ob und in welchem Umfang die
inlandische Bevolkerung durch Migration fiskalisch entlastet wird, hangt
wesentlich davon ab, welchen Gesamtbeitrag zu den 6ffentlichen Haus-

* Korrespondenzadresse: Institut zur Zukunft der Arbeit, Postfach 7240,
53072 Bonn, Tel.: (0228) 3894-303, FAX (0228) 3894-180. E-mail: bonin@iza.org.
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halten Einwanderer von ihrer Ankunft im Aufnahmeland an bis an das
Lebensende leisten.

Die zahlreichen Querschnittsanalysen der Inanspruchnahme staatlicher
Budgets durch Migranten - einen Uberblick mit Schwerpunkt auf
Deutschland gibt Poschner (1996) - erfassen im allgemeinen nur Aus-
schnitte des Gesamthaushalts und vernachléssigen nicht selten intertem-
porale Aspekte. Empirische Erkenntnisse iiber die von Einwanderern im
Verlauf ihres Lebenszyklus insgesamt gezahlten Steuern und erhaltenen
Transfers liegen dagegen nur vereinzelt vor. Zum Beispiel isoliert Sinn
(1997) den intertemporalen Beitrag von Immigranten zu einer umlagefi-
nanzierten Rentenversicherung. Wenn jeder Einwanderer eine unendliche
Dynastie von Nachkommen hervorbringt, entspricht die Entlastung der
inlandischen Bevolkerung durch Migration gerade den aggregierten Bei-
tragszahlungen der ersten Einwanderergeneration. Sinns empirische
Abschiatzung dieser positiven fiskalischen Externalitat fiir Deutschland
veranschaulicht, dass die fiskalischen Gewinne aus Migration unter
Beriicksichtigung der Lebenszyklusperspektive erheblich sein kénnten.

Der vorliegende Beitrag untersucht die Bedeutung von Einwanderung
nach Deutschland fiir die langfristige Tragfahigkeit des gesamten Staats-
budgets unter Einschluss der Sozialversicherungen. Dazu wird das von
Auerbach/Gokhale/Kotlikoff (1991, 1992) entwickelte Konzept der Gene-
rationenbilanzierung um die von kiinftigen Zuwanderern ausgelGsten
Einnahmen- und Ausgabenstrome erweitert. Die Generationenbilanzie-
rung ist eine intertemporale Budgetierungsmethode, die die Nettosteuer-
lasten aller gegenwairtigen und zukiinftigen Generationen iiber ihren
Lebenszyklus erfasst. Auf dieser Grundlage wird eine gegebene Budget-
politik danach beurteilt, ob sie die intertemporale Budgetrestriktion des
Staates erfiillt. Ist dies nicht der Fall, fiihrt eine Fortfiihrung der analy-
sierten Politik zu einer Nachhaltigkeitsliicke, die eine Erhohung der
Nettosteuerlasten erfordert und daher intergenerationale Umverteilung
bewirkt. Aus der Perspektive der Generationenbilanzierung ist Zuwan-
derung vorteilhaft, wenn sie eine bestehende Nachhaltigkeitsliicke ver-
kleinert, so dass die notwendige Anpassung der Nettosteuerlast fiir die
einheimische Bevolkerung geringer ausfallt.

Im Kontext der Generationenbilanzierung wurde der intertemporale
Beitrag von Zuwanderern zu den o6ffentlichen Haushalten zuerst von
Ablett (1997) fiir Australien untersucht. Weil diese Studie Unterschiede
zwischen den individuellen Steuer- und Transferzahlungen der Migran-
ten und der einheimischen Bevolkerung vernachlassigt, bilden die Ergeb-
nisse lediglich demographische Effekte ab. Der vorliegende Beitrag
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modelliert die fiskalischen Charakteristika kiinftiger Immigranten dage-
gen explizit. Ausgangspunkt sind hierfiir die beobachtbaren Steuerzah-
lungen und empfangenen Transferleistungen der gegenwartigen Migran-
tenbevilkerung in Deutschland. Ein &hnliches Verfahren zur Abschit-
zung der intertemporalen fiskalischen Externalitat durch Migration
wurde von Auerbach/Oreopoulos (1999) im Rahmen einer Generationen-
bilanzierung fiir die USA angewendet.

Der Beitrag gliedert sich wie folgt. Der nichste Abschnitt erklirt
zunidchst das Prinzip der Generationenbilanzierung unter Berticksichti-
gung von Migration. AnschlieBend diskutiert Abschnitt 3 die zur empiri-
schen Umsetzung des Konzepts verwendeten demographischen und fis-
kalischen Parameter. Abschnitt 4 enth&lt die Ergebnisse der Generatio-
nenbilanzierung. Zuerst wird der Einfluss der Zuwanderung auf die
Tragfahigkeit der deutschen Fiskalpolitik unter der Annahme ermittelt,
dass kiinftige Einwanderer der gegenwirtigen Migrantenbevélkerung
dhneln. Danach wird die Robustheit des Ausgangsresultats im Rahmen
einer Sensitivitdtsanalyse getestet. Einige wirtschaftspolitische Schluss-
folgerungen beschlieen den Beitrag.

II. Zuwanderung und Nachhaltigkeit der Fiskalpolitik

Ausgangspunkt der Generationenbilanzierung ist die Uberlegung, dass
in einer dynamisch effizienten Wirtschaft staatliche Institutionen ausste-
hende Verbindlichkeiten nicht permanent durch Ausgabe neuer Verbind-
lichkeiten bedienen koénnen, weil andernfalls die Schuldenlast schneller
wichst als die Okonomie insgesamt'. Wenn eine Ponzi-Strategie nicht
durchgehalten werden kann, unterliegt die Fiskalpolitik einer intertem-
poralen Restriktion: Um solvent zu bleiben, muss der Gegenwartswert
aller zukinftigen primiren Haushaltsliberschiisse ausreichen, die am
Beginn des Betrachtungszeitraums ausstehende Staatsschuld zu bedie-
nen.

Bezeichnen B die Staatsschuld zu Beginn einer Periode ¢ und T, den
Gegenwartswert der Periode t des primdren Haushaltstiberschusses im
Jahr y, lasst sich die intertemporale Budgetrestriktion des Staates wie
folgt schreiben:

1 Die nachfolgende Darstellung beschrinkt sich auf die Grundprinzipien der
Generationenbilanzierung. Eine umfassende Darstellung der Methode gibt Bonin
(2001). Wichtige kritische Bewertungen des Konzepts stammen von Havemann
(1994), Diamond (1996), Raffelhiischen/Risa (1997) und Buiter (1997).

9 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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1) > 1,=B.

y=t

Um die Nachhaltigkeit einer gegebenen Fiskalpolitik zu untersuchen,
ermittelt die Generationenbilanzierung den mit der Fortfiihrung dieser
Politik verbundenen Zeitpfad von Priméiriiberschiissen bzw. -defiziten.
Wird durch die vorgegebenen Einnahmen- und Ausgabenniveaus die
intertemporale Budgetrestriktion (1) verletzt, ist die Finanzpolitik nicht
nachhaltig. Waren zum Beispiel die Primériiberschiisse im Aggregat klei-
ner als die bestehende Staatsschuld, miissten die Einnahmen des Staates
zu einem - theoretisch unbestimmten — Zeitpunkt erhoht bzw. seine Aus-
gaben reduziert werden, um eine drohende Zahlungsunfihigkeit abzu-
wenden. Okonomisch stellt die Differenz zwischen den zukiinftigen pri-
mairen Haushaltsiiberschiissen und den Zahlungsverpflichtungen aus der
bestehenden Staatsschuld daher eine Verbindlichkeit dar, die so
genannte Nachhaltigkeitsliicke der Generationenbilanz.

Weil der Staat, wenn eine Nachhaltigkeitsliicke besteht, seine anfangs
verwirklichten Einnahmen- und Ausgabenniveaus nicht durchhalten
kann, fiithrt nicht nachhaltige Fiskalpolitik zu Umverteilung zwischen
den Generationen. Der entstehende Verteilungskonflikt lasst sich akzen-
tuieren, indem man das Aggregat der zukiinftigen Primériiberschiisse auf
Grundlage der so genannten Generationenkonten berechnet. Ein Genera-
tionenkonto gibt fiir eine gegebene Fiskalpolitik den Gegenwartswert der
zukiinftigen Nettosteuerzahlungen, d.h. Steuer- und Beitragszahlungen
abziiglich empfangener Transfers, iiber den verbleibenden Lebenszyklus
eines reprasentativen Mitglieds einer Geburtskohorte an. Dieser Barwert
ergibt sich, indem die fiir eine spezifische Politik vorhergesagten alters-
spezifischen Nettosteuerzahlungen pro Kopf mit den Uberlebenswahr-
scheinlichkeiten in einer Geburtskohorte verkniipft werden.

Betrachtet man eine Situation ohne Wanderungen, lésst sich das
Aggregat der primaren Haushaltsiiberschiisse unter Verwendung von
Generationenkonten wie folgt zerlegen:

(@) ZTy Z Py:GA + Z PkkGAk—ZG

y=t k=t-D k=t+1

In Gleichung (2) bezeichnen P,, die Kohortenstirke einer im Jahr k
geborenen Generation im Jahr ¢, GA, das Generationenkonto eines repra-
sentativen Mitglieds der Geburtskohorte k sowie G, den Gegenwartswert
der Periode ¢ des Staatsverbrauchs in der Periode 3®. Unterstellt man des
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weiteren eine maximale Lebensdauer von D Jahren, beschreiben die
ersten beiden Summanden auf der rechten Seite von Gleichung (2) die
Nettosteuerzahlungen tiber den verbleibenden Lebenszyklus der am
Beginn des Betrachtungszeitraums lebenden (k) bzw. kiinftig geborener
(k > t) Generationen. Um das Aggregat der kiinftigen Primariiberschiisse
zu erhalten, muss der Einnahmeniiberschuss aus den Nettosteuerzahlun-
gen der verschiedenen Generationen noch um das Aggregat der Nicht-
Transferausgaben, die nicht zur Bedienung der ausstehenden Staats-
schuld zur Verfligung stehen, vermindert werden.

Um ausgehend von Gleichung (2) die mit einer spezifischen Fiskal-
politik verbundenen kiinftigen Primériiberschiisse zu berechnen, sind
langfristige Projektionen tiber die Entwicklung der zugrundeliegenden
demographischen und fiskalischen Parameter erforderlich. Fiir eine
Generationenbilanzierung werden im allgemeinen der Status Quo der
individuellen Steuer- und Transferniveaus sowie der durchschnittliche
Staatsverbrauch pro Kopf des Ausgangsjahres in die Zukunft fortge-
schrieben. Entsteht hierbei unter Beriicksichtigung der vorhergesagten
demographischen Entwicklung eine (positive) Nachhaltigkeitsliicke,
muss entweder der Staatsverbrauch verringert oder durch Steuererhé-
hung bzw. Transfersenkung das Generationenkonto fiir mindestens einen
Geburtsjahrgang erhoht werden.

Welche finanzpolitische Reaktion auf eine sich entwickelnde Nachhal-
tigkeitsliicke eintritt, entzieht sich der Vorhersagbarkeit. Daher verwen-
det die Generationenbilanzierung standardisierte Experimente, um die
Wirkungen eines intertemporalen Haushaltsungleichgewichts auf die
individuelle fiskalische Belastung zu illustrieren. In der Regel wird
unterstellt, dass die Nachhaltigkeitslticke durch eine gleiche, proportio-
nale Steuerdnderung fiir alle nach der Ausgangsperiode geborenen Jahr-
géange geschlossen wird. Diese stilisierte Vorgehensweise erlaubt es, die
von einer untersuchten Politik ausgehende Lastverschiebung zwischen
Generationen durch einen Vergleich der Generationenkonten der im Aus-
gangsjahr geborenen Kohorte und spiterer Geburtsjahrgange zu veran-
schaulichen. Alternativ lasst sich die Nachhaltigkeitsliicke in den kon-
stanten jdhrlichen Pauschalbetrag umrechnen, der von allen heutigen
und zukiinftigen Einwohnern zu entrichten wire, um die Nachhaltig-
keitsliicke auszugleichen.

2 Das Konzept des Staatsverbrauchs im Sinne der Generationenbilanzierung
umfasst alle nicht als personlicher Transfer in die Generationenkonten eingehen-
den staatlichen Ausgaben mit Ausnahme der Zinszahlungen.

9*
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Aus der Perspektive der Generationenbilanzierung ist Zuwanderung
vorteilhaft, wenn sie die aus der Existenz einer Nachhaltigkeitsliicke
resultierenden Lasten fiir die inlédndische Bevolkerung verringert. Die
fiskalischen Externalitaten durch Zuwanderung werden deutlich, wenn
man Gleichung (2) wie folgt erweitert [Bonin/Raffelhiischen/Walliser
(2000)]:

X x X Yy x
(3) D Ty= Y PiutGAc+ Y Per(My)GAr+ ) D MuGAY, = Gy(Myy).
y=t

y=t k=t-D k=t+1 y=tk=y-D

Hierbei bezeichnen M, die Zahl der im Jahr k geborenen Zuwanderer,
die im Jahr y einwandern, und GAY,; das Generationenkonto eines Mit-
glieds der im Jahr y einwandernden und im Jahr k geborenen Migranten-
kohorte. Wie Gleichung (3) verdeutlicht, beeinflussen kiinftige Einwan-
derer die individuellen fiskalischen Lasten der inliandischen Bevélkerung
auf zwei unterschiedlichen Kan#len. Zum einen wird das Ausmal der
Nachhaltigkeitsliicke verandert. Die Nettosteuerzahlungen der Zuwande-
rer, die die Doppelsumme in Gleichung (3) angibt, gehen unmittelbar in
die Primériiberschiisse des Staates ein. Ist der Nettobeitrag der Einwan-
derer zum intertemporalen 6ffentlichen Haushalt positiv, wird die inlan-
dische Bevolkerung in der Tendenz entlastet. Dies gilt jedoch nur unter
der Einschrankung, dass die mit Migration verbundenen zusatzlichen
Staatseinnahmen nicht durch einen bei Anwesenheit von Zuwanderern
erhohten Staatsverbrauch kompensiert werden.

Zum anderen erhoht Zuwanderung fiir jede gegebene Nachhaltigkeits-
liicke die Zahl der potenziellen Steuerzahler, auf die eine zur Sicherstel-
lung fiskalischer Nachhaltigkeit erforderliche Anhebung der Nettosteu-
ern verteilt werden kann. Dieser demographische Effekt auf die Besteue-
rungsbasis wirkt sowohl direkt als auch indirekt. Direkt werden, da eine
Diskriminierung nach Nationalitit de iure auszuschliefen ist, von jeder
Revision der Fiskalpolitik auch die Generationenkonten der Zuwanderer
verdndert. Indirekt erhoht sich durch die Nachkommen der Zuwanderer
die Jahrgangsstarke der kiinftig im Aufnahmeland geborenen Kohorten,
Py . Als Folge dieser positiven Effekte auf die Besteuerungsbasis kénnte
Migration generationale Umverteilung bei nicht nachhaltiger Finanzpoli-
tik selbst dann verringern, wenn der primére Beitrag der Zuwanderer
zum intertemporalen Haushalt des Staates negativ ist.
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III. Datengrundlage und Parameterschitzungen

Die empirische Umsetzung der Generationenbilanzierung erfordert die
Verkniipfung einer sehr langfristigen Bevolkerungsprojektion mit Vor-
ausschitzungen des Staatsverbrauchs und der altersspezifischen Netto-
steuer reprasentativer Individuen. Um den Einfluss der Zuwanderung
auf den intertemporalen Staatshaushalt zu isolieren, miissen diese Pro-
jektionen fiir die einheimische Bevélkerung und kiinftige Migranten
getrennt ausgefiihrt werden. Weil die fiskalischen Charakteristika kiinf-
tiger Einwanderer unbekannt sind, werden im folgenden die beobachtba-
ren Nettosteuerzahlungen der gegenwirtig in Deutschland lebenden Aus-
lander als Grundlage einer Abschitzung herangezogen. Dieser Ansatz
erfordert es, bei den Projektionen zusitzlich zwischen der inlandischen
deutschen Bevélkerung und der inldndischen Bevélkerung ohne deutsche
Staatsangehdrigkeit zu unterscheiden.

1. Demographische Projektionen

Ausgangspunkt der demographischen Projektionen ist der historische
Altersaufbau der Bevolkerung im Jahr 1996, der mit Hilfe der Kompo-
nentenmethode fortgeschrieben wird. Die erforderlichen Annahmen tiber
die Entwicklung der Parameter der natiirlichen Bevolkerungsentwick-
lung sind an die Spezifikation der neunten koordinierten Bevolkerungs-
vorausberechnung des Statistischen Bundesamtes (2000) angelehnt. Es
wird unterstellt, dass die altersspezifischen Fruchtbarkeitsraten fiir die
westdeutsche Bevolkerung (1,30) und die Ausléanderbevélkerung (1,51)
konstant bleiben. Fiir Ostdeutschland wird angenommen, dass die der-
zeit noch deutlich niedrigere allgemeine Geburtenrate (0,95) bis zum
Jahr 2005 Westniveau erreicht. Kinftigen Zuwanderern werden die
Geburtenhiufigkeiten der aktuellen Migrantenbevélkerung zugeordnet.
Fir die Angehorigen der zweiten Zuwanderergeneration wird unterstellt,
dass sie sich nicht von der deutschen Bevélkerung unterscheiden. Dies
geschieht durch strikte Anwendung des ius soli-Prinzips bei der Fort-
schreibung der Migrantenbevélkerung?.

Bei der Projektion der Mortalitatsentwicklung wird unterstellt, dass
sich der Trend steigender Lebenserwartung fortsetzt. Bis zum Jahr 2050

3 Das Geburtenverhalten der Einwanderer wird hiermit nur ungenau abgebildet
[Hohn/Mammey/Wendt (1990)]. Nicht wiedergegebene demographische Sensitivi-
tatstests zeigen jedoch, dass der Einfluss der fiir die Zuwanderer gewahlten Ferti-
litatsrate auf die Ergebnisse der Generationenbilanzierung weitgehend zu ver-
nachléssigen ist.
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werden die altersspezifischen Sterberaten fir die verschiedenen Bevilke-
rungsgruppen kontinuierlich so reduziert, dass die Lebenserwartung bei
der Geburt 78,6 Jahre fiir Manner und 84,9 Jahre fiir Frauen erreicht.
Dies entspricht einem Zugewinn von fiinf Jahren gegeniiber dem Aus-
gangsjahr.

Um den Einfluss kiinftiger Zuwanderung auf die Ergebnisse der Gene-
rationenbilanzierung zu isolieren, ist eine Bevolkerungsprojektion, in der
der Ausgangsbestand der Bevolkerung nur durch natiirliche Bevolke-
rungsbewegungen verandert wird, die offensichtliche Referenz. Daneben
wird im folgenden als realistischere Variante kiinftiger Zuwanderung ein
jahrlicher Wanderungsiiberschuss von konstant 200.000 Personen unter-
stellt. Einwanderung in dieser GroBenordnung entspricht anndhernd
dem langfristigen Durchschnitt der Wanderungsgewinne Deutschlands in
der Periode von 1955 bis 1999. Um dariiber hinaus eine Obergrenze
der kiinftigen Zuwanderung anzugeben, wird auBlerdem eine Projektion
betrachtet, die sich am Ziel einer konstanten Gesamtbevolkerung orien-
tiert. Ausgehend von netto konstant 300.000 Zuziigen pro Jahr wird nach
2010 der jahrliche Wanderungssaldo endogen so bestimmt, dass der ein-
setzende Bevolkerungsriickgang aufgehalten wird. In der langen Frist
erfordert ein solches Szenario Wanderungsgewinne von netto 500.000 bis
600.000 Personen jahrlich.

Hinsichtlich des Verteilung der Migranten nach dem Alter wird in
beiden Szenarien mit positiver Zuwanderung unterstellt, dass die 1996
beobachtete Altersstruktur des Wanderungssaldos weiterhin Bestand hat.
Migranten waren damit auch in Zukunft deutlich jlinger als der inléndi-
sche Bevélkerungsbestand. Im Ausgangsjahr waren netto 43,1 Prozent
der Zuwanderer im Alter zwischen 15 und 25 Jahren. Mehr als drei Vier-
tel der Zugewanderten waren junger als 30, mehr als 90 Prozent jiinger
als 40 Jahre.

Trotz der vorteilhaften demographischen Struktur der Einwanderer ist
der positive Einfluss von Migration auf die Bevolkerungsstruktur relativ
zur Dynamik des Alterungsprozesses gering. Bei AuBenwanderungssal-
den auf historischem Niveau wichst die Altenlast - gemessen am Ver-
haltnis der tiber 64-jahrigen zur Zahl der 18- bis 64-jahrigen — von 24
Prozent im Ausgangsjahr auf tiber 53 Prozent im Jahr 2050. Ohne Wan-
derungen wéren es dagegen rund 65 Prozent. Bedeutender als die Struk-
tureffekte der Einwanderung sind die Niveaueffekte. Wahrend die inlan-
dische Bevolkerung im hypothetischen Fall ohne Wanderungen bis zum
Jahr 2050 um fast ein Drittel abnimmt, erreicht der Bevélkerungsverlust
bei 200.000 Zuwanderern pro Jahr lediglich rund zehn Millionen.
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Im alternativen Szenario von den Bestand erhaltender Einwanderung
verharrt die Bevélkerung bei 84 Millionen. Trotz der sehr hohen Auf-
nahme von Einwanderern wird der Alterungsprozess allerdings nicht
entscheidend aufgehalten. Im Jahr 2050 ist die Altenlast mit 44,6 Prozent
zwar 20 Prozentpunkte geringer als bei einer Entwicklung ohne Wande-
rungen, aber immer noch fast doppelt so hoch wie im Ausgangsjahr. Die
Realisierung dieses trotzdem vergleichsweise giinstigen demographischen
Szenarios konnte zudem mit hohen sozialen Kosten verbunden sein. Die
erforderliche Zuwanderung erhéht den Auslanderanteil an der Bevélke-
rung von heute rund 9 Prozent auf itiber 28 Prozent im Jahr 2050. Bei
Wanderungssalden auf historischem Niveau verbleibt die Auslénder-
quote dagegen unter 20 Prozent.

2. Fiskalpolitische Parameter

Ausgangspunkt der fiir die Bestimmung von Generationenkonten fun-
damentalen Projektion der individuellen Nettosteuerzahlungen ist eine
Schatzung der geleisteten Steuerzahlungen und empfangenen Transfers
in Abhingigkeit vom Alter, die auf der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) des Jahres 1993 basiert. Weitere Informationen tiber die
relative fiskalische Position verschiedener Altersgruppen wurden auf der
Grundlage von Sozialversicherungsdaten [VDR (1997); BMA (1996)] und
Bildungsstatistiken [BBF (1998)] gewonnen®.

Insgesamt werden 33 verschiedene Steuern oder Transfers anhand von
Querschnittsprofilen auf die Altersgruppen verteilt. Auf der Einnahmen-
seite des intertemporalen Staatsbudgets werden die individuelle Belas-
tung durch Lohn- und Kapitaleinkommensteuer, Umsatzsteuer, verschie-
dene Verbrauchssteuern, Sozialversicherungsbeitrage sowie Seigniorage
berticksichtigt. Von den staatlichen Transfers gehen die Sozialversiche-
rungsleistungen, Beamtenpensionen, Sozialhilfe, Wohngeld, Jugendhilfe,
Kindergeld und staatliche Erziehungs- und Ausbildungsleistungen in
die Berechnungen ein. Die Konstruktion der Altersprofile geht im all-
gemeinen davon aus, dass die Inzidenz der beobachteten Zahlungsstréome
bei den statistisch ausgewiesenen Steuerzahler bzw. Transferempfanger
liegt.

4 Die Altersprofile unterscheiden soweit wie moglich zwischen den alten und
neuen Bundesldndern. Fir Ostdeutschland wird angenommen, dass der Aufhol-
prozess bis zum Jahr 2010 abgeschlossen ist. Zur Vereinfachung wird zudem
unterstellt, dass alle Auslander in Westdeutschland leben und alle Migranten in
den Westen ziehen.
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Weil die individuellen Querschnittsprofile als Folge von Datenunvoll-
kommenheiten mit den korrespondierenden Haushaltsaggregaten unter
Berticksichtigung der Bevolkerungsstruktur nicht unmittelbar konsistent
sind, wurden die abgeleiteten Steuer- und Transferprofile auf das Niveau
der im Ausgangsjahr beobachteten staatlichen Einnahmen und Ausgaben
reskaliert. Dabei fanden gem#B der von Raffelhiischen/Walliser (1999)
fiir die deutsche Generationenbilanzierung gesetzten Konventionen die
Budgets aller foderalen Ebenen einschlieBlich der Sozialversicherungen
und anderer Parafiski Beriicksichtigung.

Der in diesem Schritt gewonnene Satz von Steuer- und Transferprofi-
len unterscheidet die individuellen Nettosteuerlasten nicht nach Natio-
nalitat. Weil die EVS fiir die auslandische Bevolkerung in Deutschland
nicht repréisentativ ist, wurden ergénzend Informationen aus dem Sozio-
Okonomischen Panel (SOEP) herangezogen, um die relative fiskalische
Position der ansassigen Migranten im Vergleich zur deutschen Bevolke-
rung fir die einzelnen Steuern und Transfers zu schitzen. Auf Grund-
lage einer solchen Schatzung ist es moglich, die zuerst abgeleiteten Quer-
schnittsprofile zu zerlegen. Die Disaggregation beruht auf der Uberle-
gung, dass jedes Steuer- und Transferprofil fiir die Gesamtbevélkerung
ein gewogener Durchschnitt der Teilprofile fiir die einzelnen Bevolke-
rungsgruppen ist, der sich aus dem Bevolkerungsanteil und der relativen
fiskalischen Position der Teilbevolkerungen zusammensetzt.

Das zuvor dargestellte Prinzip wird in zwei Féllen durchbrochen. Da
das SOEP keine ausreichenden Informationen iiber individuelles Kon-
sumverhalten bereitstellt, 14sst sich die relative Position von Deutschen
und Migranten hinsichtlich der indirekten Steuerzahlungen nicht
bestimmen. Ersatzweise wurde unterstellt, dass das relative Konsumni-
veau der beiden Bevolkerungsgruppen ihrer relativen Position beim Ein-
kommen vor Steuern entspricht. Des weiteren wurde angenommen, dass
die ansassigen Migranten in gleichem Umfang Gesundheits- und Pflege-
leistungen in Anspruch nehmen wie die deutsche Bevoélkerung, weil
zuverlassige Informationen iiber Morbiditatsdifferentiale nach Nationali-
tat fehlen [Ulrich (1992)].

Den Konventionen der Generationenbilanzierung entsprechend werden
nach dem Ausgangsjahr alle individuellen Steuer- und Transferzahlun-
gen fiir die Teilbevolkerungen einem konstanten realen Wachstum unter-
worfen, das mit 1,5 Prozent pro Jahr dem durchschnittlichen Produktivi-
tatsfortschritt der letzten zwanzig Jahre entspricht. Hierdurch wird
erreicht, dass die Struktur der individuellen Nettosteuerzahlungen nach
dem Alter ebenso wie die relative fiskalische Position der unterschiede-
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nen Teilbevolkerungen unverindert bleibt. Kiinftige Verdnderungen der
Budgetaggregate sind lediglich das Resultat eines verdnderten Bevdlke-
rungsaufbaus. Der Status Quo der gegenwairtigen Fiskalpolitik wird
somit aufrecht erhalten®.

Offentliche Ausgaben, die nicht als persénlicher Transfer in die Gene-
rationenkonten eingehen, werden unabhingig von der Nationalitdt mit
gleichen Betridgen auf alle Altersjahrginge verteilt. Danach wird der
Staatsverbrauch unter der Annahme konstanten pro-Kopf-Wachstums
vorausberechnet. Durch dieses Vorgehen wird das Aggregat der Nicht-
Transferausgaben nur durch Verdnderungen der Gesamtbevolkerung,
nicht aber der Bevolkerungsstruktur beeinflusst. Diese — in der Genera-
tionenbilanzierung {ibliche — Sichtweise impliziert, dass jeder kiinftige
Zuwanderer den Staatsverbrauch um einen gleichen Betrag erhoht. Aus-
genommen von diesem Vorgehen sind staatlich bereitgestellte Bildungs-
leistungen, deren Wert auf die jungen Altersjahrginge gemall der Partizi-
pation im Bildungssystem verteilt wird. Unterschiede bei den Bildungs-
entscheidungen von Deutschen und Auslindern finden dabei auf
Grundlage von Informationen des SOEP Berticksichtigung.

In den Berechnungen werden kiinftiger Staatsverbrauch und kiinftige
Nettosteuerzahlungen mit einer Rate von 5 Prozent pro Jahr auf die
Gegenwart diskontiert. Die zu Beginn bestehende Staatsschuld, die in
die intertemporale Budgetrestriktion des Staates eingeht, betragt 3,524
Milliarden DM, bzw. 56.6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).

IV. Der intertemporale Beitrag der Zuwanderer
zum Staatshaushalt

1. Generationenkonten der deutschen und auslindischen
Wohnbevolkerung

Vor der Abschitzung der von kiinftiger Zuwanderung auf die inléndi-
sche Bevdlkerung ausgehenden fiskalischen Externalitiat werden im fol-

5 Um die Wirkungen der Fiskalpolitik auf Niveau und Altersverteilung der Net-
tosteuerzahlungen préziser abzubilden, wird die konstante Wachstumsanpassung
in wenigen Fillen modifiziert. Die Projektionen berticksichtigen die Abschaffung
der Vermogensteuer, Veranderungen der Sozialversicherungsbeitrédge, die Einfiih-
rung der Pflegeversicherung und den daraus folgenden Riickgang der Sozialhilfe-
ausgaben, die Absenkung des Solidaritatszuschlags sowie die Mehrwertsteuerer-
hohung in 1999. In allen Fiallen wurde unterstellt, dass die Reformen deutsche
Bevolkerung und Migranten im Verhéltnis ihrer in den Altersprofilen angegebenen
relativen fiskalischen Position betreffen.
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genden zunichst die Generationenkonten der aktuellen Migrantenbevol-
kerung im Vergleich mit den Nettosteuerzahlungen der Deutschen analy-
siert. Offensichtlich sind die fiskalisch relevanten Eigenschaften kiinfti-
ger Einwanderer nur schwer vorhersagbar. Es ist jedoch instruktiv anzu-
nehmen, dass kiinftige Einwanderer eher dem gegenwértigen Querschnitt
des Auslanderbestands in Deutschland als dem Querschnitt der deut-
schen Bevolkerung dhneln. Unter dieser Voraussetzung entsprechen die
Nettosteuerzahlungen von Migranten, die in einem bestimmten Alter ein-
wandern, tiber ihren verbleibenden Lebenszyklus in Deutschland gerade
dem Generationenkonto des hier lebenden Auslanderjahrgangs im glei-
chen Alter. Diese moglicherweise zu restriktive Annahme wird im spéte-
ren Verlauf der Analyse variiert.

Abbildung 1 zeigt die Generationenkonten fiir die im Ausgangsjahr
anséssige deutsche und auslandische Bevolkerung. Bei ihrer Interpreta-
tion ist zu beachten, dass die Generationenkonten fiir verschiedene
Altersjahrgiange nicht vergleichbar sind, weil die vorwérts gerichtete
Berechnungsweise vergangene Zahlungsstrome vernachlassigt. Innerhalb
einer Geburtskohorte ist ein Vergleich der Generationenkonten dagegen
zuléssig. Er erlaubt Aussagen iiber den relativen Beitrag der betrachte-
ten Teilbevolkerungen zum intertemporalen Budget des Staates. Sowohl
fiir die deutsche als auch fiir die auslandische Wohnbevélkerung ist in
Abbildung 1 ein charakteristisches Altersmuster bei den Generationen-
konten erkennbar.

Der Gegenwartswert der Nettosteuerzahlungen von Mitgliedern der im
Ausgangsjahr der Projektion geborenen Kohorte ist positiv, d.h. iiber den
gesamten Lebenszyklus iibersteigen die gezahlten Steuern die empfange-
nen Transfers. Je ndher eine Kohorte dem erwerbsfahigen Alter ist, desto
hoher ist ihr Generationenkonto, weil die in Kindheit und Jugend relativ
hohen Transfers zunehmend entfallen und die Steuerzahlungen im
Erwerbsleben weniger stark diskontiert werden. Die hochste verblei-
bende Nettosteuerlast wird fiir die Alterskohorten zwischen 20 und
25 Jahren gemessen. Am Beginn ihres Erwerbslebens stehend, sind diese
Kohorten mit den héchsten direkten und indirekten Steuerlasten kon-
frontiert, wihrend die hohen Transferleistungen im Rentenalter noch
weit entfernt liegen.

Fir altere Kohorten im erwerbsfahigen Alter kompensieren die Effekte
eines kiirzeren Erwerbslebens und geringere Diskontierung von Trans-
fers im Ruhestand die Wirkungen eines steigenden Einkommens. Die
Generationenkonten gehen kontinuierlich zuriick und werden im Alter
zwischen 50 und 55 Jahren negativ. Rentner erhalten iiber den verblei-
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Abbildung 1: Generationenkonten der deutschen und ausldndischen
Bevolkerung 1996

benden Lebenszyklus Rentenzahlungen und hohe Gesundheits- und Pfle-
geleistungen, zahlen aber wenig direkte Steuern. Daher sind ihre Gene-
rationenkonten — als Folge der rein vorwérts gerichteten Perspektive —
negativ und groB. Der allmé#hliche Riickgang der empfangenen Netto-
transfers bei den aktuellen Rentnerjahrgiangen reflektiert die mit steigen-
dem Alter abnehmende bedingte Lebenserwartung und zu einem gerin-
gen Teil Kohorteneffekte beim Rentenniveau.

Vergleicht man die deutsche und auslandische Wohnbevélkerung,
zeigen sich erhebliche Unterschiede der Generationenkonten in Abhé&n-
gigkeit vom Alter. Bei den im Ausgangsjahr Geborenen ist der Nettobei-
trag eines Migranten zum intertemporalen Staatsbudget mit 116.700 DM
um 30.000 DM kleiner als der eines Deutschen. Der Unterschied wird am
Beginn des Erwerbslebens noch gréfer. Bei den 20-jahrigen zahlt jeder
Ausléander bis zu seinem Lebensende 49.700 DM weniger Nettosteuern
als jeder Deutsche.

Fiir die Altersgruppen am Beginn des Lebenszyklus sind die Unter-
schiede der Generationenkonten nach Nationalitiat im wesentlichen auf
die ungiinstigeren Einkommensverhaltnisse der ausléandischen Bevilke-
rung zuriickzufiihren. Die ausldndische Wohnbevolkerung verdient weni-
ger als Deutsche, weil sie im Durchschnitt schlechter mit Humankapital
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ausgestattet ist. Dies gilt auch fir die Bevolkerung in den unteren
Altersklassen, die immer noch bei den hoheren Ausbildungsgéngen
unterreprasentiert ist, obwohl sich zu nicht geringen Teilen in Deutsch-
land sozialisiert wurde [Haisken-deNew/Biichel/Wagner (1997)]. Im Bar-
wert ist das Erwerbseinkommen vor Steuern iiber den Lebenszyklus, das
sich analog zu den Nettosteuern auf Grundlage von EVS und SOEP fiir
die Teilbevolkerungen berechnen lasst, bei Auslandern (424.200 DM)
rund 20 Prozent niedriger als bei Deutschen (528.500 DM)®. Beriicksich-
tigt man diese Einkommensunterschiede, sind die Nettosteuerlasten der
beiden Teilbevélkerungen dhnlich. Wahrend der Lebenszyklus-Einkom-
mensteuersatz fir Ausldnder 27,5 Prozent erreicht, liegt der Durch-
schnittsteuersatz fiir Deutsche bei 28,5 Prozent.

Tabellen 1 und 2 zeigen, wie sich die Generationenkonten nach Natio-
nalitat auf die verschiedenen Steuern und Transfers verteilen. Wegen
ihrer geringeren Erwerbseinkommen und einem kleineren Vermdégen in
hoheren Altersjahren zahlen die in Deutschland anséssigen Auslédnder
im Durchschnitt deutlich weniger Einkommensteuer und Sozialver-
sicherungsbeitrige, aber auch weniger indirekte Steuern’. Weil sich die
Migrantenbevolkerung in Berufen mit durchschnittlich geringeren Quali-
fikationsanforderungen konzentriert, unterliegt sie einem héheren Risiko
der Arbeitslosigkeit. Deshalb iibersteigen die von Auslédndern pro Kopf
empfangenen Transfers aus der Arbeitslosenversicherung die an Deut-
sche erbrachten Leistungen erheblich. Uber den vollstindigen Lebens-
zyklus empfiangt jeder Migrant (25.100 DM) um 65,1 Prozent hohere
Transfers wegen Arbeitslosigkeit als jeder Deutsche (15.200 DM). Dieses
Verhéltnis entspricht annahernd der um Unterschiede im Einkommensni-
veau korrigierten Relation der Arbeitslosenraten zwischen den Bevélke-
rungsgruppen im Ausgangsjahr.

Wie Abbildung 1 zeigt, iibersteigen bei den Altersjahrgéngen tiber 42
Jahre die Generationenkonten der Auslénder diejenigen der Deutschen.
Die relative Vorteilhaftigkeit der beiden Bevolkerungsgruppen fir das

6 Der gemessene Einkommensunterschied ist etwas groBer als von Schmidt
(1997) geschétzt.

7 Dieses Ergebnis ist tautologisch, weil die indirekte Steuerbelastung unter der
Annahme abgeleitet wurde, dass das Konsumniveau den relativen Einkommen von
Auslandern und Deutschen entspricht. Die hohen Kapitaleinkommensteuern bei
Auslandern stehen in deutlichem Kontrast zu Ergebnissen von Biichel/Frick
(2000). Weil das deutsche Einkommensteuersystem nur nach der Einkommenshoéhe
und nicht nach Einkommensquellen differenziert, wurden in den vorliegenden
Berechnungen Teile der Einkommensteuer — gemél der Kapitaleinkommensquote
am Volkseinkommen - als Steuer auf Kapital angerechnet.



141

Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland

00 8'e 00 0€T 44 LT €0 8T 00 80 00 9‘ce- 00T
00 g8 00 01 8e9 08 11 €9 20 6C 00 LY6- S6
00 6°0T 0‘0 8LS 8'96 £e1 LT ¥'6 €0 Sy 0‘0 P'LET- | 06
00 LTI 0‘0 LTL ¥'zel 8'9T 34 ¥'el ¥'0 L9 0‘0 6'6L1- | <8
00 P11 0‘0 9‘e8 2'es1 44 8'e €61 9‘0 8'6 0‘0 1‘cee- | 08
00 0TI 00 ¥'€6 1°6%g 9‘0¢ €9 992 60 071 90 g'0Le- | SL
00 g0t 00 LT10T £00¢ 10 L6 g‘se g1 961 €1 9'L0g- | 0L
00 ¥'6 €0 0'90T ¥'65¢ 16% T'¥1 1'% LT £6g ¥'e z'ove- | <9
00 16 g's S'%0T1 £'8gg ¥'s9 S'6T 2SS 0g y'oe S'PT g'e6g- | 09
00 €6 202 g'y01 6'€0g 1901 86z 199 £c g‘se 10% 9'T91- | &S
00 66 992 LP0T 6°€LT 6°09T 0‘ee ¥'6L 9T Lo¥ ¥'sL 162 0S
00 601 80¢ §'20T g'LET 6°012 10% 816 6C LYY 8601 §81T 54
10 g'el 44 686 6°€0¢ 1°16¢ 9'9¥ 8'10T1 1'e A4 8'IET 1'v€2 0%
80 LET (1524 866 18LT $'182 344 1601 1'e 334 8241 0'91€ ge
34 6'ST L'se S'z6 $'9681 ¥'e0g 9'98 0'eTT o‘e L'9% 1161 g'gLe 0g
€9 LLT 0°9¢ 888 g'eer 9'90¢ 6°8¢ £FIT LT 44 6'6¥T 1°€6¢ 14
g6 881 £ee £'y8 14281 2'68¢ 0°6¢ LTIT ¥ 1'8¢ 9'LET 9'6LE 0%
161 6°LT 192 ¥'8L 1.6 0°0S¢ 0°'€S 9'00T 0g 6'C¢ 9'LTI g'12e ST
112 S'LT ¥'1¢ 6°TL €28 £'€1¢ a4 L‘98 LT 082 866 9662 01T
g‘og 9'LT 08T 1'99 L'69 £'6LT £'gg 8€L g1 8eC T'y8 £'e0g S
g'oe 6°LT T'er £c9 8°8¢g €161 gee 229 g1 102 6°0L L'0sT 0

pre8siyeyos Buniayors Suntayors  Suniaydls | afenieq ojuoy

-INN PRSUYOA\ -I9AUSSO] -I9AdSS[Jd  -ILA[[eJU[) |-SSUNISYOIS  WIena)s I9N93S USWIWIONUS USUNIONUId | -Usuon}

‘-Iopury]  OJ[IY[RIZOS -S}BQIY ‘-USYURIS] ‘-USJUdY | -I9A[BIZOS -UONBIQISA -MomMIYSN aSerouSes  -Teydesy -S}18q Iy -eIDURY) | I93V

uaSunjsiofIaJsueLy, uadunqyeziona)s

(N 000T UI) 966T SIIYEfL SIP SUNIIH[0AIY IYISINJ(J ‘U UOHUIUOTIBIIUIN) IdP IMYNIS ‘T 21]29Q0],




Holger Bonin

142

0‘0 L'y 0‘0 0eT g1 S'T €0 6'T 0‘0 60 0‘0 £¥e- 001
0‘0 0'TT 0‘0 i 0‘ce 4 11 9's 2o 9g 0‘0 20L- G6
0‘o 0'sT 00 $'98 2'0s 8‘9 LT ¥‘8 2o (7 0‘o $'001- | 06
0‘o L91 00 $'69 0s9 88 4 021 ¥'0 29 0‘o 2'1e1- | <8
0‘o P'LT 00 2'6L 9‘e8 eI 8‘c 691 g‘o 88 0‘o L'8eT- | 08
0‘0 6°LT 0‘0 G'88 G'801 L1 19 ¥'€e L0 92T 0‘0 gLeT- | <L
0‘0 6°LT 0‘0 966 9'TET 8'LT 8's 11¢ 0'T G'LT 0‘0 6891 | oOL
0‘o 281 €0 L'86 LLST 44 Lg1 £'6¢ €1 922 €1 0‘sLT- | <9
0‘o 0‘02 181 G'86 1691 A4 gLl 9'L¥ 9'T L'92 €91 S'erI- | 09
0‘0 022 ¥'0¥ ¥'L6 6°9€T1 6°16 ¥'22 L9S 8'T 6‘0¢ 47 g'06- 4
0‘0 44 08¥ L‘96 €611 S'pET 182 6°L9 12 1'6e 169 $'0S 0S
0‘0 44 66% 966 S'701 2'891 6'ce 0°6L 4 8‘8¢ 968 16€T 54
0‘0 §'ee 8'eS 816 6°06 €012 2'6¢ 898 4 L0% 11T 9‘0€2 0%
1] 6'€T 288 6°L8 €'8L 2'6¥¢ 9'e¥ 916 4 6°0% 1921 g'soe 13
0'T 192 029 ¥'¥8 €L9 93Le 8'9¥ 0'%6 ¥'g 8'g¢ P1e1 T'L¥e 0€
T'e 44 0°LS g'18 G'LS 0°0L2 g'8¥ 1°66 12 g'se (424 9‘18¢ 14
1L ¥'€e £'6% 8'LL 6'8% £'05¢ y'8¥ 196 6'T g'1e 9'0TT 6'62¢ 02
g'er 9'12 £ey 9gL 9'1¥% 0°L1¢ 54 z'es 9'T 692 196 9'9L2 ST
€02 0‘02 g‘se 2'L9 g'ee $°c81 ¥'9¢ gL ¥'1 L'2e o7 y'e1g 0T
y'og 161 6°6% 129 863 Lgs1 80¢ €68 g1 161 6G9 L291 S

1°0¢ $'8T 168 6°T9 2'se 1621 6'62 0°0S 0'T 191 £6s L9TT 0

pre8siyeyos Suniayots Suntaydls Suniayols | a8esIaq 0juoy
-9 PRSUYOA -I9AUSSO] -19A989[Jd -I9A[[RIU[) [-sSuniayols  uIenays I9N9)S USUIWIONUIS USWIWIONUId | -Uauor}
‘-I9pUIS]  OJ[IY[BIZOS -SHAQIY ‘-USYURIS] ‘-UdIUdY | -I9A[BIZOS -UYONerqisp -jromiysy oSerorudeg -Tejidesy -SRIy | -ersusD | IV
uaSunjsivlIsuRLy, uaBun[yezIanajs

(N 000T UI) 9661 SIIYEf SOp SUNId[QAIY IYOSIPUR[SNY ‘UIJUOYUIUOIIBIIUIY) 1P INPYNI)S 7 9]]9QD




Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland 143

intertemporale Budget des Staates verschiebt sich, sobald die im Ruhe-
stand empfangenen hohen Transferleistungen die verbleibenden Steuer-
und Beitragszahlungen als Folge von Diskontierungseffekten dominieren.
Weil das individuelle Rentenniveau eng mit der Einkommensbiographie
verkntipft ist, erreichen die Rentenanspriiche des auslidndischen Bevélke-
rungsteils nur rund die Hilfte derjenigen der deutschen Bevolkerung.
Die Effekte einer typischerweise kiirzeren Erwerbsbiographie im Auf-
nahmeland und eines niedrigeren Einkommensniveaus kumulieren sich.

Die niedrigeren Renten bei Auslédndern werden auch durch die deut-
lich hohere Inanspruchnahme von Sozialhilfe nicht kompensiert. Insge-
samt bleiben am Beginn des Ruhestands im Alter 65 die tiber den ver-
bleibenden Lebenszyklus von Auslidndern empfangenen Transferleistun-
gen (175.000 DM) um 165.200 DM hinter den staatlichen Transfers an
Deutsche im gleichen Alter zuriick. Bei dlteren Jahrgiangen im Ruhestand
nimmt diese Differenz allm#hlich ab. Dennoch bleibt die aus der Finan-
zierungsperspektive des Staates vorteilhafte Position der Auslander, die
30 bis 40 Prozent niedrigere Transfers empfangen, erhalten.

2. Intertemporale Haushaltsiiberschiisse
nach Zuwandererkohorte

Um den Beitrag kiinftiger Migranten zum intertemporalen Budget des
Staates abzuschétzen, dienen die oben analysierten Generationenkonten
der ausldndischen Ausgangsbevilkerung im folgenden zunichst als Re-
ferenz. Bei der Berechnung der aggregierten Priméiriiberschiisse auf
Grundlage von Gleichung (3) erhilt jeder Zuwanderer in einer bestimm-
ten Altersklasse das Gewicht des Generationenkontos eines in Deutsch-
land anséssigen Auslénders in gleichem Alter, korrigiert um den Wachs-
tums- und Diskontfaktor in Abhéngigkeit vom Einwanderungsjahr. Um
den vollstindigen Einfluss kiinftiger Zuwanderer auf die Nachhaltig-
keitsliicke der Finanzpolitik zu bestimmen, miissen die zusatzlichen Net-
tosteuereinnahmen allerdings noch mit den durch Migration ausgelésten
Verianderungen bei den Staatsausgaben saldiert werden, die keinen per-
sonlichen Transfer darstellen.

Gibt man den Staatsverbrauch pro Kopf analog zu den Generationen-
konten als Barwert tiber den individuell verbleibenden Lebenszyklus an,
lasst sich der Beitrag der Zuwanderer zum intertemporalen Staatsbudget
kohortenspezifisch berechnen. Tabelle 3 stellt fiir verschiedene Alters-
jahrgiange die Generationenkonten der auslédndischen Ausgangsbevolke-
rung dem tUber den verbleibenden Lebenszyklus voraus berechneten
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Tabelle 3

Kohorteniiberschiisse, Auslindische Bevolkerung des Jahres 1996
(in 1000 DM)

Generatio- Staats- Kohorten- Generatio- Staats-  Kohorten-

Alter [ nenkonto verbrauch tiberschuss | Alter | nenkonto verbrauch tiberschuss
@) 2 (1-(2) ey 2) (12
0 116,7 236,8 -120,0 55 -50,5 85,3 -135,8
5 162,7 240,0 17,4 60 -142,5 75,4 -2117,9
10 213,4 216,3 -2,9 65 -175,0 65,4 -240,4
15 274,6 181,6 93,0 70 -168,9 55,3 -224,2
20 329,9 152,1 117,9 75 -1517,3 44,6 -201,8
25 351,6 136,9 2147 80 -138,7 34,8 -173,5
30 347,1 123,7 223,4 85 -121,2 26,9 -148,1
35 305,2 117,4 187,8 90 -100,4 20,4 -120,7
40 230,6 111,1 119,5 95 -170,2 14,7 -84,9
45 139,1 104,0 35,0 100 -24,3 5,1 -29,4

50 50,4 95,1 -44,7

Staatsverbrauch pro Kopf gegeniiber. Der Saldo beider GroBen ist der
intertemporale Uberschuss des Staates aus der Anwesenheit einer
Geburtskohorte. Unter den bislang getroffenen Annahmen sind die
Kohorteniiberschiisse fiir die auslandische Bestandsbevolkerung repri-
sentativ fiir die von kiinftigen Zuwanderern ausgelosten Veranderungen
im intertemporalen Staatshaushalt. Diese unterscheiden sich prinzipiell
nur durch den Wachstums- und Diskontfaktor®.

Beriicksichtigt man Verdnderungen im Staatsverbrauch, zeigt sich,
dass sehr junge Migranten, genauso wie die junge - ausléndische wie
deutsche - Ausgangsbevélkerung, intertemporal eine Belastung fiir den
Staatshaushalt darstellen. Die positiven Nettosteuerzahlungen reichen
nicht aus, den iiber den verbleibenden Lebenszyklus im Aufnahmeland
anfallenden Staatsverbrauch zu finanzieren. Beispielsweise vergrofBert
jeder Migrant, der bereits im Jahr seiner Geburt einwandert, die Nach-
haltigkeitsliicke der Finanzpolitik um 120.000 DM. Vom Alter 11 an

8 Geringfiigige Abweichungen ergeben sich als Folge der steigenden Lebenser-
wartung und den unterschiedlichen Wirkungen der modellierten finanzpolitischen
Anderungen.
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{ibersteigen die verbleibenden Nettosteuerzahlungen von Zuwanderern
den nach Ankunft im Aufnahmeland zugerechneten Staatsverbrauch.

Der grofite intertemporale Budgetiiberschuss wird fiir Kohorten, die
etwa im Alter von 30 Jahren zuwandern, gemessen. Unter den Bedingun-
gen der aktuellen Finanzpolitik trégt jeder Migrant in dieser Alters-
klasse rund 224.000 DM zur Verringerung der Nachhaltigkeitsliicke bei.
Fiir sdltere Einwanderer fallen die Kohorteniiberschiisse wieder, weil ihre
Generationenkonten schneller abnehmen als der in Abhéngigkeit von
der bedingten Lebenserwartung zugerechnete Staatsverbrauch. Dennoch
bleibt der Lebenszyklusbeitrag von Einwanderern zum Staatshaushalt
bis zum Alter von 48 Jahren insgesamt positiv. Erst dltere Einwanderer
sind wieder eine fiskalische Last fiir den 6ffentlichen Sektor, weil sie nur
noch wenig Steuern zahlen, aber in der Tendenz hohe Transferanspriiche
geltend machen.

Wenn die hier verwendete Referenz zutreffend ist, d.h. wenn die Netto-
steuerzahlungen kiinftiger Zuwanderer tatsdchlich denen des gegenwér-
tigen Querschnitts an Ausléandern in Deutschland entsprechen, und wenn
die Anwesenheit von Migranten tatsachlich den Staatsverbrauch in einer
konstanten Proportion erhéht, legt die Analyse der Kohortentiberschiisse
nahe, dass Einwanderer im Alter zwischen 11 und 47 besonders vorteil-
haft fiir die inlandische Bevoélkerung sind. Die fiir diese Gruppe gemesse-
nen Kohorteniiberschiisse reduzieren unmittelbar eine Nachhaltigkeits-
liicke in der intertemporalen Budgetrestriktion des Staates.

Gegenwartig vollzieht sich der weitaus gréfte Teil der (Netto-)Zuwan-
derung in diesem fiskalisch gilinstigen Altersbereich. Im Ausgangsjahr
der Berechnungen 1996 gehorten 77,5 Prozent der Migranten zu den Al-
tersgruppen mit positivem Kohorteniiberschuss. Wegen dieser giinstigen
Altersstruktur ist fiskalische Externalitat von Migration im Durchschnitt
positiv: unter Berticksichtigung der Altersstruktur des AuBenwande-
rungssaldos betréagt der intertemporale Haushaltsiiberschuss durch einen
reprasentativen Zuwanderer 103.900 DM. In welchem Umfang sich hier-
durch die langfristige Tragfihigkeit der Fiskalpolitik verbessert, ist
Gegenstand des folgenden Abschnitts.

3. Nachhaltigkeitsgewinne der inldndischen Bevélkerung
bei Migration

Nach der Analyse der mit Zuwanderung verbundenen kohortenspezifi-
schen Uberschiisse im intertemporalen Staatsbudget kann nun die Aus-
gangsfrage dieses Beitrags beantwortet werden: In welchem Umfang

10 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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Tabelle 4
Einwanderung und finanzpolitische Nachhaltigkeit
Nettosteuersatz®
Wanderungs- Nach- Geburts- Geburts- Veridnde- Pauschal-
szenario haltigkeits-  jahr jahr rung steuer®
lucke?® 1996  nach 1996

Keine Wanderungen 6,1 28,5 95,9 67,4 2.540
200.000 Zuziige netto 5,0 28,5 72,0 43,5 2.140
Konstante Bevolkerung 4,3 28,5 59,3 30,8 1.870

2 In Prozent des jahrlichen BIP.
® Generationenkonto als Anteil des Lebenszykluseinkommens im Barwert.
¢ Zum Ausgleich der Nachhaltigkeitsliicke erforderlicher Steuerbetrag pro Kopf und Jahr.

tragt Zuwanderung langfristig dazu bei, die fiskalischen Belastungen der
einheimischen Bevolkerung zu verringern? Tabelle 4, in der alternative
Nachhaltigkeitsindikatoren der Generationenbilanzierung fiir verschie-
dene Bevolkerungsszenarien zusammengefasst sind, erlaubt eine Antwort
auf diese Frage.

Zunichst zeigt sich, dass die Nachhaltigkeit der Finanzpolitik in
Deutschland derzeit nicht gewé&hrleistet ist. Im Referenzfall ohne
Zuwanderung betragt die Nachhaltigkeitsliicke, die bei Fortfiihrung der
gegenwiartigen Einnahmen- und Ausgabenniveaus kumuliert wird,
6,1 Prozent des kiinftigen BIP pro Jahr. Dies bedeutet, dass der jahrliche
primére Saldo der 6ffentlichen Haushalte sofort und fiir alle Zukunft in
einer GroBenordnung von 6,1 Prozent des BIP verbessert werden miisste,
um die Zahlungsfihigkeit des Staats langfristig zu sichern.

Wird die Steuererhthung zur Finanzierung der Nachhaltigkeitsliicke
gleichmé&Big bei allen nach dem Ausgangsjahr geborenen Generationen
vorgenommen, fiihrt dies zu einem erheblichen Ungleichgewicht der
Steuerlasten. Kiinftige Geburtskohorten sind mit einem um 67,4 Prozent-
punkte hoheren Durchschnittssteuersatz auf ihre Erwerbseinkommen
belastet als die im Ausgangsjahr Geborenen. Wird die Anpassungslast
dagegen in Form einer Pauschalsteuer an alle Generationen weitergege-
ben, ist ein Steuersatz von 2.540 DM pro Kopf und Jahr erforderlich.
Das Ergebnis, dass in Deutschland eine erhebliche Nachhaltigkeitsliicke
besteht, die wesentlich auf den gesellschaftlichen Alterungsprozess und
die Folgekosten der Wiedervereinigung zuriickzufithren ist, ist seit
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Gokhale/Raffelhiischen/Walliser (1995) ein etabliertes Resultat der Gene-
rationenbilanzierung.

Wie Tabelle 4 zeigt, ist die Verbesserung der langfristigen fiskalischen
Tragfahigkeit durch Migration substantiell. Bei einem Zustrom von
200.000 Einwanderern netto jahrlich fallt die Nachhaltigkeitsliicke auf
5,0 Prozent des BIP. Noch deutlicher sind die Gewinne der inlandischen
Bevolkerung aus Migration, wenn man die Verdnderungen der indivi-
duellen Finanzierungslasten zur Deckung der Nachhaltigkeitsliicke
betrachtet. Verglichen mit einer Situation ohne Wanderungen nimmt die
Steuerlast der betroffenen Jahrginge, wenn die Nachhaltigkeitsliicke
allein auf kiinftige Generationen verteilt wird, um 23,9 Prozentpunkte
ab. Absolut erhéhen sich damit die Konsumméglichkeiten um
125.700 DM pro Kopf. Wird alternativ die notwendige Steuererhchung
pauschal auf alle Generationen verteilt, steigt das Einkommen nach
Steuern der inléandischen Bevolkerung bei mittlerer Zuwanderung um
400 DM pro Kopf und Jahr.

Das qualitative Ergebnis, dass der Zuwanderungsgewinn fiir die Ein-
heimischen positiv und grof ist, ist fiir einen groBen Bereich sinnvoller
Wachstums- und Diskontfaktoren robust. Fiir Wachstumsraten zwischen
1 und 2 Prozent und Diskontraten zwischen 4 und 6 Prozent schwankt
der Zuwanderungsgewinn der Inldnder zwischen 98.600 DM und
185.200 DM bei Verteilung auf kiinftige Generationen, und von 290 DM
bis 620 DM pro Kopf und Jahr bei Verteilung auf alle Generationen.
Migration allein kann die Nachhaltigkeit der Finanzpolitik jedoch nicht
herstellen. Selbst bei den Bevélkerungsbestand erhaltender Zuwande-
rung verbleibt eine Nachhaltigkeitsliicke von 4,3 Prozent des jahrlichen
BIP. Die zur fiskalischen Tragfahigkeit zusatzlich erforderliche jahrliche
Pauschalsteuer fallt gegeniiber dem mittleren Wanderungsszenario zwar
um weitere 270 DM, betragt aber immer noch 1.870 DM.

4. Sensitivitdtsanalyse

Die zuvor abgeleiteten Nachhaltigkeitseffekte der Migration beruhen
auf der Annahme, dass die fiir die Steuerzahlungen und den Transfer-
bezug relevanten Charakteristika kiinftiger Einwanderergenerationen
denen der aktuellen auslédndischen Bevélkerung dhneln, die im Durch-
schnitt schon seit mehr als zehn Jahren in Deutschland lebt. Dieses Vor-
gehen ist zum einen deshalb problematisch, weil die gewiahlte Referenz
den Integrationsprozess der Zuwanderer in die Aufnahmegesellschaft
vernachlidssigt. Weil die geleisteten Nettosteuerzahlungen eng mit dem

10*
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individuellen Erwerbseinkommen verbunden sind, kénnten die positiven
fiskalischen Externalitdten durch Migration systematisch tiberschitzt
werden, wenn die Assimilation der Einwanderer am Arbeitsmarkt nur
nach einer Anpassungsphase erreicht wird.

Des weiteren lasst sich an der gewéhlten Referenz kritisieren, dass sich
die Zusammensetzung der Einwanderer im Zeitablauf qualitativ ver-
andert hat. Der aktuelle Zustrom von - dauerhaften - Einwanderern
besteht iberwiegend aus EU-Auslandern, Aussiedlern, Familiennachzii-
gen und anerkannten Fliichtlingen. Seine sozio-6konomischen Charakte-
ristika unterscheiden sich erheblich von der Auslinderbevolkerung, die
zu einem nicht geringen Teil aus den Gastarbeitern der 60er und 70er
Jahre hervorgegangen ist. Die Qualitat der Zuwanderer koénnte sich in
Zukunft weiter verdndern, wenn sich die Haltung der deutschen Gesell-
schaft gegeniiber migrationspolitischen Fragestellungen wandelt [Miinz/
Seifert/Ulrich (1999)].

Um diesen Einwinden Rechnung zu tragen, wird im folgenden die
Robustheit der fiskalischen Externalititen aus Migration getestet, indem
alternative Spezifikationen fiir die den Zuwanderern zugerechneten Net-
tosteuern verwendet werden. Dabei wird jeweils der Fall mittlerer
Wanderungsgewinne betrachtet. Ein erster Sensitivitdtstest dient dazu,
die potenziellen Nettosteuerzahlungen wihrend einer Integrationsperiode
der Einwanderer abzubilden. Die Phase nach Ankunft im Aufnahmeland
ist in der Tendenz dadurch charakterisiert, dass die gezahlten Steuern
der Einwanderer gering sind, wahrend eine tiiberdurchschnittliche
Abhingigkeit von staatlichen Transfers besteht®.

Um diese Tatsache zu modellieren, wird stilisierend unterstellt, dass
Einwanderer nach ihrer Ankunft Gesundheitsleistungen, Kinder bezo-
gene Transfers und staatliche Bildungseinrichtungen sofort in gleichem
Umfang in Anspruch nehmen wie die derzeitige ausldndische Bevolke-
rung. Die altersspezifischen Zahlungen von Steuern und allen {ibrigen
Transfers werden ausgehend von Null nach Ankunft tiber die Dauer der
Integrationsphase hinweg schrittweise an das beim ausléandischen Bevol-
kerungsbestand beobachtete Niveau angepasst. SchlieBlich wird ange-
nommen, dass Einwanderer in der Integrationsphase erhéhte Sozialhilfe-
leistungen in Anspruch nehmen!’. Bei den betroffenen Steuern und
Transfers erfolgt die Assimilation entlang logarithmischer Trends, so

9 Vgl. Seifert (1997) und Dustmann (1996).

10 In der Periode nach Ankunft leben Einwanderer annahmegemafl ausschlief3-
lich von Sozialtransfers in Hohe des Existenzminimums. Die Steuerzahlungen
beschranken sich auf die fiir den Konsum zu entrichteten indirekten Steuern. Am
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Tabelle 5

Fiskalische Entlastung der Inlinder in Abhéngigkeit vom Kohorteniiberschuss
der Migranten (Netto-Zuwanderung 200.000)

Kohorteniiberschuss ~ Entlastung durch Zuwanderung®

Szenario représentativer Zukiinftige Pauschalsteuer®
Einwanderer Generationen®

Dauer der Integration

Sofort 103.900 125.700 400
2 Jahre 86.700 122.100 380
6 Jahre 52.900 108.400 280

12 Jahre -8.000 82.300 110

Selektive Zuwanderung

Deutsches
Qualifikationsniveau 127.900 156.500 570
Jingere Altersstruktur 118.900 130.000 440

# Verianderung der Nettosteuerzahlungen gegentiber Situation ohne Wanderungen.
® Verteilung des Zuwanderungsgewinns auf nach 1996 geborene Inlinder.
¢ Verteilung des Zuwanderungsgewinns als konstante Zahlung pro Kopf und Jahr.

dass der relativ grofite Teil der Anpassung auf die ersten Jahre des Inte-
grationsprozesses entfillt.

Der durch die obigen Annahmen beschriebene stilisierte Prozess einer
fiskalischen Assimilation reduziert die gemessenen Kohorteniiberschiisse
insbesondere fiir Einwanderer im erwerbsfahigen Alter. Beriicksichtigt
man eine Integrationsphase, verkiirzt sich die Erwerbsbiographie im
Aufnahmeland. Die verbleibenden Einkommensteuerzahlungen vor allem
dlterer Zuwanderer verringern sich erheblich. Kohortendefizite treten in
der Tendenz schon bei jiingeren Einwanderern auf. Gleichzeitig entsteht
der maximale Kohorteniiberschuss in um so jiingeren Zuwandererjahr-
gangen, je langer die fiskalische Assimilation benoétigt.

Tabelle 5 fasst die Wirkungen einer Integrationsphase auf den Kohor-
tentiberschuss eines repréasentativen Migranten in Abhéngigkeit von der
unterstellten Dauer des Assimilationsprozesses sowie die damit verbun-
dene Veranderung der Gewinne aus Migration fiir die inldndische Bevol-
kerung zusammen. Benétigt das AufschlieBen kiinftiger Migranten zur

Ende des Integrationsprozesses fillt der auBerordentliche soziale Unterstiitzungs-
betrag auf Null.
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steuerlichen Leistungsfahigkeit der ansissigen ausldndischen Bevolke-
rung beispielsweise zwei Jahre, fillt der intertemporale Beitrag pro Ein-
wanderer von 103.900 DM auf 86.700 DM. Entsprechend kleiner ist die
positive fiskalischen Externalitit fiir die einheimische Bevélkerung. Die
zuséatzliche Belastung ist allerdings gering: Um die Nachhaltigkeitsliicke
zu schliefen, miissen nach dem Ausgangsjahr geborene Generationen pro
Kopf 3.600 DM hohere Steuern zahlen. Dies korrespondiert zu einer pau-
schalen Kopfsteuer fiir alle Generationen von gerade 20 DM pro Jahr.

Die Immigrationsgewinne fiir die inlandische Bevolkerung gehen deut-
licher zuriick, wenn die Integration der kiinftigen Einwanderer mehr Zeit
in Anspruch nimmt. Die Abnahme des fiir den reprasentativen Zuwande-
rer gemessenen Kohorteniiberschusses ist dabei wegen der zugrunde-
liegenden logarithmischen Trendanpassungen nicht linear. Der durch-
schnittliche Beitrag der Migranten iiber ihren verbleibenden Lebens-
zyklus in Deutschland wird erstmals negativ, wenn der fiskalische
Aufholprozess 12 Jahre benétigt. Jeder Einwanderer vergré8ert die Nach-
haltigkeitsliicke im Durchschnitt um 8.000 DM. Dennoch wird die inlan-
dische Bevélkerung durch Migration auch in diesem Fall immer noch
deutlich entlastet. Dies liegt daran, dass mit der Anwesenheit von Zuwan-
derern die Zahl der potentiellen Steuerzahler, auf die die intertemporalen
Verbindlichkeiten des Staates aufgeteilt werden kénnen, zunimmt.

Als Folge dieses demographischen Effekts geht die Steuerlast kiinftiger
Generationen gegentiber einer Situation ohne Zuwanderungen pro Kopf
um 82.300 DM zuriick. Dieser Betrag erfasst ndherungsweise den indi-
rekten demographischen Entlastungseffekt der Migration, weil in der
betrachteten Konstellation die Nachhaltigkeitsliicke gegeniiber dem in
Abschnitt 4.3 betrachteten Referenzfall fast unveréndert bleibt. Der
langfristige demographische Impuls ist demnach fiir etwa zwei Drittel
der positiven fiskalischen Externalitiat bei Migration verantwortlich.
Wird die Nachhaltigkeitsliicke gleichmé&Big auf gegenwirtige und
zukiinftige Generationen verteilt, ist der demographische Entlastungsef-
fekt hingegen weniger bedeutend. Dies folgt daraus, dass der Bevolke-
rungsanteil der Migranten an der Gesamtbevolkerung relativ kleiner ist
als der Anteil der Nachkommen von Einwanderern an den zukiinftig
nachwachsenden Generationen.

Auch wenn die indirekten demographischen Effekte auf die Besteue-
rungsbasis bedeutsam sind, verdeutlichen die Integrationsexperimente,
dass die Geschwindigkeit des fiskalischen Assimilationsprozesses eine
entscheidende Determinante der Vorteilhaftigkeit von Immigration fiir
die Aufnahmegesellschaft ist. Eine rasche Anpassung der individuellen
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Steuerzahlungen und Transferbezilige der Zuwanderer setzt die erfolgrei-
che Integration in den Arbeitsmarkt voraus. Evidenz aus klassischen
Einwanderungsldndern legt nahe, dass sich der Arbeitsmarkterfolg der
Einwanderer durch Strategien selektiver Migrationspolitik verbessern
lasst [Miller (1999)]. Eigenschaften, die in dieser Hinsicht besonders
wichtige Auswahlkriterien abgeben, sind Alter und Qualifikation der
Zuwanderer. Die abschlieBenden Sensitivitidtstests sollen abschétzen,
inwieweit sich die fiskalischen Zuwanderungsgewinne der inlandischen
Bevolkerung durch selektive Migrationspolitik verbessern lassen.

In einem ersten Experiment wird unterstellt, dass das durchschnittli-
che Qualifikationsniveau kiinftiger Zuwanderer dasjenige der deutschen
Bevolkerung angehoben werden kann. Unter dieser Voraussetzung kénn-
ten die Kohortentiberschiisse der kiinftigen Zuwanderer im gilinstigsten
Fall denen des deutschen Bevélkerungsquerschnitts am Beginn der Pro-
jektion entsprechen. Gewichtet man zukiinftige Zuwanderer in der inter-
temporalen Budgetrestriktion des Staates mit den Nettosteuerniveaus
der Deutschen, erhéhen sich die Migrationsgewinne deutlich. Wie
Tabelle 5 zeigt, vergroflert sich der Kohorteniiberschuss fiir einen repra-
sentativen Zuwanderer um rund ein Viertel auf 127.900 DM. Entspre-
chend nimmt die Entlastung der inlandischen Bevélkerung durch Migra-
tion zu: Der Wanderungsgewinn steigt auf 156.500 DM pro Kopf zukiinf-
tiger Geburtsjahrgénge. 30.800 DM hiervon sind auf die hthere Qualitét
der Zuwanderer zurtickzufiihren. Jihrlich betrédgt der Gewinn aus einer
qualitatsorientierten Zuwanderungspolitik pro Kopf der inléndischen
Bevolkerung 170 DM.

Ein zweites Experiment isoliert die Effekte einer Auswahl der Zuwan-
derer nach dem Alter. Es wird unterstellt, dass sich die Anzahl der
Zuwanderer in der Altersgruppe von 20 bis 35 Jahre, die die hdchsten
Kohorteniiberschiisse aufweist, um 20 Prozent erhoht, wéihrend die
Gesamtzahl der Zuwanderer unverindert bleibt. Tabelle 5 zeigt, dass die
zusétzlich moglichen Gewinne aus einer altersorientierten Politik ver-
gleichsweise gering sind. Obwohl der Kohortentiiberschuss je Zuwanderer
um 15.000 DM steigt, werden zukiinftige inldndische Generationen beim
Ausgleich der Nachhaltigkeitsliicke zusatzlich nur um 4.300 DM entlas-
tet. Offensichtlich werden die positiven direkten fiskalischen Effekte bei
jungeren Migranten durch ungiinstige indirekte demographische Effekte
teilweise aufgehoben. Diesem Ergebnis zufolge stellt die Selbstselektion
unter den Einwanderern eine fiskalisch bereits sehr vorteilhafte Alters-
struktur sicher. Daher bleibt fiir aktive Zuwanderungssteuerung wenig
Spielraum.
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V. Schlussfolgerungen

Die Perspektive der Generationenbilanzierung liefert eine Reihe wich-
tiger Einsichten iiber die Bedeutung von Immigration fiir die langfristige
Tragfahigkeit der Finanzpolitik in Deutschland. Zunichst ist festzuhal-
ten, dass auch Zuwanderung auf hohem Niveau nicht ausreicht, die
Nachhaltigkeit der gegenwartigen Einnahmen- und Ausgabenniveaus der
offentlichen Haushalte zu sichern. Die Ergebnisse der Generationenbi-
lanzierung zeigen, dass bei Fortfithrung der gegenwirtigen Finanzpolitik
eine erhebliche intertemporale Finanzierungsliicke selbst dann entsteht,
wenn der Bevolkerungsriickgang durch Zuwanderung langfristig aufge-
halten wird. Der ungedeckte intertemporale Ausgabeniiberschuss des
Staates erfordert eine merkliche Erhohung der Nettosteuerlasten heuti-
ger oder kiinftiger Generationen.

Dennoch erscheinen die Gewinne der inléandischen Bevolkerung aus
Zuwanderung, wenn man die Nettosteuerzahlungen der heute in
Deutschland lebenden Migrantenbevolkerung als Referenz heranzieht,
substantiell. Bei jahrlicher Zuwanderung von 200.000 Personen netto
weist die Generationenbilanzierung fiir die einheimische Bevoélkerung
einen Wanderungsgewinn von 400 DM pro Kopf und Jahr aus. Diese
positive fiskalische Externalitat speist sich aus zwei Quellen: Zum einen
gewihrleistet die vorteilhafte demographische Struktur der Zuwanderer,
die in Altersgruppen am Beginn des Erwerbslebens konzentriert sind,
dass die Zahlungen der Migranten zum Staatshaushalt iiber ihren
Lebenszyklus im Aufnahmeland im Durchschnitt selbst dann positiv
sind, wenn man einen wanderungsbedingten Anstieg des Staatsver-
brauchs dagegen aufrechnet. Die Altersstruktureffekte gleichen die im
Vergleich zur deutschen Bevilkerung geringeren Nettosteuerzahlungen
der Zuwanderer bei weitem aus.

Zum anderen erhéht Einwanderung die Zahl der Steuerzahler, auf die
zur Tilgung der gegenwartig bestehenden intertemporalen Verbindlich-
keiten des Staates notwendige Einnahmenerhéhungen verteilt werden
koénnen. Durch die Verbreiterung des Besteuerungsbasis sinkt die indivi-
duelle Steuerbelastung der inldndischen Bevolkerung. Dieser indirekte
demographische Effekt ist, in Abhingigkeit von der verfolgten Politik
zur Wiederherstellung finanzpolitischer Nachhaltigkeit, moglicherweise
sogar bedeutsamer als der unmittelbare Finanzierungsbeitrag der
Zuwanderer zum intertemporalen Staatsbudget.

Die Entlastung der einheimischen Bevélkerung geht zuriick, wenn sich
die Nettosteuerzahlungen der Zuwanderer nur langsam an das Niveau
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der Aufnahmegesellschaft anpassen. Die Entscheidung fiir eine aktive
Migrationspolitik, die eine Auswahl der Zuwanderungswilligen nach
Qualifikation vornimmt und die rasche Integration der Einwanderer in
den Arbeitsmarkt férdert, konnte daher erheblich zur Verbesserung der
Nachhaltigkeit der Finanzpolitik in Deutschland beitragen.
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Abstract

The Fiscal Impact of Immigration to Germany:
A Generational Accounting Analysis

By Holger Bonin

The paper employs generational accounting to analyze the intertemporal fiscal
impact of immigration to Germany. Generational accounts for native and alien
residents are distinguished to assess what might be the lifetime net tax payments
of prospective immigrants after arrival. Supposed future immigrants resemble the
current migrant population in Germany, the fiscal externality on the incumbent
population due to immigration is found positive and large. Further, immigration
probably reduces generational redistribution through demographic aging even if
migrants assimilate slowly fiscally. However, while selective immigration policy
could raise the average migrant surplus to the intertemporal government budget,
it cannot restore fiscal sustainability.
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Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland:
Eine Generationenbilanz

Korreferat zu Holger Bonin

Von Felix Biuichel, Berlin

In seinem Beitrag untersucht Bonin den gesamtfiskalischen Effekt' der
Zuwanderung nach (West-) Deutschland. Betrachtet wird die langfristige
Tragfahigkeit des gesamten Staatsbudgets. Hierzu wird das von Auer-
bach et al. (1991, 1992) entwickelte Konzept der Generationenbilanzie-
rung eingesetzt. Dieses Verfahren basiert auf einer intertemporalen Bud-
getierungsmethode, die die Nettosteuerlasten aller gegenwartigen und
zukilinftigen Generationen tber ihren Lebenszyklus erfaft. Ablett (1997)
nutzt dieses Verfahren erstmals fiir die Analyse einer durch Zuwande-
rung wachsenden Bevélkerung, unterstellt allerdings noch vereinfachend
fir Zuwanderer und einheimische Bevélkerung gleich strukturierte
Steuer- und Transferzahlungen. Damit kann Ablett nur rein demographi-
sche Effekte messen. Ahnlich wie Auerbach/Oreopoulos (1999) unter-
scheidet nun Bonin in einer Modellerweiterung die von zukiinftigen
Immigranten und deren Nachkommen ausgelosten Einnahmen- und Aus-
gabenstrome strukturell von denen der ansdssigen Bevolkerung. Dies
ermoglicht eine Beantwortung der wichtigen Frage, ob Zuwanderung in
einer langfristigen Betrachtung die Staatsfinanzen per Saldo belastet
oder im Gegenteil entlastet. Bonin kommt nach Durchfithrung seiner
Untersuchung zu dem eindeutigen Schluf}, dal letzteres zutrifft — selbst
wenn ein ungilinstiges Szenario aus einer Vielzahl von denkbaren Para-
meterkonstellationen gewahlt wird.

Bonins Analyse leistet einen methodologisch innovativen Beitrag in dem
bislang nur schwach besetzten, aber stark expandierenden Forschungs-
feld der Kosten-/Nutzenabschitzung von Zuwanderung — ein Untersu-
chungsgegenstand, der auch innenpolitisch von erheblicher Bedeutung
ist. Insgesamt ist die Darstellung der Analyse schliissig. Bemerkenswert
ist die Tatsache, da Bonin — im Gegensatz zu anderen Produzenten von

1 (unter EinschluBl des Systems der umlagefinanzierten Sozialversicherungen).
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Simulationen - der Versuchung widersteht, allzu simple Modellannah-
men zu wihlen, sondern im Gegenteil teilweise akribisch versucht, wich-
tige Modellparameter empirisch zu bestimmen. Das Gesamtergebnis
eines positiven fiskalischen Effekts der Zuwanderung erscheint plausi-
bel, ist es doch kompatibel zu Befunden anderer empirischer Studien,
die mit anderen Untersuchungsdesigns zur Einschitzung gelangen, die
Zuwanderer stellten — zumindest mittel- und langfristig — in verschiede-
nen Teilbereichen des Steuer- und Transfersystems zumindest keine
Belastung, in einzelnen Dimensionen sogar eher eine Entlastung dar (vgl.
z.B. LaLonde/Topel 1991, Rurup/Sesselmeier 1994, Simon 1996, Weber/
Straubhaar 1996, Biichel et al. 1997, Bird et al. 1999, Biichel/Frick 2000).
Damit leistet der Artikel auch einen wichtigen Beitrag dazu, bestehende
Vorurteile gegeniiber dem Phédnomen der Zuwanderung abzubauen.

Ungeachtet der sehr positiven Gesamteinschiatzung des diskutierten
Beitrags werden im folgenden einige Punkte angesprochen, die nach Auf-
fassung des Korreferenten diskussionsbediirftig sind.

Der fiir die Einleitung gewahlte Einstieg {iber den Aspekt der sich
ungiinstig entwickelnden Altersstruktur in Deutschland ist vielleicht
nicht der optimale, da unbestritten sein diirfte, dafl dieses demographi-
sche (und damit auch das finanzielle) Problem realistischerweise nicht
allein durch Zuwanderung geldst, sondern allenfalls leicht abgeschwécht
werden kann (vgl. hierzu eindriicklich: UNPD 2000). Naheliegender ware
ein Bezug zur anstehenden EU-Osterweiterung und die damit erwarteten
(bzw. von vielen: befiirchteten) Migrationsstréme nach Westeuropa.

Hinsichtlich der zitierten Literatur erscheint der Umstand, dal Auer-
bach/Oreopoulos (1999) mit einem &hnlichen Untersuchungsdesign fir
die USA nur geringfiigige positive Zuwanderungseffekte ermitteln, vor
dem Hintergrund der von Bonin prasentierten Ergebnisse erkldrungsbe-
diirftig. Die Frage, wie es zu diesem unterschiedlichen Ergebnismuster
kommen kann, bleibt unbeantwortet.

Jede Art von Modellsimulation mit weitem Zeithorizont, wie sie in dem
besprochenen Papier realisiert wird, bietet der Kritik mit der Festlegung
auf exogen gesetzte Modellparameter bzw. Modellannahmen eine offene
Flanke. Es wire beckmesserisch, hier ins Detail zu gehen.? Dennoch soll

2 Beispielsweise kénnte man dafiir plddieren, bei der Abschitzung der indirek-
ten Steuerzahlungen von Deutschen und Auslindern nicht auf die relative Ein-
kommensposition vor Steuern, sondern auf jene nach Steuern zu rekurrieren. Man
konnte auch alternativ vorschlagen, das unterschiedliche Konsumverhalten von
Deutschen und Ausléandern direkt Uber die unterschiedlichen Sparquoten unter
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im folgenden ein besonders wichtiger Aspekt thematisiert werden, der
durchaus einen nennenswerten EinfluB auf die ermittelten Ergebnisse
haben konnte.

Im verwendeten Modell wird davon ausgegangen, daBl (zukiinftige)
Zuwanderer-Alterskohorten hinsichtlich sozialer Struktur und ékonomi-
schem Verhalten mit den entsprechenden Alterskohorten der bereits
heute in Deutschland beobachtbaren Auslédnder iibereinstimmen. Damit
wird der Assimilierungsproze der in Deutschland lebenden Auslinder,
der vom Zeitpunkt des Zuzugs bis zum aktuellen Beobachtungszeitpunkt
durchlaufen wurde, ignoriert. Dies diirfte dazu fithren, daB soziale
Struktur und 6konomisches Verhalten zukiinftiger Einwanderer systema-
tisch positiv tiberschétzt werden (und damit auch das Ergebnis des
Netto-Beitrags der Zuwanderer). Ein dhnlicher Effekt ist von der getrof-
fenen Modellannahme zu erwarten, dall Zuwanderer sich bereits in der
zweiten Generation (ein fiir Deutschland fiktives ius soli unterstellt)
hinsichtlich sozialer Struktur und 6konomischem Verhalten nicht mehr
von der lidnger ansissigen deutschen Bevolkerung unterscheiden - eine
Annahme, die angesichts der empirisch vielfdltig belegten starken inter-
generationalen Immobilitat bei Zuwanderern, insbesondere im Bildungs-
verhalten (vgl. z.B. Haisken-DeNew et al. 1997), kaum haltbar er-
scheint.® Ein weiteres, thematisch jedoch verwandtes Problem besteht
darin, daB Leistungsmerkmale zu verschiedenen Altersgruppen attri-
buiert werden und dabei die giinstigere Struktur der &dlteren Jahrginge
auf eine fortgeschrittene Assimilierung zurtickgefithrt wird. Dies
erscheint dann fragwiirdig, wenn — wie im vorliegenden Fall — die Infor-
mationen aus Querschnitts- statt aus echten Langsschnittdaten gewon-
nen werden: Starke Kohorteneffekte konnen die (eigentlich interessieren-
den) Alters- bzw. hier: Assimilierungseffekte tiberlagern.* Die hier ange-
sprochene Problematik erscheint umso bedeutsamer, als die spéater

Berticksichtigung der (im SOEP verfiigbaren) Angaben zu Haushaltsnettoeinkom-
men und Sparbetrigen zu ermitteln.

3 Zusitzliche Unschérfen in der Abgrenzung der heute in Deutschland lebenden
Zuwanderer von der lidnger anséssigen Bevolkerung, beispielsweise bedingt durch
den Umstand, da Zuwanderer der zweiten Generation hiufig die auslindische
Staatsangehorigkeit behalten (aber sich - nach Modellannahme - in sozialer
Struktur und 6konomischem Verhalten nicht mehr von der ldnger ansassigen deut-
schen Bevolkerung unterscheiden sollten), diirften zudem die Gewinnung der
zuwandererspezifischen Modellparameter nicht eben erleichtern.

4 Ein klassisches Beispiel fiir diese Form einer artifiziellen Datengenerierung
sind aus Querschnittsdaten generierte Age-Earnings-Profile, deren Absenkung im
oberen Altersbereich zur (fehlerhaften) Interpretation fiihrt, ab einem gewissen
Alter sei mit einer Einkommensreduzierung zu rechnen.
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realisierten Modellvarianten eine starke Abhingigkeit der Ergebnisse
von der Dynamik der Assimilierung nachweisen. Dem Korrefenten ist
allerdings klar, dal die angesprochene Problematik methodologisch nur
schwer in den Griff zu kriegen ist. Realistischerweise geht es folglich an
dieser Stelle eher um das Postulat, im Beitrag explizit auf diesen Aspekt
hinzuweisen.

Die von Bonin realisierten Sensitivititsanalysen sind sehr leistungsfa-
hig, wenn es darum geht, einer Pauschalkritik an dem fiir die Zuwande-
rung ermittelten positiven Gesamtergebnis mit Bezug auf die gew&hlten
Modellparameter zu begegnen. Es wére wiinschenswert, diesen Bereich
deutlich stirker auszubauen. Die bereits in der jetzt vorliegenden schma-
len Form ersichtlichen Ergebnisse sind nicht nur wissenschaftlich, son-
dern auch fiir die aktuelle Diskussion um die Ausgestaltung einer
zukiinftigen Steuerung der Einwanderung von grofer Bedeutung - so
beispielsweise der Befund, daB eine Selektion der Zuwanderer nach
Altersstruktur deutlich geringere fiskalische Effekte zeitigt als eine
solche nach Qualifikation. Eine systematische Ergebnisdarstellung von
Modellvarianten, die auf unterschiedlichen, durch die Politik steuerba-
ren Szenarien beruht, wire von groflem praktischen Nutzen und wiirde
dem Beitrag zugleich das Potential geben, zu einem viel zitierten Papier
zu werden.
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Die Integration von Zuwanderern in Deutschland:
Aspekte der Politik und des Arbeitsmarktes

Von Barbara Dietz, Minchen™

I. Einleitung

Die Arbeitsmarktintegration von Zuwanderern ist in Deutschland ein
umstrittenes, wirtschafts- und gesellschaftspolitisch aber vordringliches
Thema. Dies ergibt sich unmittelbar aus der Tatsache, dass Deutschland
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges eine betrachtliche Zuwanderung
zu verzeichnen hat und dass es auch kiinftig als eines der bevorzugten
Zuzugslander in Europa gilt.

Ein Blick auf das (west)deutsche Migrationsgeschehen zeigt die Dimen-
sion und Vielschichtigkeit der Zuwanderung auf (Schmidt und Zimmer-
mann 1992; Bade 1994; Rotte 2000). Direkt nach dem Krieg (1945-1950)
kamen 12 Millionen Fliichtlinge und Vertriebene aus Osteuropa und der
Sowjetunion nach Deutschland, 8 Millionen davon lieBen sich im Westen
nieder. Sie fanden als deutsche Staatsbiirger Aufnahme, ebenso wie die
von Ost- nach Westdeutschland gezogenen Ubersiedler und die nach dem
Ende von Flucht und Vertreibung aus Osteuropa und der (vormaligen)
Sowjetunion zugezogenen Aussiedler. Als Arbeitskrifteknappheit zu
Beginn der flinfziger Jahre zur aktiven Anwerbung von ausldndischen
Arbeitnehmern fiihrte, wurden diese in den meisten Fillen nach einem
Rotationssystem angestellt, um langerfristige Immigration zu vermeiden.
Eine dauerhafte Integration der Arbeitsmigranten in Wirtschaft und
Gesellschaft war nicht vorgesehen. Die Rezession in Folge des Olpreis-
schocks gab den Ausschlag fiir einen Anwerbestop im Jahre 1973. Den-
noch nahm die auslindische Bevélkerung aufgrund des Nachzugs von
Familienangehorigen, des natiirlichen Bevolkerungswachstums und der

* Osteuropa-Institut Minchen, Scheinerstr. 11, 81679 Minchen, Tel: 089/
99839630, Fax: 089/9810110, E-Mail: bdietz@lrz.uni-muenchen.de. Der vorlie-
gende Aufsatz entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens ,Neue Migrationen
aus Osteuropa und der vormaligen Sowjetunion“, das dankenswerterweise durch
den Forschungsverbund Ost- und Stidosteuropa (forost) unterstiitzt wird.
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Aufnahme von Fliichtlingen und Asylbewerbern weiter zu. Nach einer
Phase vergleichsweise geringer Migration zwischen 1974 und 1987 stieg
die Zuwanderung nach Deutschland gegen Ende der achtziger Jahre
erneut deutlich an. Ausgelést wurde das Wanderungsgeschehen im
Wesentlichen durch die politische Offnung Osteuropas und den Zerfall
der Sowjetunion sowie durch die kriegerischen Konflikte im vormaligen
Jugoslawien und ethnische Verfolgungen in verschiedenen Teilen der
Welt. Die Immigration der neunziger Jahre wird im Wesentlichen von
Aussiedlern aus Osteuropa und der vormaligen Sowjetunion, Asylbewer-
bern und (Biirgerkriegs)Fliichtlingen getragen. In vergleichsweise gerin-
gem MafBe sind daran auch Arbeitsmigranten aus Osteuropa beteiligt, die
im Rahmen vertraglich geregelter Beziehungen in Deutschland eine
Beschiftigung aufnehmen. Ein neuer Aspekt der Immigration kommt
durch die sogenannte Green Card Regelung ins Spiel. Ab August 2000
koénnen Computerexperten nach Deutschland zuwandern, die als hoch-
spezialisierte Arbeitnehmer mindestens 100 Tsd. DM im Jahr verdienen
miissen und die fiir hochstens 5 Jahre in Deutschland tatig sein diirfen.

Als Folge vielschichtiger Wanderungsbewegungen lebten in Deutsch-
land zu Beginn des Jahres 1999 ca. 7,3 Millionen Ausléander, nahezu ein
Drittel (29%) davon langer als 20 Jahre. Es ist davon auszugehen, dass
ein groBer Teil der in Deutschland lebenden Ausliander nicht mehr die
Absicht hat, in ihre Herkunftslander zuriickzukehren. Zwischen 1950
und 2000 sind zudem etwas mehr als 4,1 Millionen Aussiedler eingewan-
dert, allein 2,4 Millionen seit 1990. Mit Blick auf diese mittlerweile
beachtliche Bevolkerungsgruppe mit Migrationshintergrund wird im Fol-
genden die Arbeitsmarktintegration der Zuwanderer beleuchtet — hier im
Wesentlichen beschriankt auf Immigranten aus den vormaligen Anwerbe-
landern und auf Aussiedler, die seit Mitte der achtziger Jahre nach
Deutschland kamen. Besonderes Interesse gilt den herkunftslandspezifi-
schen Bedingungen der Integration. Die Untersuchung beriicksichtigt
dabei im zweiten Abschnitt die durch die Politik vorgegebenen Rahmen-
bedingungen der Zuwanderung und Integration. Der dritte Teil beschaf-
tigt sich mit empirischen Befunden zur Arbeitsmarktintegration der
Zuwanderer. Ziel ist es, die Einflussfaktoren auf die Arbeitsmarktinte-
gration anhand vorliegender Studien zu benennen und ihre Auswirkun-
gen zu bewerten. AbschlieBend stehen die Risiken und Chancen der Inte-
gration zur Diskussion.
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II. Zuwanderung und Integration: die Rolle der Politik

Die Zuwanderung nach Deutschland wird von gesetzlichen Regelungen
gesteuert, die Aufenthalt und Status unterschiedlicher Immigrantengrup-
pen definieren (Aussiedler, Arbeitsmigranten, deren Familienangehorige,
Flichtlinge und Asylbewerber).
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Abbildung 1: Die Zuwanderung von Aussiedlern nach Deutschland (1950-1999)

Die Aufnahme von Aussiedlern basiert auf einer grundgesetzlichen
Garantie (Grundgesetz, Artikel 116), die Angehorigen der deutschen
Minderheit in Osteuropa und der (vormaligen) Sowjetunion das Recht
auf die Zuwanderung und die Einbiirgerung in Deutschland einriumt.!
Bis zum Beginn der neunziger Jahre kamen die meisten Aussiedler aus
Polen und Ruménien, seither reist die Mehrheit aus der vormaligen
Sowjetunion ein.

Vo6llig andere Vorzeichen gelten dagegen bei der Immigration von Aus-
landern, die als Arbeitsmigranten, im Rahmen des Familiennachzugs

1 Im Verlauf der neunziger Jahre wurden die Aufnahmemodalititen fiir Aussied-
ler deutlich verscharft. Das Aufnahmeverfahren muss nun vom Herkunftsland aus
beantragt werden, die Antragsteller haben einen deutschen Sprachtest zu
bestehen und bis auf die Aussiedler aus der vormaligen Sowjetunion miissen alle
Antragsteller individuell nachweisen, dass sie in ihrem Herkunftsland aus ethni-
schen Grunden diskriminiert wurden.
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Abbildung 2: Zuzilige und Fortziige von Ausléandern und Wanderungssaldo
fiir Deutschland (1954-1999)

oder als Asylbewerber bzw. Fliichtlinge nach Deutschland kommen. Thre
Immigration ist durch grundgesetzliche Garantie (Asyl), durch zwischen-
staatliche Vereinbarungen und durch gesetzliche Bestimmungen geregelt.

Seit 1968 geniefen Zuwanderer aus EU-Staaten Freiziigigkeit, wenn
ihr Lebensunterhalt gesichert ist (fiir Griechenland gilt dies seit 1987,
fur Spanien und Portugal seit 1992). Immigranten aus nicht EU-Staaten
bendtigen dagegen eine aufenthaltsrechtliche Genehmigung und sie
koénnen in Deutschland nur dann eine Beschaftigung aufnehmen, wenn
sie eine Arbeitserlaubnis besitzen. Die Rechtsgrundlage der Immigration
steckt damit die Eckpunkte der Integration in den deutschen Rechtsstaat
und Arbeitsmarkt ab. Darauf basierend formuliert die Integrationspoli-
tik, inwieweit die Inklusion der verschiedenen Immigrantengruppen
angestrebt und staatlich gestiitzt wird.

Die Gewahrung der Staatsangehorigkeit sichert Immigranten beziiglich
ihres Aufenthaltsrechtes ab und sie ist eine wesentliche Voraussetzung
der vollstandigen rechtlichen Gleichstellung mit Einheimischen sowie
der politischen Partizipation. Nach der im Januar 2000 eingefiihrten
Reform des Staatsbiirgerrechtes koénnen Auslinder nach mindestens
achtjahrigem rechtmiBigen Aufenthalt und unter Beachtung verschiede-
ner Auflagen die deutsche Staatsbiirgerschaft erwerben (Thranhardt
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2000).2 Kinder ausléndischer Eltern werden bei Geburt Deutsche, wenn
ein Elternteil seit mindestens acht Jahren ununterbrochen in Deutsch-
land lebt. Damit hat die Bundesrepublik Deutschland in Fragen der
Staatsbiirgerschaft, die bislang auf dem Gedanken der Abstammungs-
gemeinschaft (ius sanguinis) basierte, Elemente des ius soli eingefiihrt.
Die Einbiirgerung von Ausldndern wird aber immer noch restriktiver
gehandhabt als in Staaten, die sich traditionell dem ius soli verpflichtet
fiihlen (z.B. USA und Frankreich). Die im internationalen Vergleich
geringe Einbiirgerungsrate in Deutschland ist maBigeblich auf die restrik-
tive Einbiirgerungspolitik zuriickzufiihren (Brubaker 1992).

Die Rolle des Staates bei der wirtschaftlichen Integration von Migran-
ten manifestiert sich in der Festlegung der Arbeitsmarktkonditionen, der
sozialstaatlichen Absicherung und der Bereitstellung von o6ffentlich
finanzierten FérdermaBnahmen (z.B. berufliche Bildung und Weiterbil-
dung). In Deutschland setzten die Gewerkschaften die Gleichstellung der
zugewanderten Beschiftigten in Arbeitsmarkt und Sozialstaat bereits zu
Beginn der fiinfziger Jahre durch. Wenn nicht durch zwischenstaatliche
Regelungen anderes vereinbart wird (z.B. bei Werkvertragsarbeitneh-
mern), gelten fir Einheimische und Ausléander mit sicherem Aufenthalts-
status nahezu gleiche Bedingungen in Arbeitsmarkt und sozialem Siche-
rungssystem (Heinelt und Lohmann 1992: 20; Vogel 1996: 48). Somit
stlitzt sich die arbeits- und sozialrechtliche Inklusion von Migranten in
Deutschland auf das Territorialprinzip und ist weniger restriktiven
Bedingungen unterworfen als die staatsrechtliche Integration (Santel
und Hollifield 1998: 126).

Direkte staatliche Hilfen kénnen die wirtschaftliche Integration von
Migranten in erheblichem MaRBe absichern. Dies macht die Integration
von Aussiedlern deutlich, die durch ein Spektrum staatlicher Férder-
mafBnahmen unterstiitzt wurde. Im Verlauf der neunziger Jahre
beschrankte der Staat zwar die Anspruchsrechte der Aussiedler in einer
politischen Entscheidung, die die Privilegierung dieser Zuwanderungs-
gruppe reduzieren, und zur Entlastung des Wohlfahrtsstaates beitragen
sollte (Bommes 1996: 239). Trotz starker Kiirzungen im Bereich der wirt-
schaftlichen Foérdermafinahmen koénnen Aussiedler jedoch noch immer
auf eine Reihe staatlicher Unterstiitzungsleistungen zdhlen. Im Wesent-

2 Vorher konnten Auslénder erst nach 15 Jahren ununterbrochenen Aufenthalts
in Deutschland deutsche Staatsbiirger werden.

3 Die Einbiirgerungsrate lag bis zum Jahr 1993, der ersten Reform des Staats-
biirgerschaftsrechtes, unter einem Prozent. In den folgenden Jahren nahm die Ein-
blirgerungsrate zu und betrug im Jahr 1999 1,9% (Statistisches Bundesamt).
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lichen sind dies Sprachférderung, Eingliederungshilfe*, spezifische Hil-
fen zur Arbeitsmarktintegration, Aufnahme in die Rentenversicherung,
Beschleunigung und Vereinfachung der Anerkennung von Ausbildungs-
gangen und Befahigungsnachweisen, Hilfen zur Griindung selbstandiger
Existenzen und besondere MaBnahmen zur schulischen und beruflichen
Integration jugendlicher Aussiedler.

Die Integration ausliandischer Beschiftigter in den Arbeitsmarkt und
deren wirtschaftliche Sicherung verlduft in Deutschland weitgehend
ohne eine - fiir diese Gruppe spezifisch zugeschnittene - staatliche
Unterstiitzung. Auslandische Beschéaftigte konnen jedoch zu gleichen
Bedingungen wie deutsche Arbeitnehmer an arbeitspolitischen Mafnah-
men z.B. zur beruflichen Qualifizierung teilnehmen. Nach den bisheri-
gen Erfahrungen partizipieren Ausldnder aufgrund von Sprach- und Bil-
dungsdefiziten unterdurchschnittlich an diesen Angeboten (Werner und
Seifert 1994: 129).

III. Arbeitsmarktintegration, Status und Herkunftslandspezifik:
empirische Befunde

In der Migrationsliteratur nimmt der Begriff Integration, der in zahl-
reichen Studien verwendet wird, einen zentralen Stellenwert ein. Eine
allseits akzeptierte Definition liegt jedoch nicht vor, was nicht zuletzt
damit zusammenhangt, dass die Frage der Integration von Migranten
unter anderem auch von wirtschafts- bzw. gesellschaftspolitischen Wert-
vorstellungen beeinflusst wird. So stellt beispielsweise eine Gesellschaft,
die kulturelle Pluralitidt unterstiitzt, einen anderen Integrationskontext
dar, als eine, die auf kulturelle Assimilation setzt. Dennoch besteht ein
gewisser Konsens darin, dass Integration bzw. Integrationserfolge daran
bemessen werden koénnen, inwieweit Zuwanderer am Arbeitsmarkt und
in gesellschaftlichen Bereichen des Aufnahmelandes - entsprechend
ihrer Vorstellungen und Voraussetzungen — partizipieren konnen.” Dies
schliet ein, dass Immigranten in Wirtschaft und Gesellschaft keine Dis-
kriminierung aufgrund ihres Migrationshintergrundes erfahren.®

4 Arbeitslose Aussiedler, die im Herkunftsland bereits gearbeitet haben, kénnen
bis zu sechs Monate eine pauschalierte Unterstiitzung zum Lebensunterhalt
bekommen.

5 Eine Diskussion der Literatur zur Integration von Immigranten findet sich bei
Alba und Nee (1997). Die Integration von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt wird
bei Bauer/Lofstrom/Zimmermann (2000) dargestellt. Fiir eine soziologische Dis-
kussion des Integrationsbegriffes bei Arbeitsmigranten in Deutschland vgl. Esser
(1981).
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Wesentliche Fragestellungen zur Bewertung der Integration von Immi-
granten in den Arbeitsmarkt sind daher, ob Zuwanderer Einkommen
erzielen, die denjenigen vergleichbarer Einheimischer entsprechen und
ob vergleichbare Risiken der Arbeitslosigkeit bei zugewanderten und
einheimischen Beschiftigten bestehen. Weiterhin ist von Bedeutung,
welche Bestimmungsfaktoren auf die Einkommen und die Beschaftigung
der Immigranten Einfluss nehmen und ob hier herkunftslandspezifische
Unterschiede festzustellen sind.

1. Die Arbeitsmarktintegration von Auslindern

Ein Blick auf die Beschiftigtenstatistik zeigt, dass die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig beschéftigten Auslinder in Westdeutschland - bei
einem Anstieg der Auslianderpopulation von 6,9 auf 7,3 Millionen zwi-
schen 1995 und 1999 - seit 1995 leicht zuriickgeht.
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Abbildung 3: Sozialversicherungspflichtig beschiftigte Ausldnder und
ausléndische Bevolkerung in Westdeutschland (1973-1999, in Tsd.)

Nahezu zwei Drittel der beschiftigten Auslander in den neunziger
Jahren stammen aus den vormaligen Anwerbelédndern, die meisten davon
aus der Tirkei und aus dem ehemaligen Jugoslawien. Die im Vergleich

6 Ich danke Professor Burda fiir Hinweise zu diesem Abschnitt.
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zu den anderen Landern starke Zunahme der sozialversicherungspflich-
tig Beschéaftigten aus dem vormaligen Jugoslawien ist in erster Linie auf
die Fluchtmigration in Folge des Krieges zuriickzufiihren.

Ein Vergleich der Ausbildungssituation der sozialversicherungspflich-
tig beschiaftigten Auslander und Deutschen weist in zwei ausgewdihlten
Jahren - 1980 und 1999 - auf erhebliche Differenzen zwischen diesen
beiden Gruppen hin.” Uber die Jahre hinweg fand zwar eine Zunahme
der Bildung der ausliandischen Beschiftigten statt, eine Angleichung an
die Position der Deutschen zeichnet sich allerdings nicht ab. Es ist
davon auszugehen, dass vor allem die zweite Generation der Arbeitsmi-
granten zum Anstieg der hoheren Bildungsabschliisse im Jahr 1999 bei-
getragen hat.?
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Abbildung 4: Sozialversicherungspflichtig beschéftigte Ausléander in
Westdeutschland nach Staatsangehorigkeit (1973-1999)

7 Die Beschaftigtenstatistik Westdeutschlands erfasst verschiedene Angaben zu
sozialversicherungspflichtig Beschiftigten jeweils fiir den 30. Juni eines jeden
Jahres. Da die Angaben zur Ausbildung und der beruflichen Position von Deut-
schen und Auslidndern (differenziert nach Herkunftslindern) nicht allgemein
zuganglich sind, werden sie hier nach Bender et al. 2000 zitiert.

8 Untersuchungen zur Bildung der zweiten Migrantengeneration in Deutschland
zeigen, dass diese erheblich unter der Bildung vergleichbarer Deutscher liegt
(Alba et al. 1994, Wagner et al. 1998). Die Bildung der zweiten Migrantengenera-
tion tbertrifft jedoch die ihrer Eltern und die Unterschiede zwischen Ausléndern
und Deutschen nehmen im Zeitverlauf ab (Gang und Zimmermann 2000).
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Die Bildungssituation der ausldndischen Beschiftigten differiert merk-
lich in Bezug auf die Herkunftslinder: Erwerbstéitige aus der Tiirkei
hatten im Jahr 1980 den niedrigsten, diejenigen aus Jugoslawien den
hochsten Bildungsstand. Im Jahr 1999 wiesen dagegen die Erwerbstati-
gen aus Spanien, die im Jahr 1980 noch an zweiter Stelle lagen, die
héchste Bildung auf. Fir diesen Positionswechsel sind die Fluchtmigra-
tionen aus dem zerfallenden Jugoslawien in den neunziger Jahren ver-
antwortlich, durch die weniger gut ausgebildete Personen einreisten.

Nicht nur die Bildungsabschliisse, sondern auch die berufliche Stel-
lung der Arbeitsmigranten in den beiden Vergleichsjahren reflektiert
noch immer die urspriinglichen Anforderungen aus der Anwerbezeit, als
tiberwiegend einfache Arbeiter ohne besondere Qualifikation nachgefragt
wurden.

Tabelle 1

Berufliche Stellung von Deutschen und Ausléindern
nach Staatsangehorigkeit und Geschlecht (1980 und 1999, in %)

Maéanner Frauen
Un- oder Fach- Ange- | Un- oder Fach- Ange-
angelernte arbeiter stellte |angelernte arbeiter stellte
Arbeiter Arbeiter

1980

Deutschland 24 41 34 26 8 66
Tirkei 76 22 2 91 5 4
Jugoslawien 50 46 3 83 7 9
Italien 72 25 4 86 7
Griechenland 74 21 5 89 6

Spanien 65 30 5 83 7 10
Portugal 72 26 2 86 9 5
1999

Deutschland 25 31 44 20 4 76
Turkei 71 23 6 70 5 25
Jugoslawien 57 35 8 64 6 31
Italien 63 27 11 61 6 32
Griechenland 70 19 11 72 5 24
Spanien 49 30 21 46 5 49
Portugal 67 26 7 70 6 24

Quelle: Beschaftigtenstatistik, zitiert nach Bender et al. 2000
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Sowohl 1980 als auch 1999 sind die meisten ausldndischen Beschiftig-
ten aus den ehemaligen Anwerbeléandern als un- und angelernte Arbeiter
tatig. Der Anteil der einfachen Arbeiter ging zwischen 1980 und 1999 bei
den Beschéftigten aller Anwerbeldnder — mit Ausnahme des vormaligen
Jugoslawiens - zuriick, ein AufschlieBen an die beruflichen Positionen
der deutschen Arbeitnehmer konnte jedoch nicht erreicht werden. In der
beruflichen Stellung der Migranten sind betrachtliche herkunftslandspe-
zifische Unterschiede festzustellen. Wahrend beispielsweise bei den
ménnlichen Erwerbstédtigen aus der Tiirkei zwischen 1980 und 1999 die

Tabelle 2

Bildungsabschliisse von Deutschen und Auslindern
nach Staatsangehorigkeit und Geschlecht (1980 und 1999, in %)

Ménner Frauen
Keine Haupt-/ Haupt-/ Abitur| Keine Haupt-/ Haupt-/ Abitur
Aus- Real- Real- Aus- Real- Real-
bildung schule schule bildung schule schule
ohne mit ohne mit
Berufs- Berufs- Berufs- Berufs-
aus- aus- aus- aus-
bildung bildung bildung bildung
1980
Deutschland 5 25 63 7 6 38 53 4
Turkei 20 64 15 1 20 74 5 1
Jugoslawien 15 41 42 1 14 71 14 1
Italien 15 61 23 1 14 75 10 1
Griechenland 14 64 18 3 17 75 7 1
Spanien 15 59 24 2 14 73 12 1
Portugal 22 60 18 1 18 74 8 1
1999
Deutschland 9 15 61 15 10 17 61 12
Turkei 21 50 27 2 23 51 23 3
Jugoslawien 21 37 40 2 20 48 29
Italien 22 43 32 3 22 45 28
Griechenland 23 46 25 5 23 51 20
Spanien 15 37 40 8 17 36 34 13
Portugal 28 42 29 2 28 46 23 4

Quelle: Beschaftigtenstatistik, zitiert nach Bender et al. 2000
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Mobilitdt von an- und ungelernten Arbeitern zu Facharbeitern und
Angestellten gering war, ging der Anteil von an- und ungelernten Arbei-
tern bei den Beschiftigten aus Spanien deutlich zurtick und der Anteil
der Angestellten stieg. Bei den weiblichen Erwerbstatigen aus den vor-
maligen Anwerbeldndern lasst sich zwischen 1980 und 1999 eine hdhere
Mobilitat hin zu Angestelltenberufen erkennen als bei den méinnlichen
auslandischen und bei den weiblichen deutschen Beschiftigten.

a) Einkommensposition und soziale Integration

Die Einkommensposition von zugewanderten und einheimischen
Beschiftigten wurde in einer Reihe fiir Deutschland vorliegender Stu-
dien im Rahmen der Humankapitaltheorie behandelt.® Dabei steht die
Frage im Mittelpunkt, ob die Immigranten ihr mitgebrachtes Humanka-
pital am Arbeitsmarkt des Aufnahmelandes umsetzen kénnen und ob es
ihnen im Laufe der Zeit gelingt, mogliche anfangliche Einkommens-
nachteile im Vergleich zu Einheimischen durch aufnahmelandspezifische
Investitionen in ihr Humankapital auszugleichen. Es wird angenommen,
dass Einkommensunterschiede zwischen Einheimischen und Zuwande-
rern umso geringer sind, je besser das individuelle Humankapital des
Migranten am Arbeitsmarkt des Zuwanderungslandes genutzt werden
kann. Je dhnlicher sich Herkunfts- und Aufnahmeland beziiglich Spra-
che, Ausbildung, institutioneller Bedingungen des Arbeitsmarktes und
wirtschaftlicher Systemkomponenten sind, desto eher wird eine Uber-
tragbarkeit des Humankapitals vermutet. Weiterhin wird postuliert, dass
Immigranten bei entsprechenden Einkommensnachteilen einen starken
Anreiz haben, in aufnahmelandspezifisches Humankapital zu investie-
ren, um im Laufe der Zeit ihre Position zu verbessern. Dies wiirde mit
zunehmender Aufenthaltsdauer zu einer Annaherung der Einkommen
von Immigranten und Einheimischen fiihren.

Die meisten empirischen Untersuchungen der Einkommen von Arbeits-
migranten aus den vormaligen Anwerbeldndern und Einheimischen stel-
len zunichst anfiangliche Einkommensunterschiede zwischen diesen
beiden Gruppen fest.!’ Die geschitzte Einkommensdifferenz nimmt
dabei Werte von 13% bis 19% (Dustmann 1993), 20% (Schmidt 1997)

9 Die Anwendung der Theorie des Humankapitals auf Integrationszusammen-
hénge geht auf Chiswick (1978) zurtick.

10 Die meisten der vorliegenden Einkommensschitzungen nutzten die Daten des
Sozio6konomische Panels (SOEP). Das SOEP wird seit 1984 jahrlich durchgefiihrt.
Es enthilt ca. 6000 Haushalte, von denen etwa 1600 einen ausldndischen Haus-
haltvorstand haben (Wagner et al. 1991). In die Befragung wurden ausldndische
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und um die 25% (Pischke 1992) an.!! Die Hypothese der Einkommens-
angleichung im Laufe der Zeit wird jedoch in diesen Analysen nicht
bestatigt.'

In den Erklarungen, warum die Einkommen der Migranten unter denen
der Einheimischen bleiben, werden verschiedene Argumente vorgebracht.
Dustmann (1993) sieht im (urspriinglich) temporaren Charakter der
Arbeitsmigration und dem dadurch bedingten geringen Anreiz fiir
Zuwanderer, aufnahmelandspezifisches Humankapital zu erwerben, den
wesentlichen Grund fiir die andauernden Einkommensdifferenzen.?
Andere Untersuchungen stellen die Unterschiede bei Einheimischen und
Auslandern in Bezug auf berufliche Positionen und Bildung als Erkla-
rungsfaktor heraus. Einkommensanalysen, die sich nur auf an- und unge-
lernte Arbeiter beziehen oder die im Hinblick auf die Ausbildung und die
berufliche Position der ausléndischen und einheimischen Beschéaftigten
kontrolliert werden, finden kaum noch anfingliche Einkommensunter-
schiede und die Einkommensposition der auslidndischen Beschiftigten
bleibt im Zeitverlauf stabil (Pischke 1992, Schmidt 1997). Dies legt nahe,
dass anfingliche und fortwihrende Einkommensunterschiede zwischen
der Gesamtheit der auslandischen und deutschen Beschéftigten vornehm-
lich auf die andauernden Differenzen in der Ausbildung und der berufli-
chen Position der beiden Gruppen zuriickzufiihren sind.

Eine deskriptive Auswertung der Daten des Sozio6konomischen Panels
kommt zu &hnlichen Ergebnissen. Danach liegen die Einkommen auslan-
discher Beschéftigter aus den vormaligen Anwerbelidndern in zwei ausge-
wahlten Vergleichsjahren, 1984 und 1997, jeweils unter dem Einkommen
deutscher Arbeitnehmer (Miinz et al. 1999: 109). Eine Anndherung der
Einkommen findet im Zeitverlauf nicht statt: der Abstand zwischen den
Einkommen vergroBert sich vielmehr von 13% im Jahr 1984 auf 24 % im
Jahr 1997. Ein Vergleich der Einkommen von Auslédndern und Einheimi-

Haushalte aus fiinf der wichtigsten vormaligen Anwerbelénder (Tiirkei, Spanien,
Griechenland, Italien und Jugoslawien) einbezogen.

11 Dustmann (1993) und Schmidt (1997) stiitzen sich auf die Welle 1 (1984) des
Soziookonomischen Panels, Pischke (1992) nutzt die ersten 6 Wellen des SOEP.

12 Ein grundsétzliches Problem fiir alle erwahnten Studien auf der Basis des
Soziobkonomischen Panels ist, dass die befragten Arbeitsmigranten bereits sehr
lange in Deutschland sind. Anfiangliche Einkommensdifferenzen und Einkommens-
anpassungen lassen sich deshalb nur bedingt identifizieren.

13 Kritisch wurde gegen diese Analyse vorgebracht, dass die berufliche Stellung
der ausléndischen und einheimischen Beschéftigten nicht kontrolliert wurde. Der
Anteil an Angestellten ist bei einheimischen Beschéftigten sehr viel hoher als bei
Auslandern (Schmidt 1997).
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schen nach der Stellung im Beruf, der Branchenzugehorigkeit und der
Beschaftigungsposition stellt kaum Hinweise auf bemerkenswerte Ein-
kommensdifferenzen mehr fest (Miinz et al. 1999).

Wenn Ausldnder weniger als Einheimische verdienen, liegt die Uber-
legung nahe, dass Einkommensunterschiede auf Diskriminierungen
zuriickzufiihren sind. Das wiirde bedeuten, dass ausldndische Arbeitneh-
mer geringer entlohnt werden, obschon sie tiber die gleiche Produktivitat
verfigen wie die Einheimischen. Fir die Situation ausldndischer
Beschiftigter in Deutschland wurde dieser Erklirungszusammenhang
von zwei Arbeiten gepriift (Diekmann et al. 1993, Velling 1995).!* Beide
stimmen darin tiberein, dass von einer bemerkenswerten Einkommens-
diskriminierung ausléndischer Beschiftigter in Deutschland nicht
gesprochen werden kann.

Welche Faktoren sind es, die die Einkommen auslandischer Besché&ftig-
ter bestimmen? Wihrend sich eine in Deutschland absolvierte Schulbil-
dung positiv auf die Einkommensh6éhe auswirkt, hat die Schulbildung
des Herkunftslandes so gut wie keinen Effekt (Licht und Steiner 1994).
Es ist allerdings zu berticksichtigen, dass die meisten ausléandischen
Beschaftigten als un- bzw. angelernte Arbeiter tétig sind, fiir die eine
héhere Schulbildung kaum Auswirkungen auf das Einkommen hat. Eine
im Herkunftsland erworbene berufliche Ausbildung trégt zu einer Stei-
gerung des Einkommens bei, die allerdings geringer ausfillt, als die
Einkommenseffekte einer in Deutschland erworbenen Berufsausbildung.
Dabei erzielt eine in Jugoslawien absolvierte berufliche Ausbildung die
hochsten Einkommenseffekte, wogegen die mitgebrachte Berufsbildung
aus Spanien und der Tiirkei keine Auswirkung auf die Einkommen ver-
spricht (Pischke 1992).!° Dies ist auf die vergleichsweise hohe Qualitit
der beruflichen Bildung in Jugoslawien vor den Desintegrationsprozes-
sen durch den Biirgerkrieg zuriickzufiihren, die auch die formalen An-
forderungen in Deutschland am ehesten erfiillte. Eine Studie zu her-
kunftslandspezifischen Einkommensdifferenzen weist — unter Kontrolle
der Bildung, der Sprachkompetenz und der Linge des Aufenthaltes —
daraufhin, dass Beschaftigte aus Jugoslawien die vergleichsweise héchs-
ten Einkommen vor Erwerbstitigen aus Italien, Griechenland und der
Turkei erzielten, wiahrend spanische Arbeitnehmer an der letzten Stelle
lagen (Schmidt 1992).

14 Die Analyse von Diekmann et al. nutzte Daten des Mikrozensus, die von Vel-
ling eine Stichprobe der Bevolkerungsstatistik der Bundesanstalt fiir Arbeit.

15 Hier ist zu berticksichtigen, dass im SOEP nur Arbeitsmigranten aus dem
vormaligen Jugoslawien berticksichtigt sind, die vor dem Biirgerkrieg kamen.

12 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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Wie zu erwarten, haben gute deutsche Sprachkenntnisse einen positi-
ven Effekt auf die Einkommen der ausléndischen Beschaftigten (Dust-
mann 1994, Miinz et al. 1999, 121).'® Deutsche Sprachkenntnisse sind
nicht nur Eingangsvoraussetzung fiir eine Reihe besser bezahlter Berufe,
sie tragen auch dazu bei, dass Ausléander sich Informationen iiber den
Einstieg in besser bezahlte Positionen beschaffen kénnen. Wenn auslan-
dische Beschiftigte die deutsche Sprache auch schriftlich gut beherr-
schen, starkt dies ihre Einkommensposition. Frauen haben einen grofe-
ren Einkommensgewinn als Ménner, wenn sie gute schriftliche Sprach-
kompetenzen besitzen (Dustmann 1994).

Bemerkenswert ist, dass Schitzungen, die einen Indikator der sozialen
Integration — hier die Identifikation mit dem Aufnahmeland - beriick-
sichtigen, keinen Einfluss der sozialen Einbindung auf die Einkommen-
sposition der Immigranten feststellen (Dustmann 1996).1” Damit wird ein
hiufig vorgebrachtes Argument, dass die (erfolgreiche) soziale Integra-
tion bzw. die Identifikation mit dem Aufnahmeland die Arbeitsmarktin-
tegration positiv beeinflusst, fiir auslandische Beschiftigte in Deutsch-
land nicht bestétigt. Auch in traditionellen Einwanderungsléandern, bei-
spielsweise den USA, gibt es die Erfahrung, dass sich die 6konomische
Integration von Immigrantengruppen nicht notwendig in Abhingigkeit
zu deren Identifikation mit dem Aufnahmeland entwickeln (Portes 1993).

b) Arbeitslosigkeit und ihre Ursachen

Neben den Einkommen stellt Arbeitslosigkeit und deren Dauer einen
wichtigen Indikator zur Integration ausléndischer Beschéftigter in den
Arbeitsmarkt dar. Erstmals wurde Arbeitslosigkeit unter auslédndischen
Erwerbspersonen nach der Olkrise und dem Anwerbestop im Jahre 1973
zum Thema.

Die Arbeitslosenquote der ausléndischen Erwerbspersonen liegt seit
dem Jahr 1974 iber derjenigen der westdeutschen Erwerbspersonen. Im
Lauf der Jahre nahm der Abstand zwischen der Arbeitslosenquote aus-
landischer und einheimischer Erwerbspersonen zu.

In der Erklarung der hohen Auslédnderarbeitslosigkeit herrscht soweit
Einigkeit, als dafiir in erster Linie die Branchen- und Ausbildungsstruk-

16 Allein in der Studie von Licht und Steiner (1994) wurde diese nicht bestétigt.

17 Dieses Ergebnis wird von Miinz et al. (1999: 123) bestatigt. In einer multiva-
riaten Analyse der Einkommensposition von Arbeitsmigranten konnte nur ein sehr
geringer Einfluss sozialer Einflussfaktoren identifiziert werden.
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Abbildung 5: Arbeitslosenquoten von Deutschen und Ausldndern
in Westdeutschland (1970-1999, in %)

tur sowie die berufliche Stellung der auslindischen Beschiftigten ver-
antwortlich gemacht werden (Bender und Karr 1993, Mehrldnder et al.
1996). Auslander konzentrieren sich in bestimmten Wirtschaftszweigen,
z.B. im produzierenden und im Baugewerbe, in denen strukturell
bedingt eine hohe Arbeitslosigkeit vorherrscht. Zudem haben sie - wie
bereits gezeigt — eine im Vergleich zu deutschen Erwerbspersonen gerin-
gere Ausbildung und sind sehr viel haufiger als diese als un- und ange-
lernte Arbeiter titig. Beide Faktoren erhdhen das Arbeitslosigkeitsrisiko.
Im Bezug auf die Dauer der Arbeitslosigkeit werden bei Ausléandern lan-
gere Phasen ohne Beschaftigung festgestellt als bei Deutschen (Bender
und Karr 1993, Miinz et al. 1999).

Die Arbeitslosenquoten von Auslindern verschiedener Herkunftslan-
der differieren deutlich. Erwerbspersonen aus der Tiirkei, Griechenland
und Italien haben eine hohe Arbeitslosenquote zu verzeichnen, wéhrend
Erwerbspersonen aus dem (vormaligen) Jugoslawien, Spanien und Portu-
gal eine vergleichsweise giinstige Position einnehmen.

In einer multivariaten Analyse wurde versucht, die Unterschiede in
den Arbeitslosenquoten bezogen auf die verschiedenen Herkunftslander
zu erklaren (Bender und Karr 1993). Es blieben nationalitdtenspezifische
Unterschiede - mit vergleichsweise geringerem Arbeitslosigkeitsrisiko

12*
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Abbildung 6: Arbeitslosenquoten von Auslidndern in Westdeutschland
nach Staatsangehorigkeit (1970-1999, in %)

bei Portugiesen, Jugoslawen und Spaniern und hoherem bei Tiirken,
Griechen und Italienern - bestehen, obschon die Faktoren Geschlecht,
Region, Qualifikation, Alter und Beruf kontrolliert wurden. Damit
schlieBt die unterschiedliche Zusammensetzung der jeweiligen nationa-
len Gruppen in Bezug auf die genannten Merkmale als Erklarungsfaktor
der differierenden Arbeitslosigkeit aus. Da sich an der Nationalitatenzu-
gehorigkeit eine Reihe wichtiger Faktoren fiir die Arbeitsmarktintegra-
tion festmachen, die hier nicht beobachtet wurden, z.B. die Aufenthalts-
dauer, die Schulbildung, die Riickkehrmotivation, die sprachliche und
alltagskulturelle Kompetenz, die Einbindung in Migrantennetzwerke und
die Einstellung der einheimischen Bevélkerung zur jeweiligen Immigran-
tengruppe, ist zu vermuten, dass diese Faktoren zur Erklarung der
Arbeitslosigkeitsdifferenzen beitragen kénnen.

2. Die Arbeitsmarktintegration von Aussiedlern

Wird nun die Integration von Aussiedlern in den Arbeitsmarkt
beleuchtet, dann sind im Vergleich zu Arbeitsmigranten einige Spezifika
dieser Gruppe festzuhalten.!® Die Aussiedlermigration ist typischerweise
eine Wanderungsbewegung, die die ganze Familie einschliefit. Riickkehr-
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optionen halten sich Aussiedler nur in Ausnahmefillen offen. Obschon
wirtschaftliche Motive bei der Zuwanderung von Aussiedlern von groBer
Bedeutung sind, spielen daneben familidre, ethnische und politische Aus-
reisegrinde eine wichtige Rolle (Seifert 1996a, Dietz 1998). Das Ausbil-
dungsniveau der Aussiedler liegt iiber dem der Arbeitsmigranten aus den
vormaligen Anwerbeldndern (Miinz et al. 1999: 138). Allerdings ist die
schulische und berufliche Bildung durch das (post)sozialistische System
der Herkunftslander geprigt. In nahezu allen Fillen kommen Aussiedler
ohne einen Arbeitsvertrag nach Deutschland, haben aber unmittelbar
nach ihrer Anerkennung freien Zugang zum Arbeitsmarkt. In ihrer
Migrationsgeschichte und dem politisch/6konomischen Kontext der Her-
kunftsstaaten sind sie am ehesten Ubersiedlern vergleichbar. Dies hat
eine Reihe von Studien veranlasst, die Einkommenssituation und die
Arbeitsmarktposition von Ubersiedlern und Aussiedlern im Vergleich zu
bewerten.'?

a) Einkommenssituation und soziale Integration

Eine empirische Analyse der Einkommen von Aus- und Ubersiedlern
kommt auf der Basis des Soziotkonomischen Panels zu dem Ergebnis,
dass zwischen diesen beiden Zuwanderergruppen so gut wie keine
anfanglichen Einkommensunterschiede auszumachen sind (Bauer und
Zimmermann 1995, 1997). Zudem wird festgestellt, dass die Einkommen
der Aussiedler schneller als die der Ubersiedler steigen. Eine deskriptive
Auswertung des Soziookonomischen Panel (1998) findet Aussiedler im
Vergleich zu Einheimischen jedoch in einer ungiinstigen Position: sie ver-
dienen ca. 25 % weniger als einheimische Beschéftigte und sind vordring-
lich als Arbeiter beschaftigt (Kreyenfeld und Konietzka 2001).%°

Eine Analyse der Einkommensdeterminanten weist bei Aussiedlern auf
typische Zusammenhénge, aber auch auf einige Besonderheiten hin.

18 Dies zeigt sich auch in den offiziellen Statistiken. Wahrend Auslidnder in den
meisten offiziellen Statistiken identifizierbar sind, werden Aussiedler als deutsche
Staatsbiirger bis auf wenige Ausnahmen nicht gesondert ausgewiesen.

19 Zudem bietet sich die Referenzgruppe ,Ubersiedler fiir alle Studien an, die
sich auf die Zusatzstichprobe des Soziotkonomischen Panel beziehen. In diese
1994/1995 neu aufgenommene Stichprobe wurden Aussiedler, Ubersiedler und
weitere — seit 1984 nach Deutschland gekommene - Immigranten aufgenommen
(Vgl. Burkhauser et al. 1996).

20 Die starken Einkommensdifferenzen zwischen Einheimischen und Aussied-
lern diirften teilweise auch darauf zuriickzufiihren sein, dass Aussiedler zu einem
hoheren Anteil als Arbeiter tatig sind.
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Zwar ist bei Aussiedlern eine positive Verkniipfung von beruflicher Qua-
lifikation und Einkommenshohe festzustellen, diese wirkt sich aber nur
dann aus, wenn die Aussiedler in ihren Ausbildungsberufen tétig sind
(Kreyenfeld und Konietzka 2001). Im Gegensatz dazu kénnen Aussiedler,
denen es nicht gelingt, wieder in ihrem Beruf Fu} zu fassen, nicht auf
positive Einkommenseffekte durch ihre Berufsausbildung zihlen. Vor
dem Hintergrund, dass zahlreiche Aussiedler nicht entsprechend ihrer
Qualifikation arbeiten, ist dies ein bedenklicher Befund. Gerade 41%
(50%) der ménnlichen (weiblichen) Beschaftigten arbeiten nach den
Daten des Soziookonomischen Panel (1998) in den Berufen, fiir die sie
ausgebildet worden waren.?! Wie zu vermuten, wirken sich sehr gute und
gute deutsche Sprachkenntnisse positiv auf die Einkommen aus (Koller
1997). Gute deutsche Sprachkompetenzen sind bei Aussiedlern nicht
mehr selbstverstiandlich, da sie durch den Minderheitenstatus und die
fortschreitende Assimilation in den Herkunftslandern die deutsche Spra-
che weitgehend verloren haben. Sind Aussiedler in Migrantennetzwerke
eingebunden, dann koénnen sie ebenfalls mit positiven Einkommenseffek-
ten rechnen (Bauer und Zimmermann 1997). Aulerdem zeigen alle vor-
liegenden Einkommensschéitzungen, dass mannliche Aussiedler ein signi-
fikant hoheres Einkommen beziehen als weibliche (Koller 1997, 1998,
Schulz und Seiring 1994, Bauer und Zimmermann 1997).

Wird nach dem Einfluss der sozialen Integration - gemessen an der
Identifikation als Deutsche - auf die Einkommen von Aussiedlern ge-
fragt, dann ergibt sich eine positive Verkniipfung: Aussiedler, die sich als
Deutsche identifizieren, erzielen ein hotheres Einkommen als diejenigen,
die dies nicht tun (Bauer und Dietz 2000). Im Falle der Aussiedler
scheint zu gelten, dass soziale Integration einen positiven Einfluss auf
die wirtschaftliche Integration — hier gemessen an der Einkommenshohe
- hat, was fiir Arbeitsmigranten in Deutschland nicht nachzuweisen ist.
Das ist im Kontext der Aussiedlermigration zu erklaren, in dem ethni-
sche Motive (z.B. die Bewahrung der deutschen Identitdt und die Riick-
kehr in das Herkunftsland der Vorfahren) einen wichtigen Aspekt dar-
stellen. Vor diesem Hintergrund haben Aussiedler, die sich mit Deutsch-
land identifzieren, eine hohe Motivation zum 6konomischen Erfolg.

21 Eine zwischen 1992 und 1994 durchgefiihrte Langsschnittstudie zur berufli-
chen und sozialen Integration von Aussiedlern zeigt ebenfalls, dass ein betrdchtli-
cher Teil der erwerbstitigen Aussiedler einen beruflichen Abstieg in Kauf nehmen
muss. Nach dieser Untersuchung nehmen etwa 40 % der méannlichen und 70 % der
weiblichen Aussiedler Arbeitspldtze ein fiir die sie {iberqualifiziert sind (Jani-
kowski 1999)
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b) Arbeitsplatzsuche und Arbeitslosigkeit

Bei der Suche nach einem Arbeitsplatz sind fiir Aussiedler das Alter,
die Sprachkenntnisse, das Geschlecht, die berufliche Qualifikation und
der im Herkunftsland ausgeiibte Beruf von Bedeutung. Dies zeigt unter
anderen eine Umfrage des Instituts fiir Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung (IAB) mit Aussiedlern, die 1991 einen Deutschkurs absolviert
hatten.?” Danach finden jiingere Aussiedler leichter einen Arbeitsplatz
als altere und auch Aussiedlern mit sehr guten oder guten Deutschkennt-
nissen gelingt die Arbeitsaufnahme eher. Dass Frauen deutlich groBere
Schwierigkeiten haben als Mianner, einen Arbeitsplatz zu finden, besta-
tigt auch eine Untersuchung, die sich auf die Daten des Sozio6konomi-
schen Panels bezieht (Schulz und Seiring 1994). Aussiedler, die ohne
berufliche Ausbildung nach Deutschland kommen, haben geringere
Chancen bei der Arbeitssuche als beruflich qualifizierte Aussiedler. Nach
den Ergebnissen der IAB Studie sind aber die Vorteile qualifizierter im
Vergleich zu unqualifizierten Aussiedlern bei der Arbeitssuche kleiner
als die bei entsprechenden Einheimischen (Koller 1997). Dies ist darauf
zurickzufiihren, dass zahlreiche Aussiedler nicht — wie bereits gezeigt
wurde — ihrer mitgebrachten Ausbildung entsprechend tatig sind. Fir
Aussiedler mit Organisations- , Verwaltungs- , Sozial- und Erziehungs-
berufen gestaltet sich die Suche nach einem Arbeitsplatz sehr viel
schwerer als fir solche, die einen industriellen oder handwerklichen
Beruf erlernt haben (Koller 1997). Hier kommt zweifellos die Sprach-
problematik zum Tragen, aber auch die begrenzte Moglichkeit in
(post)sozialistischen Lindern erworbene Berufsausbildungen in Deutsch-
land umzusetzen. Zudem forderten die staatlichen Integrationshilfen die
Arbeitsmarktintegration der Aussiedler (Klos 1992; Barabas et al. 1992;
Zimmermann 1994).

Die Daten der Arbeitsmarktstatistik — die arbeitslose Aussiedler nur
fir einen funfjahrigen Zeitraum ausweisen — belegen, dass Arbeitslosig-
keit unter Aussiedlern in den neunziger Jahren ein Problem darstellt.
Obschon keine Arbeitslosenquoten ausgewiesen werden konnen, zeigen
die Zahlen, dass Frauen ein deutlich hoheres Arbeitslosigkeitsrisiko als
Manner haben (im Jahr 1998 gab es 98 Tausend arbeitslose Aussiedler,
60% davon waren Frauen). Werden die Daten des Sozio6konomischen
Panels herangezogen, dann betrug die Arbeitslosenquote im Jahr 1998
12%. Damit lag die Arbeitslosenquote der Aussiedler etwas tiber derjeni-

22 Es handelt sich hier um eine Léngsschnittstudie mit 3 Erhebungswellen, die
zwischen 1991 und 1993 durchgefiihrt wurde (Koller 1997).
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gen von einheimischen Deutschen (10,1%), aber unter derjenigen von
Ausléandern (19,6 %).

Empirische Untersuchungen zu den Determinanten von Arbeitslosig-
keit unter Aussiedlern (und Ubersiedlern) belegen herkunftslandspezifi-
sche Risiken der Arbeitslosigkeit. Im Vergleich zu Ubersiedlern und Aus-
siedlern aus Ruménien haben Aussiedler aus der vormaligen Sowjet-
union und Polen eine héhere Arbeitslosigkeitswahrscheinlichkeit (Bauer
und Zimmermann 1997). Dies wird mit der Einbindung in herkunfts-
landspezifische Migrantennetzwerke erklart sowie mit herkunftsland-
spezifischer kultureller und sprachlicher Kompetenz. Seit Jahrzehnten
haben Aussiedler aus Polen und der vormaligen Sowjetunion ihre
Zuwanderungsschwerpunkte in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen,
wohin auch neue Migranten aus diesen Léndern ziehen. Aussiedler aus
Ruménien wandern dagegen iiberwiegend nach Bayern und Baden-Wiirt-
temberg, in Bundeslander also, die eine giinstigere Arbeitsmarktsituation
als Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen aufweisen (Bauer und Zim-
mermann 1997). Zudem haben Aussiedler aus Rumé&nien zu einem sehr
viel héheren Anteil als Aussiedler aus Polen und der vormaligen Sowjet-
union im Herkunftsland in geschlossenen deutschen Siedlungsgebieten
gelebt und konnten dort in starkerem Mafle die deutsche Sprache bewah-
ren, die eine wichtige Zugangsvoraussetzung fiir den Arbeitsmarkt ist.

Je langer sich Aussiedler (und Ubersiedler) in Deutschland aufhalten,
desto geringer wird fiir sie die Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden.
Die wachsenden aufnahmelandbezogenen beruflichen und sprachlichen
Fahigkeiten und die zunehmenden Kenntnisse des wirtschaftlichen
Systems stéarken ihre Arbeitsmarktchancen.

IV. Ausblick: Risiken und Chancen der Integration

Die hier vorgestellten Untersuchungen zeigen, dass die Arbeitsmarkt-
integration von Auslédndern und Aussiedlern von einer Reihe von Risiko-
faktoren begleitet ist. Im Hinblick auf die Einkommensposition lassen
sich jedoch kaum Nachteile identifizieren, wenn auslandische Beschif-
tigte mit Einheimischen gleicher Bildung und beruflicher Stellung ver-
glichen werden. Dies ist auch auf die Bedingungen des deutschen
Arbeitsmarktes zurtickzufiihren, der Lohne stark reguliert und dadurch
- legale — Immigranten vor Einkommensnachteilen schiitzt.

Auslander aus den vormaligen Anwerbelandern gehoren zu einer
bereits lange in Deutschland lebenden Zuwanderungsgruppe, die aus



Die Integration von Zuwanderern in Deutschland 185

eigener und aus der Sicht des Aufnahmelandes zunichst nur temporir
nach Deutschland kam. Trotz des langen Aufenthaltes und obschon es
bereits eine zweite und dritte Migrantengeneration in Deutschland gibt,
sind diese Zuwanderer zu einem sehr viel héheren Anteil in Arbeiterbe-
rufen beschiftigt als Einheimische, ihre Bildung bleibt hinter der der
Einheimischen zurtick und ihr Arbeitslosigkeitsrisiko ist entsprechend
hoher. Im Kontext der Humankapitaltheorie ist es jedoch plausibel, dass
die fur geringqualifizierte Arbeiten temporir angeworbenen Migranten
allein aufgrund des vermuteten kurzen Zeithorizontes im Zuwande-
rungsland wenig Anreiz hatten, aufnahmelandspezifisches Humankapital
zu erwerben. Die geringe mitgebrachte Bildung und die Sprachdefizite
der Arbeitsmigranten stellten zusitzliche Hemmnisse fiir Bildungsan-
strengungen dar. Bei wenig qualifizierten Arbeitern wird eine zusitz-
liche Bildungsinvestition zudem kaum belohnt. Zu berticksichtigen ist
noch eine spezifische Bedingung des deutschen Arbeitsmarktes, der bei
Einstellungen und beim beruflichen Aufstieg starkes Gewicht auf for-
melle Bildungszertifikate legt und dadurch Migranten tendenziell
benachteiligt.

Im Gegensatz zu den ausléandischen Arbeitsmigranten haben Aussied-
ler einen sicheren Aufenthaltsstatus und ihre Zuwanderung ist per-
manent. Die Integrationsrisiken dieser Zuwandergruppe sind jedoch in
einigen Punkten denen der auslandischen Arbeitnehmer vergleichbar.
Wie bei ausldndischen Arbeitnehmern hemmen sprachliche Defizite die
Arbeitsmarktintegration der Aussiedler. Im Bezug auf die Einkommens-
position und die berufliche Integration besteht das Problem weniger in
der geringen Bildung und Ausbildung, als vielmehr in deren Umsetzung.
Die Pragung von Bildung, Ausbildung, Berufserfahrung und Alltagskom-
petenz durch die (post)sozialistischen Herkunftssysteme erschwert die
Ubertragbarkeit des mitgebrachten Humankapitals. Ebenso wie fiir
Arbeitsmigranten stellen auch fiir Aussiedler die hohen Anforderungen
an formelle Bildungszertifikate eine Barriere der Arbeitsmarktintegra-
tion dar. Obschon das Férderprogramm fiir Aussiedler eine beschleunigte
Anerkennung von Bildungsabschliissen vorsieht, wird in der Anerken-
nungspraxis ein zu starres Festhalten an deutschen Ausbildungsstan-
dards beklagt (Michel und Steinke 1996). Dies hat vor allem fiir Aussied-
ler aus der vormaligen Sowjetunion die Nichtanerkennung von Zertifika-
ten oder lange Wartezeiten zur Folge.

Untersuchungen zeigen, dass die zweite und dritte Migrantengenera-
tion, aber auch jugendliche Aussiedler in der schulischen und beruf-
lichen Ausbildung (z.B. in der Erzielung von Ausbildungsabschliissen)
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hinter Einheimischen vergleichbaren Alters zuriickbleiben. Von daher
besteht die Gefahr, dass sich die Integrationsrisiken der Arbeitsmigran-
ten und Aussiedlern fortschreiben.

Welche Schlussfolgerungen sind daraus fiir die Integrationspolitik zu
ziehen? Es ist davon auszugehen, dass Sprachkompetenz sowie schuli-
sche und berufliche Bildung Schliisselfaktoren der Arbeitsmarktintegra-
tion sind. Dies gilt fiir Arbeitsmigranten und deren Kinder ebenso wie
fir Aussiedler. Eine addaquate Sprachforderung dirfte sich daher positiv
auf die Arbeitsmarktintegration auswirken und auch die soziale Integra-
tion der Migranten stirken. Berufliche Fort- und Weiterbildung kann
dazu beitragen, dass Zuwanderer Wissen fiir ihr berufliches Fortkommen
erwerben oder aber, dass sie wieder in die Berufe kommen, fiir die sie
ausgebildet wurden. Positive Erfahrungen liegen hier sowohl fiir die
Arbeitsmarktintegration von Auslandern als auch von Aussiedlern vor.
Bei der schulischen und beruflichen Bildung jugendlicher Auslander und
Aussiedler diirfte es von Bedeutung sein, die mitgebrachten Kompeten-
zen dieser Gruppen stérker zu beriicksichtigen und das Gewicht formel-
ler Bildungszertifikate beim Zugang zu schulischer und beruflicher Bil-
dung zu reduzieren. Im Hinblick auf alle diese integrationspolitischen
MaBnahmen liegt ein wesentlicher Aspekt darin, die Motivation und die
Eigeninitiative der Migranten aufzugreifen und zu stiitzen. Dies kann
aber nur dann gelingen, wenn Immigranten als Teil der deutschen
Gesellschaft akzeptiert werden.
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Abstract

The Integration of Immigrants in Germany:
Policy and Labor Market Aspects

By Barbara Dietz

Since the end of World War II, Germany has been one of the most important
immigrant countries in Western Europe. As a result of ongoing immigration 7.3
million foreigners were residing in Germany in the year 2000. In addition 2.4 mil-
lion ethnic Germans have immigrated since 1990. This paper analyses the integra-
tion of immigrants into the German labor market, focussing mainly on labor
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migrants from former recruitment countries and on ethnic Germans, who moved
to Germany since the middle of the eighties. After reviewing immigration policies
and the modes of incorporation, empirical findings of the labor market integration
of these two immigrant groups will be presented. The empirical studies show that
- although no serious income discrimination could be identified - foreign workers
and ethnic Germans are occupied to a higher degree in low qualified professions
and their unemployment rates are remarkably above those of natives.

JEL classification: F22, J61
Keywords: immigration, labor market assimilation of immigrants
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Kosten der Nichtintegration auslidndischer Zuwanderer

Von Hans Dietrich von Loeffelholz!, Essen

Das Interesse an der 6konomischen Bedeutung von Zuwanderungen
nach Deutschland hat in Politik, Wissenschaft und Gesellschaft in den
vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Dabei wird auch realisiert,
dass die Bundesrepublik seit Ende des II. Weltkrieges weltweit zu den
wichtigsten Immigrationslindern zahlt®>. Hauptursachen fiir das aktuell
gestiegene Interesse sind die Schrumpfung und Alterung der Bevélke-
rung, die ,,Globalisierung” und zunehmende Integration der osteuropaii-
schen Volkswirtschaften in die internationale Arbeitsteilung — gerade
auch durch die absehbare EU-Erweiterung und die Arbeitnehmerfreizii-
gigkeit.

Mit anhaltendem Zuzug, aber auch unter dem Eindruck gravierender
Ungleichgewichte auf den heimischen Arbeitsmirkten riicken indes
Befiirchtungen dartiber in den Vordergrund, dass die weitere Immigra-
tion die Probleme noch verschirfen, die 6ffentliche Infrastruktur tiber
Gebtihr beanspruchen und so erhebliche Anpassungslasten fiir die ansés-
sige Bevolkerung verursachen koénnte. Es werden aber auch zunehmend
Besorgnisse tiber die Kosten geduflert, die infolge der Nichtintegration
der schon langer ansdssigen Zuwanderer in das Bildungs- und Ausbil-
dungssystem sowie in den Arbeitsmarkt bestehen.

Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf Integrationsprobleme, die
sich aus der Zuwanderung nach Deutschland in retro- wie prospektiver
Hinsicht ergaben bzw. in Zukunft ergeben kénnen. Zuniachst wird der
analytische und empirische Rahmen der Untersuchung vorgestellt
(Abschnitt I). Daran schlieBen sich theoretische Uberlegungen zum Kon-
zept der Kosten der Nichtintegration ausldndischer Zuwanderer an (II.);
dabei wird zwischen un- und angelernten Migranten auf der einen Seite,
wie sie fir die Migrationsgeschichte der Bundesrepublik typisch waren,

1 Rheinisch-Westfélisches Institut flir Wirtschaftsforschung (RWI), Essen. Der
Autor dankt Michael Burda fiir sein Korreferat und den Teilnehmern der ARGE-
Tagung fir die lebhafte Diskussion.

2 Vgl. von Loeffelholz/Kopp (1998).
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und hochqualifizierten Arbeitskriften (,,Spezialisten“) auf der anderen
unterschieden. Letztere sollen neuerdings mit der greencard-Initiative
der Bundesregierung® fiir den Informations- und Kommunikationssektor
und in Zukunft moglicherweise auch fiir andere Branchen gewonnen
werden. Auf solche Migranten beziehen sich auch die aktuellen Uberle-
gungen zur stirkeren Steuerung von Zuwanderungen nach gegenwaérti-
gen und zukiinftigen Arbeitsmarkterfordernissen?.

Eine Steuerung wird nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Integra-
tionsdefizite angestrebt, die immer noch bei den schon langer hier ansissi-
gen Ausldndern am Arbeitsmarkt — gerade auch bei den schon hier gebo-
renen — als Folge der mangelnden Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung
bestehen (III.). In diesem Abschnitt werden die Kosten skizziert, die
Wirtschaft und Gesellschaft durch eine Nichtintegration von Zuwande-
rern entstehen, sowie die Aufwendungen fiir MaBnahmen abgeschitzt,
die erforderlich und geeignet erscheinen, die genannten Defizite abzu-
bauen. Weiter werden Strategien entwickelt, wie in Zukunft entspre-
chenden Maéngeln bei den Immigranten und ihren Kindern durch eine
starkere Steuerung von Zuwanderungen anhand von spezifischen Krite-
rien vorgebeugt werden koénnte, die die Bewerber erfiillen sollten.
AbschlieBend werden die wichtigsten Ergebnisse zusammen gefasst und
einige integrationspolitische Schlussfolgerungen gezogen (IV.).

I. Analytischer und empirischer Rahmen

Die Frage der tatsidchlichen Kosten der Nichtintegration von auslandi-
schen Zuwanderern bezieht sich vorrangig auf solche Immigranten, die
in den vergangenen fiinf Jahrzehnten als ungelernte Arbeitskrifte und
spater als Familienangehérige in die Bundesrepublik kamen, die mit
ihren meist in der Bundesrepublik geborenen Kindern schon langer hier
leben und deren Aufenthaltsstatus insoweit als gefestigt zu betrachten
ist. Unter den 7,3 Millionen Ausliandern, die Ende 2000 in Deutschland
wohnten® — weit {iberwiegend in den westlichen Bundeslandern — lebten
hier ca. ein Drittel schon langer als 20 Jahre (2,4 Millionen) und mehr als
die Hilfte langer als zehn Jahre (3,8 Millionen). Unberiicksichtigt blei-
ben im Folgenden trotz dhnlicher Problemlagen die deutschen Zuwande-
rer (,Spataussiedler”), deren Zuzug sich seit Lockerung der Grenzen in
Osteuropa (1988) auf zusammen iiber 2 Millionen Personen summiert®.

3 Vgl. Heilemann/von Loeffelholz (2000).
4 Dazu vgl. Heilemann/von Loeffelholz/Sieveking (2001).
5 Darunter sind 1,6 Millionen in Deutschland geboren.
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In der vorliegenden Analyse ist die Frage nach den Kosten der Nicht-
integration also an die ldnger ans&ssigen ausléndischen Immigranten
adressiert; dementsprechend erfolgt die Konzentration der Untersuchung
auf wirtschaftliche Auswirkungen unterlassener oder mangelhafter Inte-
gration. Es wird gefragt, inwieweit die Beanspruchung und Allokation
der volkswirtschaftlichen Ressourcen suboptimal ist, und das einzel-
und gesamtwirtschaftliche Beschiftigungsniveau sowie die Human- und
Sachkapitalausstattung durch eine verstirkte Integration verbessert
werden koénnten. Vernachlassigt werden kénnen i.a. Riickwirkungen auf
den Arbeitsmarkt in Bezug auf das Lohnniveau und die Beschaftigung’
sowie ihre sektoralen, regionalen und beruflichen Implikationen. Gleich-
wohl handelt es sich im Folgenden um eine partialanalytische Betrach-
tungsweise; es interessieren weniger die kurzfristigen als die langfristi-
gen Kosten der Nichtintegration von Ausliandern. Erstere ligen vor,
wenn z.B. im Konjunkturaufschwung darauf verzichtet wiirde, Auslan-
der verstiarkt als Arbeitskrafte einzusetzen und auf dem Wege tiber die
allfdllige SchlieBung oder zumindest Verringerung von konjunkturbe-
dingt auftretenden Engpéssen am Arbeitsmarkt Chancen auf ein héheres
Sozialprodukt (BIP) und Wirtschaftswachstum zu nutzen, wie dies nach
Barabas u.a. (1992) und Gieseck u.a. (1995) tatsdchlich z.B. zwischen
1988 und 1991 bzw. 1992 geschehen ist.

Die langerfristigen Kosten der Nichtintegration der Ausliander im
Sinne der genannten suboptimalen Allokation der volkswirtschaftlichen
Ressourcen kénnen indes naturgemafl nur mit einer erheblichen Unsi-
cherheitsmarge abgeschatzt werden. Jeder Versuch einer Abschatzung
beruht auf der Gegentiiberstellung der gegenwirtigen Situation und eines
Alternativ- oder Referenzszenarios, bei dem Integration der Zuwanderer
in die Wirtschaft vorausgesetzt wird.

II. Theoretische Uberlegungen, Referenzszenario
und Kostenkonzept

Bei Nichtintegration von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt verlieren
diejenigen heimischen Produktionsfaktoren, deren Produktivkrafte durch
Migranten ergédnzt bzw. deren Produktivitat erhéht wiirden, d.h. zu
denen die Zuwanderer komplementdr sind. Demgegeniiber gewinnen
Einheimische, die bei Nichteingliederung von Migranten nicht verdrangt

6 Zu den Integrationsproblemen dieser Immigranten vgl. den Beitrag von B.
Dietz in diesem Band.
7 Vgl. Bauer (2000).

13 Konjunkturpolitik, Beiheft 52
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oder ersetzt werden®. Besteht die Zuwanderung aus relativ ungelernten
Arbeitskraften, wie dies in der Vergangenheit in der Bundesrepublik
zumeist der Fall gewesen ist, veranschaulicht Graphik 1 die Gewinne
und Verluste im Falle der Integration und analog die bei Nichtintegra-
tion; dabei wird vereinfachend unterstellt wird, dass die heimischen
Arbeitskrifte aus ungelernten und gelernten Kriften bestehen, die bei
gegebener Kapitalausstattung zusammen ein Gut bzw. das Sozialprodukt
herstellen.

Das als lohnunelastisch angenommene Angebot an ungelernter Arbeit
steigt bei Integration von S auf S + I, bei gegebener Arbeitsnachfrage
nach ungelernter Arbeit CF sinkt der Gleichgewichtslohns von w, auf
w;. Vor Integration von Immigranten realisierten die ungelernten
Arbeitskriafte ein Einkommen von insgesamt OGDB, die gelernten —
zusammen mit dem Kapital - eines von BDC, das Sozialprodukt ergab
sich als OGDC. Durch Integration entstehen Einkommen fiir die in Rede
stehenden Zuwanderer (GHEK); die einheimischen Ungelernten verlieren
zugunsten der ansdssigen gelernten Arbeitskréfte (ABDK). Letztere
koénnen nun bei einem Sozialprodukt von OHEC insgesamt AEC auf sich
vereinigen. Ungelernte und gelernte Arbeitskrafte erfahren zusammen
bei Integration einen (Netto-) Wohlstandsgewinn von KDE (,,Harberger-
Triangle®); das Sozialprodukt steigt entsprechend, und die Nichtintegra-
tion ,kostet“ diese Steigerung. Von Verteilungsproblemen zwischen
Gewinnern und Verlierern und etwaigen Kompensationen wird dabei
abgesehen®.

Ungelernte Zuwanderer konnen sowohl Substitute zu einheimischen
Arbeitskraften mit geringer Qualifikation als auch Komplemente zu sol-
chen mit hoherer Qualifikation sein. Sie vermindern tendenziell das
Lohnniveau von anséssigen un- und angelernten Arbeitern, das von qua-
lifizierten Angestellten wird positiv beeinflusst (Zimmermann 1993; De
New, Zimmermann 1994). Insoweit findet bei Nichtintegration von rela-
tiv unqualifizierten Immigranten — dhnlich wie tibrigens bei der Vermei-
dung von alternativen Importen bei wenig anspruchsvollen Giitern aus
den entsprechenden Herkunftslindern'® — keine Umverteilung zulasten
der einheimischen ,Substitute“ statt, deren Lohnniveau bei Integration
tendenziell sinkt bzw. die bei mangelnder Lohnflexibilitdt nach unten
arbeitslos werden. Bei Nichtintegration verlieren die komplementiren

8 Vgl. Borjas (1995), Heilemann/von Loeffelholz (1998) und Bauer (2000).
9 Vgl. OECD (ed.) (1997),
10 Vgl. Collins et al. (1997).
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Schaubild 1: Zuwanderungseffekte

Faktoren, deren Lohnniveau andernfalls stiege und deren Beschafti-
gungssituation sich verbesserte.

Im Falle von gut ausgebildeten Immigranten (,Spezialisten®), die in
Zukunft durch eine entsprechende Steuerung fiir den deutschen Arbeits-
markt - wie tUbrigens auch verstiarkt von anderen hochentwickelten
Volkswirtschaften!! — angeworben werden sollen, gelten im Grundsatz
mutatis mutandis die gleichen Zusammenhdnge: Auch hier sind die
Immigranten i.a. Substitute fiir entsprechende ansissige Arbeitskrifte
und Komplemente fiir solche mit anderen Qualifikationen. Fiir erstere
verschlechtern sich bei Integration von qualifizierten Zuwanderern die
Verwertungsbedingungen fiir ihr Humankapital (,,Rendite“), fir letztere

11 Siehe den Bericht unter http://www.house.gov/-lamarsmith/INSreport.pdf/;
vgl. auch Institut (Hrsg.) (2000).

13*
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verbessern sie sich - vor allem wenn Arbeitspldatze besetzt werden
konnen, die aus Mangel an entsprechend qualifizierten Bewerbern bisher
nicht besetzt werden konnten. Die Einkommensgewinne der auslindi-
schen ,,Spezialisten“ gehen zu Lasten der heimischen Konkurrenten, und
es findet — wie im o.g. Fall der Immigration von ungelernten Arbeitskraf-
ten - eine Umverteilung von den Ansidssigen zu den Zugewanderten
statt. Aber auch hier erfahren alle Arbeitskrifte zusammen einen (Netto-)
Wohlstandsgewinn, das Sozialprodukt steigt. Nichtintegration ,kostet*
diesen Gewinn.

Sind die Zuwanderer hinsichtlich ihrer qualifikatorischen, sektoralen
u.d. Struktur weitgehend identisch mit den anséssigen Arbeitskraften,
wie dies bei den Vertriebenen aus den ehemalige deutschen Ostgebieten
nach dem Ende des II. Weltkriegs nach von Loeffelholz/K&pp (1998) der
Fall gewesen ist, verlieren alle einheimischen Arbeitnehmer bei Integra-
tion bzw. gewinnen bei Nichtintegration und das ,Harberger-Dreieck®
reprisentiert allein den Wohlstandsgewinn bzw. -verlust fiir die Kapital-
eigner — es sei denn, die Zuwanderer brachten so viel Kapital mit, dass
die urspriingliche Kapital/Arbeit-Relation und damit die jeweiligen
Knappheiten der Faktoren unverdndert blieben. In diesem Fall stiege
integrationsbedingt das Sozialprodukt, es giabe keine Verluste, aber auch
keine Gewinne fir die Arbeitskrifte, solange nicht das Kapital trotz
internationaler Kapitalmobilitat ,,auswanderte”. Andernfalls séanken ent-
sprechend das Sozialprodukt und die Beschéftigung, wie Borjas (1995)
und Borjas et al. (1997) zeigten.

Im folgenden werden diese Uberlegungen fiir die angestrebte empiri-
sche Analyse dadurch operationalisiert, dass der Erwerbs- und - als Vor-
aussetzung dafiir - der Bildungsbeteiligung bzw. den jeweiligen Erfolgen
der Auslander die entsprechenden Strukturen der deutschen Erwerbs-
und Bildungsbevélkerung gegeniiber gestellt werden; die Unterschiede
dienen als Indikator fiir eine mangelnde bzw. eine Nichtintegration und
damit fiir ihre ,Kosten“ im Sinne des skizzierten Wohlstandsverlusts. Da
indes die Einebnung der Unterschiede im Sinne einer Assimilierung an
die Beschaftigungs- und Einkommensprofile der Einheimischen, wie
nach Chiswick (1978) und Chiswick/Hatton (2001), weder in absehbarer
Zeit moglich noch nach den obigen theoretischen Uberlegungen wiin-
schenswert erscheint, weil dies die Zuwanderer ihrer Komplementaritét
zu den einheimischen Produktionsfaktoren beraubte bzw. ihre Entgel-
tung fiir den Einsatz ihrer Krifte ihrer Produktivitat stirker anniherte,
soll das Referenzszenario lediglich eine Angleichung an die durchschnitt-
lich gegebenen Bildungs- und Erwerbssituationen beschreiben. Das
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Ausmall der (Nicht-) Integration wird insoweit durch den Vergleich der
(geschétzten) Wertschépfungsbeitriage von Zuwanderern mit den durch-
schnittlichen Beitrdgen der Ansissigen verstanden.

Um zu einerseits empirisch gehaltvollen und andererseits zu quantita-
tiven Aussagen tiber die langfristigen materiellen Kosten einer unzurei-
chenden Integration von Auslidndern in dieser zugegebenermaflen stark
stilisierten Betrachtung zu kommen, miissen die skizzierten Unterschiede
zwischen der tatsdchlichen und der hypothetischen Situation monetari-
siert werden: eine Komponente einer derartigen Bewertung ist der bishe-
rige Beitrag der Auslinder zur volkswirtschaftlichen Wertschopfung als
»gemeinsamer Nenner“ ihrer gegebenen und ohne weitere Integration in
Zukunft zu erwartenden Beteiligung am Wirtschaftsleben. Dabei ist zu
beriicksichtigen, dass dann, wenn der Integrationsprozess nicht voran
kommt, lédngerfristig nach von Loeffelholz/Thréanhardt (1996) sogar ein
Abdriften in die 6konomische Randstandigkeit droht. Die zweite Kom-
ponente ist der Wohlstandsgewinn (,,Harberger-Dreieck”) im Sinne der
(zusatzlichen) Wertschopfung, die bei starkerer Integration in Gestalt der
Anndherung an die in der Volkswirtschaft durchschnittlich gegebenen
Strukturen erreicht werden kénnte. Die Differenz zwischen beiden Kom-
ponenten beschreibt nach diesem — zugegebenermafien groben Konzept —
die Kosten der unzureichenden Integration.

III. Die Kosten aus empirischer Sicht

Die fiir Deutschland insgesamt wie auch fir einzelne Bundeslander
Bayern!?, Nordrhein-Westfalen'®* und Rheinland-Pfalz!* vorliegenden
strukturellen und sozio6konomischen Indikatoren zeigen folgende Ergeb-
nisse zum Stand der Arbeitsmarkt- und Ausbildungsintegration der
schon langer in der Bundesrepublik anséssigen Auslénder:

- Die sektorale Verteilung von deutschen und auslidndischen abgéngig
Beschaftigten unterscheidet sich nach wie vor erheblich (Schaubild 2);
Ahnliches gilt auch fiir Selbstéandige!'®. Auslander - auch jugendliche —
sind starker auf Tatigkeiten im sekundaren Sektor der Volkswirtschaft
(Verarbeitendes Gewerbe und Bau) fixiert und konnten am wirtschaft-

12 Vgl. von Loeffelholz (1997).

13 Vgl. von Loeffelholz/Thrinhardt (1996).

14 Vgl. von Loeffelholz/Kopp (1997).

15 Vgl. von Loeffelholz/Gieseck/Buch (1994); siehe aus internationaler Perspek-
tive Waldinger/Aldrich/Ward (1990).
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Schaubild 2: Sozialversicherungspflichtig Beschéftigte im Produzierenden
Gewerbe, Handel und Dienstleistungsbereich
(1975 bis 1998; in vH der ausléndischen bzw. deutschen Beschiftigten insgesamt)

lichen Strukturwandel hin zu qualifizierteren Bereichen des tertiéren
Sektors, wie Handel, Banken und Versicherungen nur in unzureichen-
dem Ausmal} partizipieren.

— Auslander weisen hinsichtlich der Stellung im Beruf merkliche struk-
turelle Defizite gegeniiber den deutschen Erwerbstéatigen auf; dies gilt
auch und insbesondere fur Auslander der zweiten Generation bzw. fir
juingere Auslander. Problematisch erscheint vor allem der immer noch
hohe Anteil un- bzw. angelernter Arbeiter (Tabelle 1)*¢.

16 Bei der Interpretation der Tabelle sollte freilich im Hinblick auf die soziale
Mobilitat und Integration ins Beschiftigungs-, aber auch ins Bildungssystem
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- Die berufliche Mobilitat ist relativ gering und seit 1993 kaum voran
gekommen (Tabelle 2).

— Die Méangel sind Folge davon, dass z.B. hinsichtlich der schulischen
Ausbildungssituation ausldndischer Jugendlicher trotz erheblicher
Verbesserungen - bis Mitte der neunziger Jahre — immer noch eine
betrachtliche Diskrepanz zur Situation deutscher Jugendlicher
besteht. Dies wird am Beispiel der Schiiler ohne Abschluss im Ver-
gleich von Deutschen und Auslidndern deutlich: wihrend unter den
Deutschen lediglich 5% die Schule ohne Abschluss verlassen, ist es
unter den Auslandern fast ein Finftel. Weiter erreicht mehr als ein
Drittel aller deutschen Schiiler die allgemeine Hochschulreife, aber
nur ein Siebtel der auslandischen Schiiler (Schaubild 3'7).

— Die Miangel werden auch daran deutlich, dass die berufliche Ausbil-
dungsbeteiligung ausldndischer Jugendlicher insgesamt erheblich
unter der der deutschen liegt: Befanden sich 1998 fast zwei Drittel der
deutschen Jugendlichen im Alter zwischen 15 und 18 Jahren in einer
beruflichen Ausbildung, waren es bei den ausldndischen — mit erheb-
lichen nationalititen- und geschlechtsspezifischen Unterschieden -
nicht einmal 40% (Tabelle 3). Das BMBF (2000, S. 63) schreibt: ,,Nach
wie vor ist die Ausbildungsbeteiligung auslandischer Jugendlicher zu
gering und in den letzten Jahren auch wieder zuriickgehend“!®.
Zusammen mit der ebenfalls im Vergleich zu den Deutschen geringe-
ren Beteiligung an hoheren Bildungsgingen (s.o0.) drangt sich der Ein-
druck auf, dass ein erheblicher Teil der ausléndischen Jugendlichen
schon mit der Beendigung der Vollzeitschulpflicht, d.h. mit Vollendung
des 16. Lebensjahres, iiberhaupt ihre Ausbildung abschlieffen und als
Ungelernte ins Berufsleben eintreten.

beachtet werden, dass die Ergebnisse am aktuellen Rand dadurch verzerrt sein
diirften, dass sich seit Beginn der jlingsten Zuwanderungswelle nach Deutschland
im Jahr 1988 ca. 3 Millionen Ausliander aus den unterschiedlichsten Motiven,
Regionen und Anlédssen heraus und mit unterschiedlichster Humankapitalausstat-
tung zusétzlich zu den schon anséssigen 4,5 Millionen in der Bundesrepublik nie-
dergelassen haben. Bei diesen Neuankdémmlingen kann man nicht innerhalb von
wenigen Jahren mit einer spiirbaren Eingliederung in die diversen Gesellschafts-
bereiche rechnen. Im Gegensatz dazu erwartet man in Bezug auf (frihere) , Gast-
arbeiter“-Generationen sowie ihre Kinder und Enkel aufgrund der schon langen
Aufenthaltsdauer in Deutschland von mehr als 15 Jahren eine immer stirkere
Integration. Die entsprechenden Erfolge werden aber aus statistischen Griinden
durch die relativ schlechte ,performance“ der aktuellen Immigranten , iber-
deckt“. Vgl. im einzelnen dazu Hernold/von Loeffelholz (2001).

17 Siehe auch von Loeffelholz (1997).

18 Zu beachten sind auch hier die statistischen Probleme der Unterscheidung
der Zuwanderergenerationen; vgl. FuBinote 16.
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Tabelle 1

Deutsche und ausléindische Erwerbstitige nach der Stellung im Beruf
1984 und 1999; Anteil in %

Ausliander Deutsche
1984 1999 1984 1999
Insgesamt
Ungelernte Arbeiter 22 11 5 4
Angelernte Arbeiter 36 39 12 10
Facharbeiter und Meister 18 20 17 20
Angestellte 14 24 42 50
Selbststandige 7 6 14 10
Beamte 2 1 10 6
im Alter von 18 bis unter 25 Jahre
Ungelernte Arbeiter 31 13 9 7
Angelernte Arbeiter 27 24 11 8
Facharbeiter und Meister 23 22 24 24
Angestellte 16 41 45 53
Selbststandige 2 1 3 2
Beamte 1 0 8 6

Eigene Berechnungen nach Angaben des Soziodkonomischen Panels (SOEP).

- Die bestehenden Ausbildungs- und Arbeitsmarktdefizite spiegeln sich
zusammen genommen zum einen in den um 10 bis 20% unter dem
Durchschnitt liegenden Einkommen der Auslédnder wider. Zum ande-
ren sind sie ein wesentlicher Grund fiir ihre hohe Betroffenheit durch
Arbeitslosigkeit, die hier — &hnlich wie in anderen europaischen, aber
im Gegensatz zu den ,klassischen“ Einwanderungslandern (OECD
2001) — doppelt so hoch ist wie unter Deutschen (Schaubild 4).

Die in sektoraler und soziookonomischer Hinsicht aufgezeigten Inte-
grationsdefizite lassen auf mehrfache Weise volkswirtschaftliche Kosten
bzw. entgangene Ertrage entstehen: Die Branchenstruktur der ausléandi-
schen Arbeitskréafte weicht — wie erwahnt — von der der deutschen erheb-
lich ab und indiziert eine entgangene Bruttowertschépfung; hinzu
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Tabelle 2
Berufliche Mobilitiit der auslindischen und deutschen Erwerbstitigen
in den alten Bundeslindern seit 1984
berufliche Stellung 1993 und 1999; Anteile in %
ungelernt angelernt Fach-  Ange- Selbst- arbeitslos
1984 arbeiter stellter stédndiger
1993

Auslander
Ungelernt 23 48 14 3 1 12
Angelernt 10 61 16 2 8
Facharbeiter 4 18 58 6 2 12
Angestellter 1 4 2 88 1 4
Selbstandiger 2 17 20 50 8
Arbeitslos 5 22 8 47 1 17

Deutsche
Ungelernt 26 45 10 9 1 9
Angelernt 6 47 22 15 2 9
Facharbeiter 1 8 64 14 9 4
Angestellter 1 2 3 85 5 4
Selbstandiger 2 7 4 15 71 1
Arbeitslos 3 22 12 28 15 20

1999

Auslander
Ungelernt 13 51 8 1 2 25
Angelernt 5 49 16 4 4 21
Facharbeiter 1 25 46 10 5 13
Angestellter 0 8 5 74 11 3
Selbsténdiger 4 13 4 33 42 4
Arbeitslos 8 42 8 4 0 38

Deutsche
Ungelernt 23 33 13 19 6 6
Angelernt 8 36 23 19 3 11
Facharbeiter 3 9 45 24 11 8
Angestellter 2 4 4 82 9 6
Selbstandiger 1 6 4 18 69 3
Arbeitslos 9 24 9 31 11 16

Eigene Berechnungen nach Angaben des SOEP.
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1 Bis 1990 fritheres Bundesgebiet, ab 1992 Deutschland.

Schaubild 3: Schulabschliisse von ausldndischen und deutschen Schulabgéngern
(1983 bis 1998%; Anteil in vH)

kommt die inzwischen um 8 %-Punkte gegeniiber Deutschen geringere
Erwerbsbeteiligung (27% gegeniiber 35% 1998'%). Eine der deutschen

19 Die Quoten beziehen sich auf die sozialversicherungspflichtig beschiftigten
Ausléander bzw. Deutsche in % der jeweiligen Bevolkerung in den alten Léndern
der Bundesrepublik. Erwartungsgemifl haben die Quoten in der Anwerbephase in
den funfziger und sechziger noch anndhernd 100 % betragen; sie sind indes in den
siebziger und achtziger Jahren im Zuge der Familienzusammenfiihrungs- und
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Struktur entsprechende Stellung im Beruf bzw. eine entsprechende sek-
torale Verteilung der ausldndischen Arbeitnehmer wiirde mit hoheren
pro Kopf-Beitrdgen zur Wertschépfung einhergehen. Eine giinstigere
Branchenstruktur und insbesondere eine verbesserte Qualifikation der
auslandischen Arbeitnehmer wiirde im Wege einer geringeren Betroffen-
heit von Arbeitslosigkeit entsprechende Kosten in den Sozialetats erspa-
ren®%; allein die Arbeitslosigkeit der Auslander ,kostet grob gerechnet
25 Milliarden DM p.a. an Leistungen und entgangenen Beitridge und
Steuern, denen nur entsprechende Versicherungsbeitrédge aller auslandi-
schen Erwerbstitigen in Ho6he von jahrlich etwa 15 Milliarden DM
gegeniiber stehen?!.

Die bestehenden Unzulédnglichkeiten und Méngel bei der Einbeziehung
in die Bildungs- und Beschaftigungsmoéglichkeiten fithren zu einer sub-
optimalen Allokation des Faktors Arbeit (Humankapital). Die (weiteren)
Bildungsriickstande in den primédren und tertidren Bereichen unterstrei-
chen diese Suboptimalitat. Mit dem Ubergang zur Dienstleistungsgesell-
schaft drohen derartige Defizite weiter zuzunehmen und die Gefahr
anhaltend o6konomischer und gesellschaftlicher Marginalisierung zu
implizieren. Auch das erhohte Arbeitslosigkeitsrisiko der auslédndischen
Arbeitnehmer resultiert aus diesen Exklusionseffekten und belastet die
Sozialhaushalte (s.0.).

Aufgrund der Defizite in Gestalt ihrer unterdurchschnittlichen
Erwerbsbeteiligung und ihren relativ geringen Einkommen tragen die

-bildungsphase (von Loeffelholz /Kopp (1998)) unter das Niveau bei der anséssi-
gen Bevolkerung gesunken.

20 Die Unterschiede in den beruflichen Strukturen von Deutschen und Auslan-
dern koénnen als ein Indiz fiir die Komplementaritit der Auslanderbeschiftigung
auf dem Arbeitsmarkt gesehen werden. Damit stellt sich die Frage, ob mit einer
zunehmenden Angleichung der beruflichen Strukturen von Auslindern und Deut-
schen und damit starkeren Integration aufgrund zunehmender Substitutionalitit
Verdrangungsprozesse am Arbeitsmarkt einher gehen. Die Erfahrungen im Zusam-
menhang mit der Zuwanderungswelle von 1988 bis etwa Mitte der neunziger
Jahre sprechen allerdings gegen diesbeziigliche Effekte (s.0.): Die — wie erwdhnt —
insgesamt rasche Eingliederung der zugewanderten Erwerbspersonen in den
Arbeitsmarkt lasst darauf schlieBen, dass in vielen Fillen eine Nachfrage nach
Arbeitskréaften befriedigt worden ist, fiir die ansassige Arbeitslose z.B. aufgrund
fehlender beruflicher Ausbildung, gesundheitlicher Einschrénkungen oder alters-
bedingter Nachteile nicht in Frage kamen. Freilich war diese rasche Integration
im wesentlichen Folge der giinstigen konjunkturellen Lage auf dem Arbeitsmarkt
im Zuge des Einigungsbooms (Barabas u.a. 1992). Zu den Arbeitsmarkteffekten
von Zuwanderungen vgl. von Loeffelholz/Kopp (1998), Bauer (2000) und von Loef-
felholz (2001).

21 Nach Angaben in Heilemann/von Loeffelholz (1998).
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Tabelle 3

Ausbildungsquoten® auslindischer Jugendlicher in den alten Lindern
nach Staatsangehorigkeit und Geschlecht
1995 und 1998, in %

Staatsangehorigkeit 1995 1998
insgesamt mé&nn- weib- [insgesamt méann- weib-

lich lich lich lich

Alle Auslander 41,1 48,6 32,2 37,8 43,1 31,6

darunter:

Tirkei 44,8 53,6 33,8 42,0 50,8 31,8

Italien 50,3 61,4 38,6 47,7 55,4 39,6

Griechenland 42,0 53,0 30,5 39,1 45,3 32,0

Spanien 63,3 76,3 48,8 73,3 82,7 62,5

Portugal 51,8 65,3 38,3 48,4 56,9 39,4

Zum Vergleich:

deutsche Auszubildende 63,8 74,2 53,1 65,9 76 54,6

Entnommen aus BMBF (2000), S. 63.
! Anteil der Auszubildenden in % der jeweiligen 15- bis unter 18jahrigen Jugendlichen.

Ausléander in der Bundesrepublik, deren Anteil an der Bevélkerung der-
zeit 9% betrigt, vorsichtig gerechnet nur etwa 5% zum BIP bei®?. Dies
entspricht in laufenden Preisen gerechnet ca. 200 Milliarden DM
(2001)*. Darin schligt sich der aktuelle Integrationsstand in monetari-
sierter Form wider, es kommen insbesondere die gegeniiber den in der
Volkswirtschaft insgesamt um 10 bis 20% niedrigeren Produktivititen
bzw. Lohne und Gehélter als Folge eines geringeren Bildungsstands, aber

22 Am 30. Juni 1998 befanden sich unter den 27,2 Millionen (sozialversiche-
rungspflichtigen) Arbeitnehmern in Deutschland knapp 2 Millionen Beschiftigte
mit ausldndischer Staatsangehorigkeit (Auslanderquote: 7,3%). Die geringfiigig,
inoffiziell, informell oder illegal Beschiftigten entziehen sich naturgemaf einer
genaueren Quantifizierung. — Rechnet man zu den 2 Millionen ausldndischen
Arbeitnehmern noch die 250 000 auslandischen Selbststindigen (ohne mithelfende
Familienangehorige) hinzu und bezieht die Summe von 2,25 Millionen ausléndi-
schen Erwerbstitigen auf alle Erwerbstéitigen (36 Millionen), ergibt sich ein Aus-
landeranteil an der Beschéaftigung von ca. 6 %. Vgl. Der Bundesminister fiir Arbeit
und Sozialordnung (Hrsg.) (2000), Tabelle 2.4.

23 Vgl. von Loeffelholz (1992), S. 60ff., wo schon fiir das Jahr 1991 ein Beitrag
der Auslénder zum Sozialprodukt in der (ehemaligen) Bundesrepublik von knapp
200 Milliarden DM genannt wird.
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auch aufgrund spezifischer sektoraler Verteilungen der auslandischen
Arbeitnehmer zum Ausdruck; Ahnliches gilt auch fiir auslindische
Selbststandige, deren monatlicher Bruttoverdienst im Durchschnitt nur
etwa drei Viertel des Vergleichswerts fiir die deutschen Selbststandigen
erreicht®®. Dartiber hinaus ist in Rechnung zu stellen, dass die genannte
(statistisch erfasste) Erwerbsbeteiligung von reichlich 6% erheblich
unter dem erwédhnten auslandischen Bevoélkerungsanteil liegt (9%) und
insofern der Erwerbstatigenbesatz weit unterdurchschnittlich ist.

Wéiren nun die Auslédnder entsprechend starker in das Bildungssystem
und den Arbeitsmarkt integriert, realisierten sie zum einen eine héhere
Produktivitdt und damit hohere Lohne und Gehilter in dem Sinne, dass
sie sich den in der deutschen Volkswirtschaft durchschnittlich gegebenen
Konstellationen stiarker anndherten. Zum anderen nidhme ihre Erwerbs-
beteiligung (Besatz) in der genannten GréBenordnung zu. Damit kénnte
ihr Beitrag zum BIP von gegenwairtig etwa 5% um - vorsichtig geschatzt
- mindestens das 1,2- bis 1,4fache auf 6 bis 7% steigen, was einen
Betrag zu gegebenen Preisen von etwa 240 bis 280 Milliarden DM p.a.
zur Folge hatte. Der Unterschied zwischen dem tatséchlichen und dem
hypothetischen Beitrag zum (laufenden) BIP bei starkerer Integration in
Hohe von jahrlich 40 bis 80 Milliarden DM ist ndherungsweise als volks-
wirtschaftliche Kosten der Nichtintegration von Ausldndern ins Wirt-
schaftsleben Deutschlands zu verstehen; die genannte GréSenordnung
wirde in einem Zehnjahreszeitraum auch dann auflaufen, wenn man
unterstellte, dass durch die Nichtintegration von auslidndischen - wie
auch von deutschen - Immigranten der Produktivitdts- und damit der
Wachstumspfad der deutschen Wirtschaft um nur 0,2 %-Punkte niedriger
verlduft — z.B. statt 2,5 nur 2,3% p.a.

Aufgrund des Anspruchs der 6ffentlichen Hand auf namhafte Teile der
volkswirtschaftlichen Wertschépfung in Form von Steuern und Abgaben,
die zur Bereitstellung 6ffentlicher Giiter und zur interpersonalen und
-generationalen Umverteilung verwendet werden, bedeuten die skizzier-
ten Wertschépfungsverluste entgangene Staatseinnahmen in Hoéhe von
jahrlich 20 bis 40 Milliarden DM. Freilich entstehen staatliche (Mehr-)
Aufwendungen im Zuge einer starkeren Integration, wenn den Qualifika-
tionserfordernissen des Arbeitsmarkts besser entsprochen und z.B. die
Leistungsfahigkeit des Bildungssystems in den Sekundarbereichen I und
II sowie im Tertidrbereich erhalten werden soll. Vorliegende Simulations-
ergebnisse deuten darauf hin, dass dazu unter der Annahme identischer

24 Vgl. von Loeffelholz/Gieseck/Buch (1994), S. 74.
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Schaubild 4: Arbeitslosenquote’ von Auslindern und Deutschen
in Westdeutschland (1960 bis 1999, in %)

Bildungsbeteiligungen von deutschen und auslédndischen Schiilern und
Studenten und bei Aufrechterhaltung gegebener Schiiler-/Lehrer- bzw.
Studenten-/Professoren-Relationen pro Jahr ca. 21/; Milliarden DM bzw.
21/2% mehr an 6ffentlichen Schul- und Hochschulausgaben erforderlich
wiirden (von Loeffelholz, Thranhardt 1996)%°.

Die mit der Integration insbesondere in das Bildungssystem und den
Arbeitsmarkt verbundenen o6ffentlichen Aufwendungen und die an die
nun starker integrierten Auslinder zusiatzlich flieBenden staatlichen
Geld- und Realleistungen koénnten etwa zwei Drittel der o.g. zusatzli-
chen ,Integrations“-Einnahmen der 6ffentlichen Hénde erreichen (13 bis
27 Milliarden DM p.a.), so dass ein fiskalischer ,,Gewinn“ bzw. — anders
gewendet — eine fiskalischer Verlust bei Nichtintegration von Auslédndern
in Hoéhe von 7 bis 15 Milliarden DM p. a. verbliebe.

25 Diese zusitzlichen Investitionen in die Bildungsinfrastruktur werden in den
offentlichen Haushalten zwar tberwiegend als ,Kosten“ der staatlichen Leis-
tungserstellung — vor allem die Personalausgaben fiir zusatzliche Lehrer und Pro-
fessoren — verbucht, sie erscheinen indes gering, wenn es dadurch z.B. gelinge,
100 000 (zusédtzliche) arbeitslose Auslidnder zu vermeiden, die die offentlichen
Hauhalte pro Jahr immerhin mit ca. 5 Milliarden DM ,,belasten®.
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Einen noch héheren Gewinn bzw. niedrigeren Verlust verspricht eine
starker arbeitsmarktgesteuerte Zuwanderung. Mit Hilfe von bestimmten,
in den klassischen Einwanderungslandern Vereinigten Staaten von Ame-
rika, Kanada oder Australien schon lange {iblichen personalen und per-
sonlichkeitsspezifischen Kriterien sollen die Integrationschancen erhéht
und die Eingliederungskosten minimiert werden; allerdings sind hier die
unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedingungen fiir die angel-
séchsischen Arbeitsmirkte gegeniiber den kontinentaleuropidischen im
Allgemeinen und dem deutschen im Besonderen zu berticksichtigen®®.

An erster Stelle moglicher Zuwanderungskriterien stinde das Alter:
Die Zuwanderer sollten zwischen und 20 und 40 Jahre alt sein. In diesem
Alter sind, unabhéngig von der Qualifikation, ihre Arbeitsmarktchancen
am hdchsten; berufliche Weiterqualifikationen seitens des Arbeitgebers
und des Arbeitnehmers rentieren sich am besten, und die sektorale wie
die regionale Mobilitdt dirfte am hochsten sein. Ein zweites Kriterium
ist eine qualifizierte Schul- und Berufsausbildung - ebenfalls wichtig fir
den Erfolg am Arbeitsmarkt. Dies gilt auch fiir deutsche Sprach- und fir
EDV-Kenntnisse, wobei Kenntnisse der englischen Sprache diesen Erfolg
zusétzlich wahrscheinlicher machen. Explizit sektorale, berufliche und
regionale Mobilitdat und die Bereitschaft zu selbststindiger Téatigkeit
treten hinzu. Damit kommen allerdings personlichkeitsorientierte Merk-
male, wie Motivation, Einsatzfreude u.4&., ins Spiel, die erhebliche Pro-
bleme der ex ante-Uberpriifung stellen. Insgesamt lassen sich diese Kri-
terien mit Blick auf den Erfolg noch verschirfen, jedoch ist damit in
zunehmendem MaBe eine strukturpolitische Lenkung der deutschen
Wirtschaft verbunden. Sie wiare im Rahmen einer expliziten Zuwande-
rungspolitik, die bisher weitgehend fehlt, zu formulieren und st68t in
jedem Fall auf eine Reihe ordnungspolitischer Bedenken. Hinzu kommt,
dass mit der Verschirfung der Kriterien zwangsldufig eine Einengung
des Zuwanderungsangebotes und ein erheblicher internationaler Wettbe-
werb um dies Krafte einhergehen wird®’, wobei die wirtschaftlichen
Konsequenzen sowohl in den Herkunfts- als auch den Ziellindern zu
beachten sind. AuBler Frage steht, dass die Abwanderung dieses Poten-
zials die betreffenden Lénder vor erhebliche wachstumspolitische und
fiskalische Probleme stellen kann?®,

26 Vgl. RWI (2001).
27 Dazu vgl. Straubhaar (2000) und IZA (2001).
28 Im Einzelnen vgl. Heilemann/von Loeffelholz/Sieveking (2001).
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IV. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die Integration der Auslidnder in den Arbeitsmarkt und das Bildungs-
system ist in der Vergangenheit spiirbar vorangekommen, gleichwohl
bestehen in Einzelbereichen erhebliche Defizite. So haben die auslandi-
schen Beschiftigten am gesamtwirtschaftlichen Strukturwandel hin zum
Dienstleistungssektor, und dort wiederum vor allem an der Entwicklung
in den gut dotierten Dienstleistungsberufen, nur unzureichend partizi-
piert. Besonders problematisch erscheint auch der weiterhin hohe Anteil
un- bzw. angelernter ausldndischer Arbeiter, der mit verantwortlich ist
fiir ihre relativ hohe Arbeitslosigkeit. Dies impliziert spilirbare volkswirt-
schaftliche Kosten der Nichtintegration der Zuwanderer in das Bildung-
und Ausbildungssystem und - als Folge davon - in den Arbeitsmarkt. Sie
erreichen schatzungsweise Groéfenordnungen von 40 bis 80 Milliarden
DM pro Jahr. Aus finanzwirtschaftlicher Sicht entgehen damit den
offentlichen Haushalten jahrlich zwischen 20 und 40 Milliarden DM p.a.
an Steuer- und Beitragseinnahmen. Im Saldo mit den zuséatzlichen staat-
lichen Aufwendungen zur starkeren Integration sind die fiskalischen
Kosten der Nichtintegration mit 7 bis 15 Milliarden DM zu veranschla-
gen — m.a.W. die Gesellschaft verzichtet durch die Vernachlassigung der
Eingliederung von Zuwanderern auf die skizzierten Betrége, die zur
Schuldentilgung, zu Steuersenkungen bzw. zu zusétzlichen Investitionen
in wichtigen Infrastrukturbereichen, wie Bildung und Verkehr, verwen-
det werden konnten.

Zur Verringerung der Integrationsdefizite ansassiger Ausléander wére
generell ihr Interesse an einer besseren Schul- und Berufsausbildung zu
fordern. Durch eine entsprechende Informationspolitik von Seiten der
privaten, intermedifiren und staatlichen Bildungstrager wire dafiir Sorge
zu tragen, einerseits den Anteil der auslandischen Jugendlichen an wei-
terfiilhrenden Bildungsgingen bis hin zur Fachhochschule und Universi-
tat zu erhohen und andererseits die Anzahl derer, die ihre Schul- und
Berufsausbildung ohne qualifizierten Abschluss beenden, mittel- und
langerfristig wesentlich zu vermindern. Dazu triige auch bei, wenn sich
die jingeren Ausliander starker bei der beruflichen Ausbildung engagier-
ten und wenn sie auch hier den Riickstand zu den deutschen Jugend-
lichen aufholten.

Weiterhin sollten auch verstarkt MaBnahmen zur Erhéhung der

Sprachkompetenz angeboten werden??; das Schwergewicht entsprechen-

29 Vgl. zu den entsprechenden Erfahrungen in den Niederlanden Heilemann/von
Loeffelholz/Sieveking (2001).
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der Curricula miisste bei einer besseren Beherrschung der deutschen
Sprache liegen. Hinzu treten sollte Englisch, um der Internationalisie-
rung der deutschen Wirtschaft und tiberhaupt der Globalisierung besser
Rechnung tragen zu kénnen. Schliellich sollte — etwa auch im Rahmen
von durch Kammern, durch Bundes- und Landesministerien sowie durch
die EU geforderten Modellvorhaben - stirker das Potenzial auslandi-
scher Selbststindiger als Ausbilder geférdert werden, um eine Anpas-
sung der Ausbildungssituation auslédndischer Jugendlicher an die deut-
scher zu unterstiitzen.

Die privaten und staatlichen Initiativen sollten vor allem darauf abzie-
len, die Anpassungsfihigkeit der auslandischen Erwerbspersonen an den
sektoralen und beruflichen Strukturwandel der deutschen Wirtschaft zu
erhohen; dariiber hinaus ist der Wandel auch durch institutionelle Refor-
men zu fordern. Auf Dauer gesehen rentieren sich solche Mafnahmen
nicht nur unter arbeitsmarktpolitischen Aspekten, sondern fiir alle Fisci
und Parafisci sowie fir Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt. Der
volkswirtschaftliche Nutzen besteht — abgesehen von der besseren Aus-
schopfung gegebener Potenziale — nicht zuletzt darin, dass die Gesell-
schaft durch weniger Sozialtransfers in Anspruch genommen wird, und
damit die Kosten der Nichtintegration gesenkt werden kénnten. Aller-
dings ist dabei mit einem erheblichen Zeitbedarf zu rechnen.

Fiir zukiinftige Immigrationen®’, denen sich Deutschland in den nich-
sten Dekaden — wie in den vergangenen - gegeniiber sehen wird, miissten
schlieBlich ,,moderne“ Konzepte fiir eine Zuwanderungspolitik entwi-
ckelt werden, wie sie auch von den klassischen Einwanderungsléandern —
allerdings unter teilweise anderen Arbeitsmarktregimen - verfolgt
werden: Anhand von personalen und personlichkeitsspezifischen Krite-
rien, wie z.B. Alter zwischen 20 und 40 Jahren, qualifizierte Schul- und
Berufsausbildung, Sprach- und EDV-Kenntnisse oder Bereitschaft zu
Selbststandigkeit und Unternehmertum, miifite die Zuwanderung gerade
auch mit Blick auf die EU-Erweiterung®! in Zukunft stirker als in der
Vergangenheit nach absehbaren Arbeitsmarkterfordernissen gesteuert
werden; damit wiirden die Chancen fiir den Arbeitsmarkterfolg der
zukiinftigen Immigranten steigen, und die Kosten einer etwaigen Nicht-
integration von Neuankémmlingen in Wirtschaft und Gesellschaft

30 Zu zukiinftigen Zuwanderungsszenarien, -strategien und -politiken unter
arbeitsmarktpolitischen Aspekten vgl. Heilemann/von Loeffelholz/Sieveking
(2001).

31 Vgl. dazu insbesondere die Beitrige von Briicker und Flaig in diesem Band.

14 Konjunkturpolitik, Beiheft 52



210 Hans Dietrich von Loeffelholz

Deutschlands erscheinen von vorne herein geringer als die fiir die bishe-
rigen Zuwanderergenerationen.

Literaturverzeichnis

Barabas, G./Gieseck, A./Heilemann, U./von Loeffelholz, H. D. (1992): Gesamtwirt-
schaftliche Effekte der Zuwanderung 1988 bis 1991. RWI-Mitteilungen 43:
133-153.

Bauer, Th., (2000): Arbeitsmarkteffekte der Zuwanderung nach Deutschland.
DIW-Wochenbericht 21/2000. Berlin.

Bericht unter www.house.gov/lamarsmith/INSreport.pdf.

BMBF - Bundesministerium fiir Bildung und Forschung (2000): Berufsbildungsbe-
richt 2000. Bonn.

Borjas, G. J. (1995): The Economic Benefits from Immigration. Journal of Econo-
mic Perspectives 9: 3-22.

Borjas, G. J./Freeman, R. B./Katz, L. F. (1997): How much Have Immigration and
Trade Affected the U.S. Job Market? Brookings Papers on Economic Activity 1.
Washington DC: 1-90.

Chiswick, B. R. (1978): The Effects of Americanization on the Earnings of Foreign-
Born Men. Journal of Political Economy 86 (5): 897-921.

Chiswick, B. R./Hatton, T. J. (2001): International Migration and the Integration of
Labor Markets. NBER Paper. Erscheint demnéchst im NBER-Konferenzband
,Globalisation in Historical Perspective®.

Collins, W. J./O’Rourke, K. H./Williamson, J. G. (1997): Were Trade and Factor
Mobility Substitutes in History ? National Bureau of Economic Research Work-
ing Paper No. 6059.

De New, J./Zimmermann, K. F. (1994): Native Wage Impacts of Foreign Labor: A
Random Effects Panel Analysis, Journal of Population Economics 7: 177-192.

Gieseck, A./Heilemann, U./von Loeffelholz, H. D. (1995): Economic Implications
of Migration into the Federal Republic of Germany 1988-1992. International
Immigration Review 29: 693-709.

Heilemann, U./von Loeffelholz, H. D. (1998): Okonomische Auswirkungen der
Zuwanderungen in die Bundesrepublik. Staatswissenschaft und Staatspraxis 9:
103-120.

— (2000): Betrichtliche Rendite. Arbeitsmarkteffekte und fiskalische sowie
wachstumspolitische Implikationen der Zuwanderung von IT-Experten (Green-
Card-Initiative). Wirtschaftswoche 22 vom 25. Mai 2000: 22.

Heilemann, U./von Loeffelholz, H. D./Sieveking, K. (2001): Arbeitsmarktgesteu-
erte Zuwanderung - Szenarien der Zuwanderung sowie rechtliche und institu-
tionelle Aspekte ihrer Steuerung. RWI-Schriftenreihe. Berlin. Erscheint dem-
néchst.


http://www.house.gov/lamarsmith/INSreport.pdf

Kosten der Nichtintegration ausldndischer Zuwanderer 211

Hernold, P./von Loeffelholz, H. D. (2001): Berufliche Integration von Zuwande-
rern. Erscheint demnichst.

Institut fiir Bevolkerungswissenschaft der Humboldt-Universitdt Berlin (Hrsg.)
(2000): Migration und Bevolkerung, Ausgabe 8, November 2000.

IZA - Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (2001): Die Nachfrage nach
internationalen hochqualifizierten Beschaftigten. Ergebnisse des IZA Interna-
tional Employer Survey. Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums fiir Bil-
dung und Forschung. Bonn.

Loeffelholz, H. D. von (1992): Der Beitrag der Auslénder zum wirtschaftlichen
Wohlstand in der Bundesrepublik Deutschland. Eichholz-Brief - Zeitschrift zur
Politischen Bildung 29: 60-75.

— (1997): Kosten der Nichtintegration der auslédndischen Zuwanderer. Vortrag
anlaBlich der Anhérung ,Bayern als Einwanderungsland“ der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN im Bayerischen Landtag am 2. Juni 1997. Miinchen.

- (2001): Wirtschaftliche Auswirkungen von Zuwanderung — Kosten der Nicht-
Integration von Migranten. Bonn. Erscheint demnachst.

Loeffelholz, H. D. von/Gieseck, A./Buch, H. (1994): Die wirtschaftliche Bedeutung
der ausléndischen Selbstandigen. RWI-Schriftenreihe 58. Berlin.

Loeffelholz, H. D. von/Trdnhardt, D. (1996): Kosten der Nichtintegration auslandi-
scher Zuwanderer. Diisseldorf.

Loeffelholz, H. D. von/Képp, G. (1997): Integrieren heiBt Investieren. Okonomi-
sche Bedeutung der auslandischen Bevolkerung in Rheinland-Pfalz unter
besonderer Beriicksichtigung arbeitsmarkt- und finanzpolitischer Aspekte.
Koblenz.

- (1998): Okonomische Auswirkungen der Zuwanderungen in die Bundesrepublik
Deutschland. RWI-Schriftenreihe 63. Berlin.

OECD (ed.) (1997): OECD Economic Survey. United States. Paris.
— (2001): Economic Outlook Nr. 68. Paris.

RWI - Rheinisch-Westfdlisches Institut fur Wirtschaftsforschung (2001): Der
Standort Deutschland im internationalen Vergleich: Zur Lage der Wettbe-
werbsfiahigkeit. RWI-Untersuchungen. Essen. Erscheint demnéchst.

Smith, J. P./Edmonston, B. (eds.) (1997): The New Americans: Economic, Demogra-
phic, and Fiscal Effects of Immigration. Washington DC.

Statistisches Bundesamt (2000): Statistisches Taschenbuch ’99. Arbeits- und
Sozialstatistik. Bonn.

Straubhaar, T., (2000): International Mobility of Highly Skilled: Brain Gain, Brain
Drain or Brain Exchange. HWWA Discussion Paper 88. Hamburg.

Waldinger, R./Aldrich, H./Ward, R. (1990): Ethnic Entrepreneurs. Immigrant Busi-
ness in Industrial Societies. Newbury Park, CA.

Zimmermann, K. F. (1993): Okonomische Konsequenzen der Migration fiir den hei-
mischen Arbeitsmarkt. Miinchener wirtschaftswissenschaftliche Beitrige 93-16
Miinchen.

14*



212 Hans Dietrich von Loeffelholz
Abstract
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Migration, Integration, Assimilation —
worum geht es?

Korreferat zu den Aufsitzen von
Dietz und von Loeffelholz

Von Michael C. Burda, Berlin

Vor allem in den Jahren seit der Wende stellt die volkswirtschaftliche
Integration bzw. Assimilierung von Einwanderern einen Themenkomplex
besonderer Brisanz in der Bundesrepublik dar. Beide der vorliegenden
Aufsatze greifen die groBe Herausforderung der Migration - laut gegen-
wartigen Prognosen in der GroéBenordnung von 200 bis 250 Tausend pro
Jahr im nichsten Jahrzehnt - an die deutsche Wirtschaftspolitik auf. Sie
heben die bisher herausragenden Unterschiede zwischen den deutschen
und ausldndischen Bevilkerungsgruppen als Zeichen der noch ausste-
henden Integration hervor. Ihr Beitrag liegt unter anderem darin, dass
sie die Bildungsliicke unter den auslédndischen Gruppierungen am
Arbeitsmarkt aufzeigen und beleuchten. Ob dies als Grundlage fiir
die Migrations- und arbeitsmarktpolitischen Entscheidungen ausreicht,
bleibt meines Erachtens noch unklar. Im folgenden sollen meine eigenen
Gedanken zum Thema Migration und Integration, als auch einige Kritik-
punkte erlautert werden, die selbstredend als Verbesserungsvorschliage
zu verstehen sind. Meine Ausfithrungen zu beiden Papieren werden im
wesentlichen von vier Fragen begleitet:

1. Welche 6konomischen Folgen hat die Einwanderung fiir die einhei-
mischen Wirtschaftssubjekte? 2. Was versteht man unter Integration bzw.
Assimilierung von Einwanderern? 3. Ist die in 2. definierte Integration
aus 6konomischer Sicht tiberhaupt erstrebenswert? 4. Wie findet diese
Integration bzw. Assimilierung statt? Meines Erachtens wird jede wirk-
same, gut durchdachte Migrations- und Integrationspolitik zwangslaufig
die Antworten auf diese vier Fragen parat halten miissen.
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I. Welche okonomischen Folgen hat die Einwanderung
fiir die einheimischen Wirtschaftssubjekte?’

Es soll zunichst an die Bedingungen erinnert werden, bei welchen die
Einwanderung erstens zu einer Erhthung des Bruttoinlandsproduktes im
Empfangerland und zweitens zu einer Erh6hung des BIP pro Kopf fiihrt.
Aus der bekannten Abbildung von Herrn Loeffelholz geht eindeutig
hervor, dass selbst der Zuzug von ,nackten® Migranten, die beschaftigt
werden, zu einem Zuwachs am BIP filhren muss. Es ist lediglich eine Ver-
teilungsfrage, die uns Kopfschmerzen bereitet. Denn die volkwirtschaftli-
chen Zuwachse werden immer ungleich verteilt: die in der nationalen Pro-
duktionsfunktion als komplementir anzusehenden Faktoren gewinnen,
wahrend die substitutiven Faktoren verlieren. Gibt es eine Moglichkeit,
die Verlierer zu kompensieren, kénnte eine Mehrheit fiir eine Immigration
gefunden werden. Die Lage wird allerdings anders bei einer Verhinderung
der Marktrdaumung — durch Rigiditdten, welche beispielsweise durch das
kollektive Lohnverhandlungssystem oder Effizienzlohne verursacht
werden. Ein Zuzug von unqualifizierten Immigranten in diesem Fall fithrt
lediglich zu mehr Arbeitslosigkeit, die mit Verdrangung der einzelnen ein-
heimischen Arbeitnehmer durch Sortierung und Austausch verkniipft
wird. Diese Arbeitslosen fallen dem Sozialsystem zur Last.

Selbst unter der Annahme der Marktrdumung als ,working hypothe-
sis*“ fithrt die Immigration bei konstanten Skalenertrigen nur dann zu
Pro-Kopf-Zuwiachsen im BIP, wenn die Individuen mit tiberdurch-
schnittlicher Ausstattung an Finanz-, Sach- oder Humankapital einge-
lassen werden. So kann eine selektive Migrationspolitik verstanden
werden. Insofern gilt die Migrationspolitik als Arbeitsmarktpolitik, um
beispielsweise der Spreizung der Lohn- und Gehaltsstruktur Einhalt zu
gebieten. Paradoxerweise konnte eine auf Eliten beschrinkte Green-
Card-Politik, wie sie in Deutschland zukiinftig verfolgt werden soll, zu
einer Nivellierung der Lohnstruktur fiihren. Herrschen Rigiditdten am
Arbeitsmarkt vor, sinkt die Spreizung der berufsspezifischen Arbeitslo-
senquoten. Hingegen fiihrt eine erhthte Teilnahme von unqualifizierten
Immigranten am Erwerbsleben zu einer erh6hten Rendite fiir Humanka-
pital, zu gespreizten Arbeitslosenquoten, oder beidem. Diese eigentlich

1 Auch wenn vorwiegend Okonomen im Publikum anwesend sind, ist es auffal-
lig, wie stark die eigenen politischen Tendenzen oder sogar Glaubenssitze die
Auseinandersetzung farben koénnen; daher wird auf eine Diskussion der politi-
schen, kulturellen und sonstigen Faktoren der Einwanderungsproblematik wei-
testgehend verzichtet.
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nur theoretische Uberlegung findet in der empirischen Datenanalyse
Unterstiitzung.

II. Was versteht man unter Integration
bzw. Assimilierung?

Bei der Lektiire der Aufsétze tat ich mich schwer, eine eindeutige Defi-
nition der Integration ausfindig zu machen. Eine Vielzahl von unter-
schiedlichen Vorstellungen kann den Beitrdgen entnommen werden. Fiir
beide Autoren erscheint die Integration mit einer Konvergenz der bil-
dungs- und sonst arbeitsmarktrelevanten Merkmalen gleichgesetzt zu
werden. Fiur Dietz steht das Merkmal Entlohnung im Vordergrund.
Keiner der beiden Autoren hat verdeutlicht, aus welchen theoretischen
Uberlegungen diese Indikatoren entstehen.

Vordergriindig bei einer Diskussion der Integration sollte meines
Erachtens die Chance fiir die Einwanderer sein, vollstandig am Erwerbs-
leben laut ihrer eigenen Priferenzen partizipieren zu kénnen, die durch-
aus von deutschen Priferenzen abweichen kénnen. Jedoch wurde nur im
Aufsatz von Dietz der Terminus ,,Diskriminierung“ angesprochen. Dieser
ist aber sicherlich einer der wichtigsten aber meist tibersehenen Aspekte
der Integration der Einwanderer: In welcher Hinsicht sind Asylsuchende
tiberhaupt als Arbeitsmarktteilnehmer zu betrachten? Ist das in den 50er
Jahren erkiampfte Recht von Auslandern auf Gleichstellung am Arbeits-
markt mit objektiven MaBstdben zu belegen? Auch wenn eine Diskrimi-
nierung in den Loéhnen der sozialversicherungspflichtig beschéftigten
Auslinder nicht bemerkbar ist, konnte sich das Potential fiir Diskrimi-
nierung in der Form der Marktsegmentierung verlagern. Problematisch
ist, die eindeutige Marktsegmentierung von Ausldndern mit Diskriminie-
rung zu verkniipfen, denn ersteres ldsst sich auch durch die Lebens-
planung von temporidren Migranten begriinden. Ein uneingeschrinktes
Abstempeln der Segmentierung der Auslénder als ,Neo-Feudalismus“
setzt sich Uber die wirtschaftlichen Fakten sowie die wirtschaftliche
Theorie der Migration véllig hinweg.

IIL. Ist die Integration aus 6konomischer Sicht
uiberhaupt erstrebenswert?

Beschriankt sich die Diskussion auf eine gehaltvolle Definition, bleibt
weiterhin die Frage: Welche 6konomischen Vorteile bringt die Assimilie-
rung? Das Schaubild 2 im Papier von Frau Dietz lehrt, dass wiahrend
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eines typischen Jahres in Deutschland 600 bis 700 Tausend Menschen
ein- und auswandern, also etwa 10% des Bestandes. Dieser Fakt 1463t
kaum auf eine stagnierende Arbeitsmarktsituation schliefen, sondern er
deutet vielmehr auf die voriibergehende Migration hin, wobei eine inten-
sive, transitorische Beschaftigung — teils zu erbérmlichen Lebensbedin-
gungen - freiwillig in Kauf genommen wird, um eine permanente Erho-
hung des Lebensverdienstes nach der Riickkehrmigration zu erlangen.
Diese Einschiatzung wird durch die Befunde von Dustmann unterstiitzt,
wonach die Einkommensprofile der Ausldander in Deutschland nicht an
die einheimischen konvergieren, im Gegensatz zum Befund von Chiswick
fiir die USA. Der Lohnabschlag bei den deutschen Migranten stellt ein
endogenes Ergebnis von dynamischen Entscheidungen dar, die in der
stets wandelnden Zusammensetzung des Migrantenbestandes widerge-
spiegelt wird.

Inwiefern wiirde eine Politik der Integration den Interessen solcher
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern dienen? Nach der Definition der
beiden Autoren ist die erfolgreiche Integration mit einem Verschwinden
der komparativen Vorteile der Einwanderer gleichzusetzen. Berufe und
Tatigkeiten, die von Ausléandern ausgeiibt werden, werden aber hiufig
von Deutschen schlicht abgelehnt. Konvergieren die Bildungs- und sons-
tigen Merkmale der Auslénder, verschwindet die 6konomische Begriin-
dung fiir die Nachfrage nach ihren Arbeitskriaften. Dies wiirde zwar die
Entlohnung von qualifizierten Arbeitnehmern weiter im Zaun halten,
zugleich aber wieder Engpésse in den Berufen und Qualifikationsgrup-
pen verursachen, die einst zu der Gastarbeiterpolitik in den 60er und
70er Jahren gefithrt hatten. Eine Verknappung von unqualifizierten
Arbeitnehmern wird vor allem reale Outputverluste mit sich bringen,
deren Hohe mit steigender Komplementaritat der Produktionsfaktoren
zunimmt. Die entscheidende Rolle von unqualifizierten Arbeitskraften in
der ausgelagerten Industrieproduktion und bei einfachen Konsumenten-
dienstleistungen soll iiberzeugen, dal diese Effekte nicht zu vernachlés-
sigen sind. Erst bei Folgegenerationen von Auslandern werden Arbeits-
platze mit den einheimischen Deutschen auszutauschen sein — vorausge-
setzt, man bleibt so lange im Land.?

Ahnlich irrefithrend ist es, das Augenmerk auf eine Konvergenz der
Arbeitslosenquoten bzw. Arbeitslosenverweilzeiten zu lenken, da diese

2 Diese Vision der Assimilierung setzt ein hohes Mal an beruflicher und
ridumlicher Mobilitat voraus, das in unmittelbarer Zukunft kaum realisierbar
sein wird.
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Merkmale bloBe Symptome der Segmentierung in schlecht bezahlten
Industrie- und Berufsprofilen sind, wie auch bei deutschen Erwerbstati-
gen beobachtet werden kann. Integration soll fiir Okonomen zunichst
heiBen: Abbau der Diskriminierung auf allen Ebenen, ohne daf die Aus-
lander gezwungen werden, Lebensldufe anzunehmen, die ihrer Lebens-
planung nicht entsprechen.

IV. Wie findet die Integration bzw.
Assimilierung statt?

Zur Frage der Realisierung der Integration 148t sich einiges sagen,
jedoch werde ich mich auf einen Hinweis beschrianken: Eine Ist-Analyse,
die rein rechnerisch die Konsequenzen der Assimilierung schatzt, wird
aus zwei wesentlichen Griinden fehlschlagen: die Selektivitat der
Migranten und allgemeingleichgewichtige Auswirkungen von Politik-
mafBnahmen. Zum ersteren ist es klar, dal die eingewanderten Auslander
andere Merkmale haben, aber es darf nicht vergessen werden, daf ihre
unbeobachteten Eigenschaften sie auch wesentlich von den Deutschen
unterscheiden diirften. Zweitens muss betont werden, daf3 die Assimilie-
rung von Ausldndern in dem vorgezeichneten Ausmall zweifelsohne das
Allgemeingleichgewicht stéren wird - dies schlieBt die Entlohnungs-
struktur und das Arbeitsmarktverhalten der Einheimischen mit ein. Um
diese Effekte zu beriicksichtigen, muf3 eine komplette Modellierung der
Wirtschaft und ihre Rickkoppelungseffekte der nichste Schritt zur voll-
standigen Analyse der wirtschaftlichen Effekte der Integration sein.

Zum guten Schluf darf ein Koreferent die Aspekte erwidhnen, die
unterbelichtet geblieben sind. Die Rolle der Arbeitsmarktflexibilitit
wire ein wichtiger Teil der Analyse, vor allem insofern eine Reform des
deutschen Arbeitsmarktregelwerks die bevorstehenden Wanderungen zu
einer besseren Integration fithren koénnte. Auf der empirischen Seite
hédtte mir der Vergleich verschiedener Ausldndergruppierungen nach
Nationalititen geholfen zu verstehen, ob die Spataussiedler tatsichlich
anders sind als die Gastarbeiter aus Italien, Spanien, Griechenland und
der Turkei. Mir hatte zudem der direkte Vergleich zu anderen interna-
tionalen Ziellandern gefehlt. Hier meine ich nicht nur die USA, sondern
auch die Niederlande und die skandinavischen Lander, wo die Bevilke-
rungsstruktur der deutschen #hnelt. Letztens hitte ich mehr tiber die
Schattenwirtschaft gehort, welche gegenwirtig viele Beschiaftigungs-
moglichkeiten fiir Ausldnder anbietet, allerdings zu schlechten Bedin-
gungen.
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1. What are the general macroeconomic effects of migration? 2. What is exactly
meant by integration or assimilation of migrants? 3. Is integration desirable, eco-
nomically speaking? And 4. How does integration occur?

JEL classification: J6

Humboldt-University Berlin, Germany



Teilnehmerverzeichnis

64. Wissenschaftliche Tagung der Arbeitsgemeinschaft

deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute (ARGE)

am 26. und 27. April 2001, Berlin

Wissenschaftszentrum Berlin (WZB), Reichpietschufer 50, 10785 Berlin

Leiter der Tagung:

ARGE:

Paul Klemmer (RWI), Vorsitzender des Vorstands der ARGE

Ralf Messer, Generalsekretar der ARGE

Mitgliedsinstitute:

Berlin

Bonn

Bremen

Essen

Halle

Hamburg

Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW)

Klaus F. Zimmermann, Hans Baumgartner, Dérte Héppner,
Gustav A. Horn, Siegfried Schultz, Harald Trabold,
Christian Weise, Herbert Wilkens

Forschungsinstitut der IWVWW e. V.
Karl Heinz Domdey, H. Engelstadter

Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (IZA)
Klaus F. Zimmermann, Rainer Brandl

Institut fir Mittelstandsforschung (IfM)
Rosemarie Kay

BAW Institut fiir Wirtschaftsforschung
Walter Wehling

Rheinisch-Westfalisches Institut fir Wirtschaftsforschung
(RWI)
Paul Klemmer, Silke Gehle, Peter Hernold

Institut fir Wirtschaftsforschung Halle (IWH)
Ridiger Pohl

Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HHWWA)
Thomas Straubhaar, Andreas Kopp



220

Hannover

Kiel

Ko6ln

Mannheim

Miinchen

Niirnberg

Tibingen

Wiesbaden

Teilnehmerverzeichnis

Niedersichsisches Institut fiir Wirtschaftsforschung e. V.
Birgit Gehrke, Ulrike Hardt

Institut fiir Weltwirtschaft an der Universitat Kiel (IfW)
Horst Siebert

Institut der Deutschen Wirtschaft (iw)
Rolf Kroker, Herr Schifer (Biiro Berlin)

Institut fiir Wirtschaftspolitik an der Universitat Koln
Johann Eeckhoff, Pia Weil3

Zentrum fiir Européische Wirtschaftsforschung (ZEW)
Herbert Buscher

ifo Institut fiir Wirtschaftsforschung
Willi Leibfritz, Martin Werding

Osteuropa-Institut Miinchen
Hermann Clement

Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
Elmar Hoénekopp

Institut fiir Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW)
Siegried Caspar

Statistisches Bundesamt
Johann Hahlen

Referenten/Korreferenten:

Holger Bonin (IZA Bonn)

Herbert Briicker (DIW Berlin)

Felix Biichel, Max-Planck-Institut fiir Bildungsforschung
(Berlin)

Michael Burda (Humboldt-Universitat Berlin)
Barbara Dietz (Osteuropa-Institut Miinchen)
Christian Dustmann (University College London)
Gebhard Flaig (ifo Miinchen)

Hans-Olaf Henkel (IBM Deutschland)

Hans Dietrich von Loeffelholz (RWI Essen)
Ulrich Walwei (IAB Niirnberg)



Podium:

Ministerien:

BMA:

BMF:

BMFSFJ:

BMWTI:

Teilnehmerverzeichnis

Hartmut Esser (Universitdt Mannheim, Fakultat fir
Sozialwissenschaften, Lehrstuhl fiir Soziologie und
Wissenschaftslehre)

Bettina Schattat, BMA, Leiterin der Unterabteilung
Auslanderbeschiftigung

Thomas Straubhaar (Prasident, Hamburgisches
Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA))

Cornelius Bernbacher
Barbara Frohlich
Wolfgang Heller

Bodendorf (EA3)
Norbert Hoekstra
A. Miiller (IA3)
Monica Slakey
Britta Velleuer

Gabriele Miiller-List

Gerd Herx
Wolfram Klamm
RuB-Schlosser

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung:

Thomas Uhlig

Bundeskanzleramt:

Presse:

Geue

FAZ: Nico Fickinger

Der Tagesspiegel: Martina Ohm

Die Tageszeitung TAZ: Seidel

TAZ Berlin: Sabine Herre

Wirtschaftswoche: Christian Ramthun

Verbij & Partner tekstproducties: Annemieke Hendriks
Die Zeit: Klaus-Peter Schmid

221



222 Teilnehmerverzeichnis
Universititen:

Rainer Ohliger (Humboldt-Universitat zu Berlin,
Philosophische Fakultét III, Institut fiir Sozialwissen-
schaften, Bevolkerungswissenschaften)

Deutscher Bundestag:

Boehl (CDU/CSU-Bundestagsfraktion)

H. Joachim Engler (SPD-Fraktion)

A. Mann

Thomas Schotten (F.D.P.-Bundestagsfraktion)
Oliver Grof3 (Biiro MdB Eckhard Ohl)
Franziska Heger (i. A. Eckhard Ohl, MdB)

Europaparlament:

Klaus Freitag (Assistent von Herrn Dr. Brie, MAEP)

Senatsverwaltung fiir Arbeit, Soziales und Frauen Berlin,
Die AuslinderBeauftragte

Andreas Germershausen

Botschaften:

Tomasz Kalinowski (Botschaftsrat, Botschaft der Republik
Polen, Wirtschafts- und Handelsabteilung)

Edit Masika (Botschaftsratin Ungarische Botschaft)
Stafeckis (Botschaftsrat, Botschaft von Lettland)

Mari Neuvonen-Vuojarvi, (II Botschaftssekretirin, Botschaft
von Finnland)

Andrzej Wyrfel (Handelsattaché, Botschaft der Republik
Polen)

Landesvertretungen:

Thomas Georgi (Wirtschaftsreferent, Landesvertretung des
Freistaats Sachsen)

Parteien:

Karen Hiibner (Wirtschaftsrat der CDU e. V., Berlin)



Teilnehmerverzeichnis 223

Institutionen/Verbinde/Stiftungen/Unternehmen:

Robert Henkel (BDI, Bundesverband der Deutschen
Industrie)

Annette Heuser (Bertelsmann Stiftung Briissel)
Claudia Puchert (Konrad-Adenauer-Stiftung Berlin)
Wolfgang Scheremet (DGB Bundesvorstand)

Martin Wolburg (Sachverstandigenrat)



	Vorwort
	Inhalt
	Hans-Olaf Henkel: Perspektiven der Zuwanderungspolitik. Zusammenfassung
	I. Strukturen der bisherigen Zuwanderung nach Deutschland
	II. Die demographische Krise und ihre Folgen
	III. Elemente einer modernen Zuwanderungspolitik

	Zum Umfang künftiger Zuwanderung
	Herbert Brücker: Die Folgen der Freizügigkeit für die Ost-West-Migration. Schlussfolgerungen aus einer Zeitreihenanalyse der Migration nach Deutschland, 1967 bis 1998
	I. Einleitung
	II. Theoretischer Hintergrund und Spezifikation des Modells
	1. Theoretischer Hintergrund
	2. Spezifikation des Panel-Modells

	III. Beschreibung der Datengrundlage
	IV. Schätzergebnisse
	1. Test of Kointegration
	2. Ergebnisse der Schätzungen des Fehlerkorrekturmodells
	3. Schätzung der fixen Effekte

	V. Simulation des Migrationspotentials
	1. Annahmen über die exogenen Variablen
	2. Simulationsergebnisse
	a) Sensitivität im Hinblick auf das BIP zu Kaufkraftparitäten und zu laufenden Wechselkursen
	b) Unterschiedliche Annahmen über die Einkommens- und Arbeitsmarktentwicklung
	c) Sensitivität der Ergebnisse im Hinblick auf die Wahl der Stichprobe


	VI. Schlussfolgerungen
	Literatur
	Abstract
	Anhang

	Gerhard Flaig: Die Abschätzung der Migrationspotentiale der osteuropäischen EU-Beitrittsländer
	I. Einleitung
	II. Theoretische Vorüberlegungen
	III. Schätzung des Migrations-Modells
	IV. Prognose der Wanderungsströme und Migrantenbestände aus den mittel- und osteuropäischen Ländern
	V. Zusammenfassung
	Literaturverzeichnis
	Abstract

	Christian Dustmann: Probleme der Prognose von Wanderungsbewegungen im Zuge der Osterweiterung der EU. Korreferat zu Herbert Brücker und Gebhard Flaig
	I. Modellspezifikation
	II. Daten
	III. Rückkehrmigration
	IV. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
	Literatur
	Abstract


	Zu den Wirkungen der Migration
	Ulrich Walwei: Strategien zur Erschließung von Personalreserven: Ausschöpfung des heimischen Potenzials und/oder arbeitsmarktbedingte Zuwanderung?
	I. Paradigmenwechsel in der beschäftigungspolitischen Diskussion
	II. Besetzungsprobleme und Anspannungstendenzen auf dem hiesigen Arbeitsmarkt
	1. Betriebserhebungen zu Stellenbesetzungsfragen
	2. Analysen der globalen Arbeitsmarktentwicklung
	3. Arbeitsmarktprojektionen

	III. Erschließung von Personalreserven
	1. Aktivierungsstrategien
	2. Arbeitszeitstrategien
	3. Ausschöpfungsstrategien
	4. Bildungsstrategien
	5. Zuwanderungsstrategie

	IV. Fazit
	Literaturverzeichnis
	Abstract

	Helmut Seitz: Strategien zur Erschließung von Personalreserven: Arbeitsmarktbedingte Zuwanderungen und bedenkenswerte Alternativen. Korreferat zum Papier von Ulrich Walwei
	Abstract

	Holger Bonin: Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland: Eine Generationenbilanz
	I. Einleitung
	II. Zuwanderung und Nachhaltigkeit der Fiskalpolitik
	III. Datengrundlage und Parameterschätzungen
	1. Demographische Projektionen
	2. Fiskalpolitische Parameter

	IV. Der intertemporale Beitrag der Zuwanderer zum Staatshaushalt
	1. Generationenkonten der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung
	2. Intertemporale Haushaltsüberschüsse nach Zuwandererkohorte
	3. Νachhaltigkeitsgewinne der inländischen Bevölkerung bei Migration
	4. Sensitivitätsanalyse

	V. Schlussfolgerungen
	Literaturverzeichnis
	Abstract

	Felix Büchel: Fiskalische Effekte der Zuwanderung nach Deutschland: Eine Generationenbilanz. Korreferat zu Holger Bonin
	Literaturverzeichnis


	Zur Gestaltung von Zuwanderung und Immigration
	Barbara Dietz: Die Integration von Zuwanderern in Deutschland: Aspekte der Politik und des Arbeitsmarktes
	I. Einleitung
	II. Zuwanderung und Integration: die Rolle der Politik
	III. Arbeitsmarktintegration, Status und Herkunftslandspezifik: empirische Befunde
	1. Die Arbeitsmarktintegration von Ausländern
	a) Einkommensposition und soziale Integration
	b) Arbeitslosigkeit und ihre Ursachen

	2. Die Arbeitsmarktintegration von Aussiedlern
	a) Einkommenssituation und soziale Integration
	b) Arbeitsplatzsuche und Arbeitslosigkeit


	IV. Ausblick: Risiken und Chancen der Integration
	Literaturverzeichnis
	Abstract

	Hans Dietrich von Loeffelholz: Kosten der Nichtintegration ausländischer Zuwanderer
	I. Analytischer und empirischer Rahmen
	II. Theoretische Überlegungen, Referenzszenario und Kostenkonzept
	III. Die Kosten aus empirischer Sicht
	IV. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
	Literaturverzeichnis
	Abstract

	Michael C. Burda: Migration, Integration, Assimilation – worum geht es? Korreferat zu den Aufsätzen von Dietz und von Loeffelholz
	I. Welche ökonomischen Folgen hat die Einwanderung für die einheimischen Wirtschaftssubjekte?
	II. Was versteht man unter Integration bzw. Assimilierung?
	III. Ist die Integration aus ökonomischer Sicht überhaupt erstrebenswert?
	IV. Wie findet die Integration bzw. Assimilierung statt?
	Abstract


	Teilnehmerverzeichnis



